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Vorwort. 


Der 1 der een Arbeit iſt, einen Aberblic 
zu geben, über die Entwickelung des Armenweſens der Stadt 
Greifswald von ſeinem erſten Entſtehen bis zum Ausbruch 
des Weltkrieges. 

Urſprünglich hatte ich die Abſicht, eine ſyſtematiſche Glie⸗ 
derung nach den Geſichtspunkten der offenen und geſchloſſenen 
Armenpflege vorzunehmen; doch mußte ich dieſen Plan wieder 
fallen laſſen, da es einmal an den nötigen ſtatiſtiſchen Angaben 
fehlt, dann aber auch in älterer Zeit die offene und die ge⸗ 
ſchloſſene Armenpflege häufig ineinander übergreifen. 

Eine Durchführung der Unterſcheidung zwiſchen kirch⸗ 
licher, privater, und ſtädtiſcher Armenpflege für die ganze Zeit 
war auch nicht gut möglich, da eine genaue Trennung dieſer 
Zweige erſt in neuerer Zeit vorgenommen wurde. 

Daher mußte ich ganz chronologiſch vorgehen. 

In der Entwicklung des Greifswalder Armenweſens 
1 ich 4 Hauptabſchnitte unterſcheiden: 

1. die Zeit von der Gründung der Stadt bis zur Reformation; 

2. die Periode von der Reformation bis zum Erlaß des 

Rleceſſes vom Jahre 1621; 

3. den Zeitraum vom Jahre 1621 bis zur Mitte des 19. Jahr⸗ 

hunderts; 

4. den Abſchnitt von 1850 bis zum Beginn des Welttrieges ö 

An dieſer Stelle ſei es mir auch geſtattet, meinem hoch⸗ 
verehrten Lehrer Herrn Profeſſor Dr. jur. et Dr. phil. Kähler 
meinen verbindlichſten Dank auszuſprechen für die zahl⸗ 
reichen Anregungen, die er mir zu dieſer Arbeit gegeben hat. 


I. Abſchnitt. 
Das Armenweſen bis zur Reformationszeit. 
Die Armenpflege wird ausgeübt: 
a) durch die drei Kirchen. 


Das ganze Mittelalter hindurch ruhte die Armenpflege 
vornehmlich in den Händen der Kirche. Um daher den Ur⸗ 
ſprung des Armenweſens einer Gemeinde zu ermitteln, iſt es 
nötig, auf die örtlichen kirchlichen Einrichtungen zurückzu⸗ 
gehen. In Greifswald kann man die Erbauung des älteſten 
Gotteshauſes, der Marienkirchen), bis in die erſte Hälfte des 
13. Jahrhunderts verfolgen, während die Jacobi⸗) und die 
Nikolaikirches) einige Zeit ſpäter entſtanden ſind. Die lokalen 
Anfänge der kirchlichen Armenpflege Greifswalds ſind dunkel. 
Nur ſoviel läßt ſich erkennen, daß damals wie faſt überall in 
Deutſchland, ſo auch in Greifswald die Armenpflege von der 
Kirche ausſchließlich durch Almoſengeben ausgeübt wurde. 
| Zu dieſem Zwecke waren in den drei Gotteshäuſern 
Almoſenbüchſen aufgeſtellt, worin die Kirchenbeſucher nach 
Stand, Vermögen und Neigung ihre Scherflein legten. Die 
Erträgniſſe dieſer Sammlungen gelangten an beſtimmten 
Tagen in der Woche an die Armen zur Verteilung. Man unter⸗ 
ſtützte die Armen zu jener Zeit aber noch nicht nach dem Grade 
der Bedürftigkeit, ſondern ſpendete die Almoſen ganz will⸗ 
kürlich an alle mehr oder minder Bemittelte, indem der Grund⸗ 
ſatz vertreten ward: „Je mehr Almoſen, deſto beſſer für das 
künftige Seelenheil!“ 


1) Pol, Geſchichte der Greifswalder Kirchen und Klöſter, I. Teil, 
S. 477. 

2) Derſelbe, S. 603. 

3) Derſelbe S. 251. 


b) durch die Brüderſchaften. 


Seit dem 14. Jahrhundert wurden an den hieſigen Kir⸗ 
chen ſogenannte Brüderſchaften errichtet, die ſich der Armen 
ganz beſonders annahmen. Urſprünglich ſetzten ſich dieſe 
Vereinigungen nur aus Geiſtlichen zuſammen; doch waren 
ihnen bald auch Männer aus dem Laienſtande willkommen. 


Da die Mitglieder am erſten eines jeden Monats (calendae) 


zur Beratung ihrer Angelegenheiten zuſammenkamen, en 
ie auch Kalandsbrüder. 


Die älteſte Brüderſchaft befand ſich an der Nikolaikirche 
und nannte ſich der Heiligen Maria Magdalena zu Ehren. An 
der St. Marienkirche gab es eine St. Gregorius⸗Brüderſchaft, 
während die Jakobikirche eine Brüderſchaft zu den 12 Apoſteln 
aufzuweiſen hatte. Im Laufe der Zeit entſtanden noch mehrere 
Vereinigungen dieſer Art, die aber alle mit der Einführung 
der Reformation ihr Ende erreichten). Aus einem Ablaßbriefe 
aus dem Jahre 1434 geht hervor, daß die geiſtlichen Mitglieder 


der Greifswalder Brüderſchaften an beſtimmten Tagen im 


Jahre Meſſe laſen und Predigten hielten und bei dieſen Ge⸗ 
legenheiten milde Gaben an die Armen austeilten?). 


c) durch die beiden Klöſter. 


Neben der Kirche und den Brüderſchaften waren es 
auch die beiden Klöſter, die für die Armen ſorgten. Das älteſte 
Kloſter wurde im Jahre 1242 in Greifswald gegründets). 
Danmals ſchenkte der Graf von Gützkow, Jaczo der I., dem 
Finanziskanerorden, der ſich in jener Zeit über Norddeutſch⸗ 
land ausbreitete, zwiſchen der heutigen Mühlen⸗ und Nafo- 


1) Koch, die Bedeutung und Wirkung des Viſitationsabſchiedes 
vom Jahre 1585 für Greifswald. Pommerſche Jahrbücher, Band 18, 
Greifswald 1917. 

2) Geſterding, Beitrag zur Geſchichte der Stadt Greifswald. 
I. Fortſetzung S. 57. 
3) Pyl, SEE. der Greifswalder Kirchen und Klöſter, S. 1122. 
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werſtraße einen Bauplatz, auf dem ſich die „Grauen Brüder" — 
wie die Franziskaner ihrer grauen Kutte wegen hießen — 
niederließen. Bald darauf wurde das Dominikanerkloſter, 
das nach der Farbe des Ordensgewandes auch das „ſchwarze 
Kloſter“ hieß, an der Stelle erbaut, wo ſich jetzt die Univerſi⸗ 
tätsklinik und die Anatomie erheben!). Wie die Mönche im 
einzelnen der Armut in Greifswald zu ſteuern ſuchten, entzieht 
ſich der geſchichtlichen Betrachtung. Man kann aber wohl mit 
einiger Beſtimmtheit annehmen, daß ſich die Mönche beider 
Klöſter ebenſo wie die Kirche und die Brüderſchaften der offe⸗ 
nen Armenpflege bedienten, indem ſie Naturalien an die Be⸗ 
dürftigen ſpendeten. Gerade dieſe Art der Unterſtützung bildete 
in damaliger Zeit wohl den wichtigſten Zweig der klöſterlichen 
Wohltätigkeit. 


d) durch Stiftungen. 


Etwas beſſer unterrichtet ſind wir darüber, wie die wohl⸗ 
habenden Bürger Greifswalds vor der Reformationszeit ſchon 
häufig durch die Errichtung von Stiftungen zugunſten der 
minderbemittelten Bevölkerung Armenpflege trieben. 


1. die Warſchow'ſche Stiftung. 


Als die älteſte Stiftung dieſer Art iſt die Warſchow'ſche 
Stiftung anzuſehen. Der im Jahre 1486 verſchiedene Bürger⸗ 
meiſter Peter Warſchow beſtimmte in ſeinem Teſtamente, daß 
die Einkünfte aus ſeinem in der Fiſchſtraße gelegenen Hauſe 
und den dazu gehörigen Ländereien auf ewige Zeiten für die 
Ausſteuer armer Jungfrauen, deren Väter zu einem der ſo⸗ 
genannten 4 Gewerke, nämlich der Schmiede, Schuſter, Schnei⸗ 
der und Pelzer, gehörten, Verwendung finden ſollten. Ferner 
ordnete der Stifter an, daß das Vermögen die Altersleute der 
4 Gewerken abwechſelnd verwalten ſollten. Als Entſchädigung 


3) Pyl, S. 1141. 
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hierfür bewilligte Warſchow ihnen alljährlich eine Collation, 
e aus Fiſch, Braten und einer halben Flaſche Wein!). 


2. Die Bartko w'ſche Stiftung. | 
Eine weitere Stiftung für die Armen wurde durch wa 
Bürgermeiſter Borchard Bartkow errichtet. Er vermachte 
in ſeinem im Jahre 1491 abgefaßten Teſtamente einen großen 
Teil ſeines Vermögens den Bedürftigen ſeiner Vaterſtadt. 
Er ordnete an, daß die als Teſtamentsvollſtrecker beſtimmten 
Ratsherren alljährlich am Martinstage den „Hausarmen“ 
ein ſilbergraues Anklam'ſches Laken kauften; ſie ſollten das 
Laken aber ſelbſt zu Röcken ſchneiden laſſen und darauf achten, 
daß die Armen „das Gewand ja nicht verkaufen, und das Geld 
vertrinken.“ Ferner ſollten jährlich an drei arme Jungfrauen 
je 20 Marke) zur Verteilung gelangen, als „Hülfe zum Braut⸗ 
ſchatz.“ Außerdem beſtimmte der Teſtator noch, daß jährlich 
10 Laſts) Kohlen den Armen gewährt werden follte; hiervon 
mußten entfallen 2 Laſt auf „die armen, ſiechen, elenden Leute 
in St. Jürgen“, 3 Laſt auf „die elenden Prövener zum Hl. 
Geiſt und 5 Laſt auf „die armen Leute hier in der Stadt, die 
in den Kellern und in den Böden wohnten.“ Endlich ſetzte 
Bartkow noch in ſeinem Teſtamente feſt, daß ſowohl die Elen⸗ 
den des St. Georgs⸗Hoſpitals als auch die elenden Prövener 
zum Hl. Geiſte einen großen kupfernen Keſſel erhalten ſollten, 
„damit ſie ſich darin mögen machen warmes Wee und 
Lauge und ſich reinigen “).“ 
Weitere Einzelheiten über die private wolte . jener 
Zeit fehlen. 

e) durch das Heilige Geiſt⸗ Hospital. 


Die erſten Anfänge der ſtädtiſchen Armenpflege haben 
wir i in der Errichtung des 91. e zu erblicken. Als 


1) Vergl. S. 25. | 

2) 1 Mark = 16 Schilling, 1 Schilling = 12 Pfennig 
8) 1 Laſt = 8 Drömt. 1 Drömt = 12 Scheffel. 
4) ſiebe Seite 25. | | 


in der Mitte des 13. Jahrhunderts nach dem Muſter des von 
Papſt Innocenz III. in Rom gegründeten Hoſpitals „San. 
Spirito“ ähnliche Wohlfahrtsanſtalten in faſt allen größeren 
Städten Italiens, Frankreichs und Deutſchlands erbaut wur⸗ 


den, ſchritt man auch in Greifswald zur Gründung eines Hl. 


Geiſt⸗Hoſpitals. Das Entſtehungsjahr iſt nicht bekannt. Da⸗ 
gegen deutet eine Urkunde aus dem Jahre 1262 darauf hin, 
daß das Hoſpital um jene Zeit bereits beſtanden hat!). Es be- 
fand ſich außerhalb der damaligen Altſtadt, an der Stelle, 
wo heute die Weißgerberſtraße in die Langeſtraße mündet. 
Durch das Wohlwollen der Landesfürſten wurde das Hoſpital 
reichlich mit Schenkungen verſehen. So beſtimmte z. B. Herzog 
Wartislaw III. in der bereits erwähnten Urkunde, daß das 
Heiligengeiſthaus jährlich 1 Drömt Roggen und 1 Drömt Malz 
aus den ſtädtiſchen Mühleneinkünften, die ihm als Landes⸗ 
herrn zuſtanden, erhalten ſollte. Mit den Fürſten wetteiferten 
die Bürger Greifswalds das Hoſpital ſo reichlich wie nur irgend 
möglich auszuſtatten; mußten ſeine Segnungen doch auch 
gerade ihnen am meiſten zugute kommen. Im Jahre 1345 
überließ Johann von Griſtow dem Hl. Geiſt⸗Hoſpital eine 
jährliche Geldrente in Höhe von 12 Mark. Der Pfarrherr der 
St. Nicolaikirche, Thidericus Vogt, vermachte in ſeinem Teſta⸗ 
mente vom Jahre 1364 dem Hoſpiz ebenfalls einen ih 
lichen Teil ſeines Vermögens). 

Auch der Grundbeſitz des Hl. Geiſt⸗Hoſpitals wurde durch 
freiwillige Zuwendungen vermehrt. So verlieh der Abt des 
benachbarten Kloſters Eldena dem Hoſpital Ende des 13. Jahr⸗ 
hunderts — ein genaues Jahr iſt uns nicht überliefert — 2 
. Land. Auf dieſem Grundſtück wurde das Hoſpital⸗ 


ei) Die Urkunde befindet ſich unter glttenzeichen H. 1 im bieſigen 
Ratsarchiv. Sie iſt deshalb noch beſonders bemerkenswert weil 1 das 
älteſte Stadtſiegel aufweiſt. 
2) ſiehe Urkunde M. 4 im Ratsarchiv. 
3) 1 Hägerhufen = 109%, Morgen: 


=) 


gut „Heiligen⸗Geiſthof“ angelegt, das bald durch e von 
weiteren Hufen vergrößert wurde. 

Nach einer Verordnung, die bereits aus dem Jahre 1262 
datiert, durften nur diejenigen Armen in das Hoſpital aufge⸗ 
nommen werden, die durch Alter und körperliche Gebrechen 
arbeitsunfähig geworden waren. Sie empfingen neben freier 
Wohnung und Heizmaterial auch noch Naturalien und Geld⸗ 
unterſtützungen, die durch freiwillige Spenden aufgebracht 
wurden. So ſchenkte die Familie Hilgemann den Hoſpitaliten 


alljährlich 4 Scheffel Roggen und 14 Hühner. Der Ratsherr 


Hagedorn ſtiftete für die Bewohner des Hl. Geiſthauſes all⸗ 
jährlich 100 Mark als Beihülfe für die Kleidung. Durch. 
das bereits oben erwähnte Teſtament des Bürgermeiſters 
Bartkow gelangten auch noch jährlich 3 a Kohlen zur 
Verteilung. 

Außer den Armen kanuben auch allezuſtehene Perſonen 


und Eheleute aufgenommen werden, ſofern fie über ſoviel, 


Mittel verfügten, die ausreichten, ſich in das Hoſpital einzu⸗ 
kaufen. Im Stadtbuch des Jahres 1306 findet eine Witwe 
Eliſabeth Wegher Erwähnung, die für ſich und ihre Tochter 
55 Mark an Einkaufsgeld gezahlt hatten. Außerdem hatte ſie 
ſich verpflichtet, ihr ganzes Hab und Gut dem Hoſpital zu ver⸗ 
machen. Als Entgelt wurde ihr außer freier Wohnung 
noch eine vierteljährliche Hebung in Höhe von 2 Mark gewährt. 
Auch in weiteren Stadtbüchern aus jener Zeit finden noch 
Namen von verſchiedenen Hoſpitalinſaſſen Erwähnung; doch 
läßt ſich hieraus kein genaues Bild machen, wie groß die An⸗ 
zahl der Armen war, die vor der Reformationszeit nt he 


im Hl. Geiſt⸗Hoſpital eine Heimſtätte fanden. 


Die Vermögensverwaltung des Hoſpitals wurde 905 


der Reformation durch zwei aus der Mitte des Rats?) gewählten 


1) Siehe Anmerfung 8, Seite 14. 
2) Bereits im Jahre 1250 war Greifswald durch den Herzog 
Wartislaw III das Lübiſche Stadtrecht verliehen worden. Val. auch 
Helfritz die Finanzen der Stadt Greifswald, S. 7. 


eee, 


Proviſoren vorgenommen, die alljährlich dem Rat Rechen⸗ 
ſchaft über ihre Verwaltung abzulegen hatten!). 


1) durch das St. Georg⸗Hoſpital. 


Wie das Hl. Geiſt⸗Hoſpital für die Armen beſtimmt war, 
ſo nahm ſich das St. Georgs⸗Hoſpital in jener Zeit haupt⸗ 
ſächlich der Ausſätzigen Greifswalds an. Als durch die Kreuz⸗ 
züge der Ausſatz in Weſteuropa eingeſchleppt wurde, und ſich 
ſehr ſchnell verbreitete, war man in allen Städten darauf be⸗ 
dacht, für die mit dieſer anſteckenden Krankheit Behafteten be⸗ 
ſondere Anſtalten zu errichten. In Deutſchland waren dieſe 
Hoſpitäler faſt durchweg dem Heiligen Georg geweiht und 
lagen wegen der großen Anſteckungsgefahr der Kranken meiſtens 
außerhalb der Städte. . 

Wann das Hoſpital zum Heiligen Georg in Greifswald 
erbaut wurde, iſt aus den Urkunden der Stadt nicht erſichtlich. 
Zum erſten Male wird das Georgs⸗ oder Jürgen⸗Hoſpital im 
Stadtbuch vom Jahre 1301 erwähnt. Es befand ſich der Sitte 
der damaligen Zeit entſprechend vor dem Mühlentor an der 
Landſtraße nach Wolgaſt. Das Georgs⸗Hoſpital erwarb ebenſo 
wie das Hoſpital zum Hl. Geiſt ausgedehnten Grundbeſitz. 
Im Jahre 1322 überließ der Fürſt Wizlaw III. von Rügen dem 
Jürgen⸗Hoſpital und dem Hoſpital zum Hl. Geiſt gemein⸗ 
ſchaftlich das im Grimmer Kreiſe gelegene Gut Karrendorf. 
Wie aus den älteſten Rechnungen vom Jahre 1478 zu erſehen 
iſt, beſaß das St. Georgs⸗Hoſpital damals ferner noch 4 Bauern⸗ 
höfe nebſt den dazu gehörigen Wieſen und eine Mühle. Einige 
Jahre ſpäter gelangte das Hoſpital in den Beſitz der Güter 
Sanz und Wilmshagen. 

Neben den vor dem Mühlentor gelegenen Grundſtücken 
und Gebäuden empfing das Hoſpital innerhalb der Stadt eine 
Reihe von Häuſern, Buden und Ackern, die allerdings teilweiſe 


1) Rechnungsbücher des Hl. Geiſt⸗Hoſpitals aus der Zeit vor 
der Reformation ſind nicht vorhanden. 
2 


N LUMEN 


nur vorübergehend in ſeinem Beſitz blieben. Als dauerndes 
Eigentum behielt das Hoſpital die beiden Häuſer am früheren 
Marienkirchhof an der Ecke der Langenfuhr⸗ und Brüggſtraße, 
die es ſchon im Jahre 1322 durch Vermächtnis der Familie 
von Lübeck erwarb. Außer dem Grund und Boden bekam das 
Hoſpital auch jährlich Geldrenten und Naturalien. Aus Buß⸗ 
dorf, das ſich im Beſitz der Familie Behr befand, bezog es 
bereits ſeit 1355 7 Mark Rente. Göslar, das im Grimmer 
Kreiſe lag, war dem Hoſpital mit einem Bauernhofe 
für eine Rente von 4 Mark verpfändet. Aus dem zum 
Kloſter Eldena gehörigen Gute Steffenshagen empfing das 
Hoſpital alljährlich eine Lieferung an Honig und Wachs von 
12—13 Bienenſtöcken, die der dortige Bauer Hans Lange im 
Umfange von 23%, bis 31½ Pfund Honig für die Hoſpitaliten 
und von 2 Stücken Wachs für die Altarlichte entrichten mußte. 

Man unterſchied beim Georgs⸗Hoſpital 2 Hauptgebäude. 
Das eine, der älteſte Teil des Spitals hieß das „Siechenhaus“, 
auch „Elende Hus“ genannt, und war urſprünglich nur zur 
Aufnahme der Ausſätzigen beſtimmt, die von den übrigen 
Bewohnern des Georgs-Hoſpitals getrennt lebten. Das zweite 
Gebäude, an das ſich noch eine Reihe von kleineren Häuſern 
oder ſogenannten Buden anſchloſſen, und das man als den 
St. Georgshof bezeichnete, wurde von den Präbendaren, die 
ſich ebenſo wie im Hl. Geiſt⸗Hoſpital für eine gewiſſe Geld⸗ 
ſumme einkaufen konnten, bewohnt. Im Jahre 1488 betrug 
das Einkaufsgeld für eine Perſon 50 Mark. 

Die Präbendare bekamen außer freier Wohnung auch 
noch Geld und Naturalien. Sie mußten ihrerſeits aber auch 
dafür Sorge tragen, daß die von ihnen bewohnte Bude in 
gutem Zuſtande erhalten blieb, und daß ferner nach ihrem Ab⸗ 
leben ihr ganzes Mobiliar dem St. Georg⸗Hoſpital zufiel. 
An beſtimmten Feſttagen wurde den Hoſpitaliten noch be⸗ 
ſondere Mahlzeiten (spisunge) gewährt. Aus den alten Hoſpi⸗ 
talrechnungen geht hervor, daß dieſe Speiſungen gemeinſam 
eingenommen wurden und aus Fleiſchgerichten und Gemüſen 


u 


beſtanden, wozu Bier getrunken wurde. Als älteſte Präbendare 
werden genannt im Jahre 1332 Wobbe, Rackow, 1353 Ritter, 
Rohde, 1376 Mechtilde Gorslaw, 1383 Nicolaus Hane und 
ſeine Gattin Mechtilde, 1409 Peter Gruge, 1464 Mathias 
Häne und ſeine Frau Anneke. Aus dem Jahre 1478 iſt uns 
ein namentliches Verzeichnis aller damals im Georg⸗Hoſpital 
befindlichen Pfleglinge überliefert, woraus hervorgeht, daß 
zu jener Zeit ſechszig Präbendare im Jürgen⸗Hoſpital unter⸗ 
gekommen waren. f 

Seit ſeiner Gründung wurde die Verwaltung des St. 
Georgs⸗Hoſpitals von 2 Ratsmitgliedern ausgeübt, die man 
auch als „St. Jurgensheren“ bezeichnete. Dieſe hatten haupt⸗ 
ſächlich die Einkünfte des Hoſpitals zu verwalten und die not⸗ 
wendigen Ausgaben vorzunehmen. Alljährlich mußten ſie 
dem Bürgermeiſter und den Ratsherren Rechenſchaft über 
ihre Geſchäftsführung ablegen. 

Nach den aus jener Zeit erhaltenen Rechnungsbüchern 
betrug die Einnahme im Jahre 1477/78 518 Mark 4 Schillinge, 
während 447 Mark 1 Schilling verausgabt wurden. Dieſes 
Verhältnis hielt ſich bis zur Reformationszeit ungefähr auf 
derſelben Höhe. 


g) durch verſchiedene Convente. 


Außer den bereits erwähnten Hoſpitälern bildete einen 
wichtigen Faktor für die damalige Armenpflege jene Reihe 
von Häuſern und Buden, die unter dem Namen „Convente“ 
bekannt ſind. Genaueres über die Art der Entſtehung dieſer 
Convente iſt nicht überliefert; ebenſo fehlt jede Nachricht, wann 
fie gegründet wurden. Wahrſcheinlich verdanken aber die Con⸗ 
vente ihren Urſprung dem Wohltätigkeitsſinn einzelner Fa⸗ 
milien, die kleine, abgelegene Häuſer und Buden erwarben, 
um ſie ſodann den Armen der Stadt unentgeltlich zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen. Neben freier Wohnung empfingen die Be⸗ 
wohner dieſer Convente, ebenſo wie die Inſaſſen der beiden 
Hoſpitäler auch noch häufig kleine Geldunterſtützungen und Na⸗ 
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turalien. Einige Buden waren auch den weniger Bedürftigen 
zugewieſen, die ein kleines Einkaufsgeld zu entrichten hatten. 

Man hat vor der Reformationszeit zu unterſcheiden 
zwiſchen 3 größere und 10 kleinere Convente. Zu den erſteren 
gehörten einmal der „Große Convent“ bei der Jacobikirche in 
der Kapaunenſtraße gelegen, ſodann der „Reiche“ und der 
„Arme Convent“, die ſich beide in der Rakowerſtraße befanden. 

Der „Große Convent“ wird bereits im Stadtbuch vom 
Jahre 1355 erwähnt. Ferner erfahren wir aus dem Kirchen⸗ 
protokoll des Jahres 1561, daß der „Cappun⸗Straten⸗Convent“, 
7 Morgen Acker beſaß. 

Der „Große Convent“ enthielt 20 Wohnungen; der 
„Reiche“ konnte 13 Perſonen aufnehmen, dagegen war der 
„Arme Convent“ nur für 10 Perſonen beſtimmt. 

Die Verwaltung dieſer Convente wurde durch mehrere 
Proviſoren vorgenommen, die aus den Ratsmitgliedern ge⸗ 
wählt wurden. Dieſe hatten darüber zu entſcheiden, wer 
würdig war, in einen der Convente aufgenommen zu werden. 
Ferner waren die Proviſoren auch berechtigt, ſolche Perſonen 
aus den Conventen zu beſeitigen, die ſich als ſtreitſüchtig oder 
ungehorſam erwieſen. 

Leider fließen die Quellen zur Erkenntnis der mittel- 
alterlichen Armenpflege in Greifswald zu ſparſam, als daß 
man ihre Einzelheiten noch weiter verfolgen könnte. 


Rückblick. | 

Wenn wir auf das bisher Geſagte einen Rückblick werfen, 

ſo ſehen wir, daß vor der Reformation ſowohl die offene, als 
auch die geſchloſſene Armenpflege bereits in hohem Maße in 
Greifswald ausgeübt wurden. Während die Kirche, die Brü⸗ 
derſchaften, die Klöſter und die Stiftungen die Hauptträger 
der offenen Armenpflege ſind, wird die geſchloſſene Armen⸗ 
pflege unter ſtädtiſcher Aufſicht in den beiden Hoſpitälern vor⸗ 
genommen. Der Hauptfehler der damaligen Armenpflege 
iſt einmal im Mangel an Zuſammenfaſſung der Mittel und 
ſodann im Fehlen einer einheitlichen Organiſation zu ſuchen. 


e 


II. Abſchnitt. 


Die weitere Entwicklung des Armenweſens bis zum 
Erlaß des Receſſes vom Jahre 1621. 


Mit der Einführung der Reformationt) trat auch auf 
dem Gebiete des Armenweſens eine große Anderung ein. 
Während die katholiſche Kirche den Standpunkt vertreten 
hatte, daß man den Armen kritiklos Almoſen ſpenden ſolle 
und ihr Hauptgeſichtspunkt dabei die Rückſicht auf das eigene 
Seelenheil war, vertraten die Anhänger des neuen Glaubens 
die Meinung, man müßte die Armen nur auf Grund einer 
genauen Prüfung ihrer Verhältniſſe unterſtützen. 


a der Einfluß der Kirchenordnung vom Jahre 1535 auf die 
kirchliche Armenpflege. 


Für die kirchliche Armenpflege in Greifswald war die 
Kirchenordnung vom Jahre 1535 von ganz beſonderer Wich- 
tigfeit?). 

Diurch ſie wurde feſtgeſetzt, daß in jeder Kirche ein Ar⸗ 
menkaſten errichtet werden ſollte. Die Armen der verſchiedenen 


1) In Greifswald wurde die Reformation bereits im Jahre 
1531 eingeführt. 

2) Die Vorgeſchichte dieſer Kirchenordnung iſt kurz folgende: 
Um ſich der Herrſchaft über die zu errichtende neue Kirche zu ſichern, 
hatten die Pommernherzöge Philipp I. und fein Oheim Barnim J. 
auf den 13. Dezember 1534 einen Landtag nach Treptow a. R. be⸗ 
rufen. Unter anderen war auch Bugenhagen, damals Stadtpfarrer in 
Wittenberg, erſchienen. Dieſer hatte ſich bereits große Verdienſte um 
die Ausbreitung des neuen Glaubens in Sachſen erworben. Er ent⸗ 
warf auch auf dem Treptower Landtage eine Kirchenordnung, in der 
in großen Grundlinien das kirchliche Leben in den pommerſchen Ge⸗ 
meinden feſtgelegt wurde. Sowohl die Armenpflege, als auch das 
Predigtamt und der Gottesdienſt wurden neu geordnet. Um in den 
einzelnen pommerſchen Gemeinden die Neuregelung vorzunehmen, 
ſetzten die Herzöge ſogenannte Viſitationen ein, die mit Bugenhagen 
an der Spitze von Gemeinde zu Gemeinde reiſten, die kirchlichen Ver⸗ 
hältniſſe prüften und dann einen ausführlichen Beſcheid (Viſitations⸗ 


neo 


Kirchengemeinden ſollten hieraus Sonntags Nachmittags oder 
ſonſt zu gelegener Zeit von dem ſog. Kaſtenherrn Gaben er⸗ 
halten, um ihre Notdurft zu befriedigen. Damit der Armen⸗ 
kaſten nie leer würde, ſollten die von der Kirche angeſtellten 
„Kaſtenverwalter“ oder „Kaſtenherren“ Sonntags während 
des Gottesdienſtes mit dem Klingelbeutel von Gläubigen zu 
Gläubigen gehen und Almoſen einſammeln. 


Auch wurden die Prediger angehalten, die Gemeinde⸗ 
mitglieder zu ermahnen, die Gaben für die Armen reichlich 
fließen zu laſſen. 


Eine andere Einnahmequelle eröffnete ſich dem Armen⸗ 
kaſten bei frohen Feſten oder in ernſten Stunden des Familien⸗ 
lebens, beſonders bei Hochzeiten und Beerdigungen. Da ſoll 
man, wie der Viſitationsabſchied ſagt, nicht vergeſſen, „den 
Armen Lazarum zu bedenken, der ſich wol genügen läßt an 
dem, das vom Tiſche fällt“). 

Auf die anſtaltliche und private Armenpflege übte der 
Receß?) vom Jahre 1558, den Herzog Philipp I. von Pom⸗ 
mern erließ, einen nicht unweſentlichen Einfluß aus. 


abſchied) für die betreffende Kirche erließen. Nach Greifswald kam die 
Kommiſſion Anfangs Juni 1535. Am 9. Juni 1535 ſchrieb Bugenhagen 
eigenhändig den Viſitationsabſchied für die hieſigen Kirchen. Das 
Original befindet ſich noch heute im Staatsarchiv zu Stettin. Vgl. 
auch Uckeley „Reformationsgeſchichte der Stadt Greifswald.“ 

1) Weitere Einzelheiten über die Ausübung der kirchlichen Armen⸗ 
pflege gehen aus den Kirchenbüchern jener Zeit nicht hervor. Über 
die neuere Entwickelung der kirchlichen Armenpflege, ſiehe Seite 122. 

2) Der Ausdruck „Receß“ hatte damals eine ganz andere Be⸗ 
deutung als heute. Ahnlich wie man im alten Deutſchen Reiche unter 
Reichsabſchied (recessus imperii) die Zuſammenfaſſung der Beſchlüſſe 
eines Reichstages verſtand, waren die Stadtreceſſe der früheren Zeit 
Zuſammenfaſſungen von Maßnahmen der Staatsgewalt, die entweder 
auf ein unmittelbares Einſchreiten des Landesherrn zurückzuführen 
waren, oder auf die Tätigkeit einer vom Landesherrn eingeſetzten Vi⸗ 
ſitationskommiſſion. Der Receß vom Jahre 1558 befindet ſich noch 
heute im Ratsarchiv unter Aktenzeichen K. 25. 
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b) Die Bedeutung des Receſſes vom Jahre 1558 für die 
anſtaltliche Armenpflege. 

g Den beiden Klöſtern iſt in dieſem Receß ein beſonderes 
Kapitel gewidmet. Das Franziskaner oder graue Kloſter, 
deren letzte Mönche am 16. März 1557 für immer Greifswald 
den Rücken gekehrt hatten!), ſollte in eine Stadtſchule ver⸗ 
wandelt werden. Über die Verwendung des Dominikaner⸗ 
oder ſchwarzen Kloſters heißt es im Receß wie folgt: „Nachdem 
aus vielen dringenden Urſachen unrathſam, daß die Schule, 
auch die Armen zugleich im grauen Kloſter ſeyn ſollten und 
auch das ſchwarze Kloſter mit der Kirche und allen ſeynen 
Gebäuden ohne merklich große Unkoſten nicht kann oder mag 
reſtauriret, noch folgends in weſentlichem Bau erhalten und 
wann gleich ſolche Unkoſten zu ertragen möglich, man jetziger 
Zeit nicht weiß, wozu es genützet oder gebraucht könnte werden; 
ſo iſt beſchloſſen und für gut angeſehen, daß zur Errettung des 
Steins und Holzes, auch zur Verhütung mehreren Schadens 
und Schimpfs die Kirche des ſchwarzen Mönchkloſters mit dem 
erſten abgenommen die anderen Häuſer ſoviel nothwendig, 
unter Dach gebracht und dermaßen angerichtet werden, daß 
man die Armen darin allenthalben thun und unterhalten möge; 
und was dazu von den gebrochenen Steinen nicht nothwendig, 
daß ſolches zu desſelben Brechens und Gebäudes Nothdurft 
verkauft und angewendet wäre. Und nachdem zu ſolchem 
Abnehmen vieler Leute Handreichung nothwendig ſeyn wird, 
ſoll bei gemeiner Bürgerſchaft angehalten und verſchafft 
werden, daß ſie, zur Beförderung desſelben chriſtlichen Vor⸗ 
nehmens für die Armen, wollten die Ihren zu dem Abbrechen 
Handreichung thun laſſen, daß auch ſonſten durch die Prediger 
von der Kanzel die Leute vermahnet würden, aus gutem chriſt⸗ 
lichen Eifer zur Verfertigung gemeldeten Armenhauſes, ſo 
dennoch große Unkoſten erfordern wird, ihre milde Gaben und 
Handreichung zu thun. Was auch in der Kloſterkirche an Lei⸗ 


1) Pyl, S. 139. 


chenſteinen oder anderem, davon Geld zu machen, und den 
Armen ſonſt nicht nütze, vorhanden iſt, daß ſolches alles verkauft, 
zu dem Abbrechen und Wiederbauen möchte angeleget werden.“ 

Der Rat der Stadt Greifswald iſt aber dem Befehl, 
das ſchwarze Kloſter in eine allgemeine Armenanſtalt umzu⸗ 
wandeln, nicht nachgekommen. Er entſchuldigte ſich im Jahre 
1563 dem Herzog von Pommern gegenüber, indem er angab, 
daß das Kloſtergebäude zu entlegen ſei. Außerdem könne die 
Stadt die Mittel, die zum Umbau erforderlich ſeien, nicht auf⸗ 
bringen!). 

Infolgedeſſen wurde das Dominikanerkloſter im Jahre 
1566 gegen eine Zahlung von 200 Gulden von der Stadt an 
die Univerſität abgetreten. Der Erlös des Verkaufes kam den 
Armen des grauen Kloſters zu Gute, das die Stadt 1564 in 
eine allgemeine Armenanſtalt umwandelte. 

Hinſichtlich der beiden Hoſpitäler ſetzte der Receß nur 
die Zahl der Inſaſſen feſt. Er ordnete an, daß das Hl. Geiſt⸗ 
Hoſpital 24 „elende Arme, und 73 Bedürftige“, die über ein 
gewiſſes Einkaufsgeld verfügten, aufzunehmen habe. Für das 
St. Georgs⸗Hoſpital wurde die Zahl der Armen auf 9 be⸗ 
ſchränkt, während 64 Einkaufs⸗Präbenden, die die Mittel 
dazu beſaßen, Unterkunft gewährt werden ſollte. 

Über die Convente läßt ſich der Receß folgendermaßen aus: 

„Es wird auch der Rath und die Verweſer in Acht neh⸗ 
men, ob künftig die kleinen Convente und Armenhäuſer ſo in 
der Stadt hin und wieder ſind, abgethan und die Armen zu⸗ 
ſammen in eins gebracht und derſelben Güter und Einkommen 
zuſammengeſtoßen würden, daß auch gute Ordnung gemacht 
und auf ſich gehalten wäre, daß rechte wahre Armen, ſo ehr⸗ 
lichen, aufrichtigen chriſtlichen Wandels geweſen, in ſolche 
Gotteshäuſer und Hoſpitale genommen und durch die, ſo mut⸗ 
willig und gern Arme ſind, den rechten wahren Armen das 
Brot aus dem Munde nicht gezogen werden.“ 


1) Geſterding, Beitrag zur Geſchichte der Stadt Greifswald, 
I. Fortſetzung S. 188. 
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Demgemäß ließ der Rat der Stadt die Heinen Convente 
allmählich eingehen, indem er ihr Vermögen, das meiſtens 
nur aus ein paar Ackern beſtand, der Armenanſtalt im „Grauen 
Kloſter“ zuwies, während die 3 größeren Convente weiter 
fortbeſtehen blieben. 

Da den Proviſoren nach der Reformationszeit ein immer 
größerer Einfluß auf die Verwaltung der Convente einge⸗ 
räumt wurde, ſo bürgerte ſich allmählich der Brauch ein, die 
drei großen Convente nach ihren Verwaltern zu benennen. 
Der „Große Convent“ der in der Kapaunenſtraße gelegen war, 
hieß daher der „Weſtphali'ſche Convent; der „Reiche und der 
Arme“ Convent die ſich in der Rakowerſtraße befanden, wur⸗ 
den „Schwarz'ſcher“ bezw. „Engelbrecht' ſcher“ Convent ge⸗ 
nannt!). 


c) Die Bedeutung des Receſſes vom Jahre 1558 für die 
private Armenpflege. 


Auch die bisher gemachten privaten Stiftungen wurden 
durch den Receß einer Reviſion unterzogen. Bezüglich der 
Warſchow'ſchen Stiftung wurde hervorgehoben, daß die Ein- 
künfte nicht nur Hausarmen, ſondern auch Predigerwitwen 
zu Gute kommen ſollten'?). 

Da das Bartkow'ſche Teſtament im Original verloren 
gegangen war, ſo beſtimmte der Receß, daß die Einkünfte 
in Höhe von 224 ½ Mark, wie folgt verteilt werden ſollten: 


itarien 15 Mark 
Wi½u Si Jürgen 32 17 
3. den Siechen zu St. Jürgen zu Bier. . 10 es 
ie Weiber. 10 0 
5. den Armen in den Gotteskellern für Kohlen 20 
zu übertragen: 87 Mark 


1) Der Weſtphalſche Convent wurde 1628 mit dem Waiſenhauſe 
vereinigt, ſiehe S. 88. Der Engelbrecht 'ſche und der Schwarze Convent 
gingen 1843 in das Graue Kloſter über. Siehe S. 70. 

2) Siehe Schultze S. 198. 
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Übertrag: 87 Mark 
6. den Siechen zu St. Jürgen für Kohlen 6 5„ 
. für arme Frauen für Kohlen . 
8. für ein ganzes Tuch oder Laken Greitamar 
diſch Gewand davon den Armen Kleider zu 


I 


hen e, 
9. Für arme fromme 1 Junges A der 
e ,,, „ N . 
10. den Hausarmen a Schuhen „„ er 
11. armen Schülern und die zum Studieren Nei⸗ | 
gungen haben˖n 0 
12. den Vorſtehern der Armen 5 
13. den Armen im Grauen Kloſter zu Bier. . 20 1 
14. zu der Partikularſchule, die eingerichtet wer⸗ 
den ſol!l!! 


Summa: 227 0 


Die Verwalter der Bartkow'ſchen Stiftung ſcheinen aber 
in der Folgezeit dieſe Anordnung der Verteilung der Ein⸗ 
künfte nicht genau beachtet zu haben, denn in den Akten des 
Magiſtrats iſt ein Verzeichnis der Ausgaben des Bartkow'ſchen 
Teſtaments vorhanden, aus dem hervorgeht, daß während der 
erſten Hälfte des 17. Jahrhunderts fremde Geiſtliche unter⸗ 
ſtützt und Beiträge zu auswärtigen Kirchenbauten geleiſtet 
wurden!). 


1) Bereits in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts geriet 
die Stiftung im Verfall. Aus einem Bericht des Bürgermeiſters Tieh⸗ 
deböhl aus dem Jahre 1718 iſt zu erſehen, daß der letzte Stiftungsver⸗ 
walter Moritz Völſchow (Ratsherr von 1662/1672) hieß, unter dem 
„dieſes alte Teſtament in eine ſolche decadenee gerathen, daß man nicht 
weiß, wo Bücher oder obligationes geblieben.“ Seit dem Jahre 1898 
lebt die Bartkow'ſche Stiftung teilweiſe wieder auf, indem die ſtädti⸗ 
ſchen Kollegien beſchloſſen, zur Erinnerung an ihren verdienſtvollen 
Bürgermeiſter Bartkow aus der Stadtkaſſe die früheren Zahlungen 
an die Stadtſchule (Gymnaſium), an das Waiſenhaus und an das Graue 
Kloſter in Höhe von 25 bezw. 20 Mark von neuem aufzunehmen. 


e, 


c) Die Entſtehung von weiteren Stiftungen. 

Auch nach der Reformation legten die begüterten Bürger 
Greifswalds noch immer einen großen Wohltätigkeitsſinn für 
ihre notleidenden Mitmenſchen an den Tag. Sie ſuchten der 
Armut hauptſächlich durch reichlich dotierte Stiftungen zu 
Reuerm. 


1.die Bukow'ſche Stiftung. 


Zu den bedeutendſten Stiftungen die nach Einführung 
des neuen Glaubens in Greifswald entſtanden ſind, gehört 
unzweifelhaft die Bukow'ſche. Ihr Urſprung iſt auf den Uni⸗ 
verſitätsprofeſſor Heinrich Bukow zurückzuführen, der im 
Jahre 1531 in lateiniſcher Sprache ſein Teſtament abfaßte, 
das er durch ſpätere Nachträge noch ergänzte!). Er vermachte 
hierin einen großen Teil ſeines ſehr umfangreichen Vermögens 
den Armen. | 

Im $ 28 feiner letztwilligen Verfügung ordnete der Stif⸗ 
ter an, die Hälfte der Zinſen ſeiner Hinterlaſſenſchaft zur Un⸗ 
terſtützung chriſtlicher Armen, beſonders durch Gewährung 
von Kleidung, Schuhzeug und Kohlen, ſowie zur es 
ehrbarer Jungfrauen zu verwenden. 

Nach $ 56 ſollten die beiden Convente in der Rakower⸗ 
ſtraße und bei St. Jacobi zwei Tonnen Bier unter ſich ver⸗ 
teilen. (Item do ambobus Conuentibus in platea Rakower- 
stra te, et apud Sanctum Jacobum duas tunnas ceruisie inter 
se diuidendas.) 

Der $ 105 enthält eine Beſtimmung, wonach Bukow 
für 5 Arme des außerhalb der Stadt gelegenen St. Georgs⸗ 
Hoſpitals und für 5 Arme innerhalb der Stadt Bäder ſtiftete. 

Außerdem gab der Teſtator noch dem Wunſche Ausdruck, 
ſein Vermögen ſtändig durch 4 Adminiſtratoren verwalten zu 
laſſen. Das älteſte Rechnungsbuch dieſer Stiftung ſtammt aus 


1) Die Originalurkunde iſt nicht mehr vorhanden. Dagegen 
befindet ſich noch eine genaue Abſchrift dieſes Teſtamentes aus dem 
Jahre 1539 unter Aktenzeichen B. 160 im hieſigen Ratsarchiv. 


Be 


dem Anfang des 17. Jahrhunderts und zeigt an, daß das Ka⸗ 
pital damals 13 500 Mark betrug, die 796 Mark Zinſen ein⸗ 
brachten). | 


2. die Stojentin'ſche Stiftung. 

Als ein weiterer Beitrag zur Unterſtützung der Armen 
in jener Zeit iſt die Stojentin'ſche Stiftung anzuſehen. Die 
Witwe des Doktors Valentin Stojentin, der früher das Amt 
eines fürſtlichen Rats bei dem Pommernherzog Bogislaf X. 
bekleidet hatte, ſetzte im Jahre 1548 teſtamentariſch feſt, 
daß von den Einkünften ihrer in der Brüggſtraße ge⸗ 
legenen beiden Häuſer und Acker und Wieſen, deren Umfang 
6 Morgen betrug, 39 Mark alljährlich zur Bekleidung der 
Armen verwendet werden ſollten. 

Die Ausgabenregiſter ergeben, daß die Zinſen dieſer 
Stiftung nur im geringen Maße den Armen Greifswalds zu 
Gute gekommen ſind. Der bei weitem größere Teil diente in 
früherer Zeit zur Unterſtützung von auswärtigen Hülfsbe⸗ 
dürftigen, die u Brand oder Unfall Schaden erlitten 
hatten?). 


3. die Krullſche Stiftung. 

Auch der Ratsherr Peter Krull errichtete im Jahre 1576 

eine Stiftung zu Gunſten ſeiner armen Mitbürger. Sein Teſta⸗ 
ment enthält folgende Anordnungen hinſichtlich der Armen?): 
1. „Zur Ausſteuer und Ausrichtung armer unberüchtigter 
Jungfrauen, wenn dieſe die heilige Ehe ordentlich be⸗ 


1) Die Stiftung beſteht noch heute. Das Kapital iſt auf 20 300 
Mark angewachſen; die Zinſen betragen 850 Mark und werden zu 
wohltätigen Zwecken gebraucht. Val. auch Magiſtratsakten a. 577, 
620 und 752. 

2) Die Einnahme dieſer Stiftung betragen heute rund 750 Mark, 
von denen 600 Mark für die Armen Verwendung finden. 

8) Das Original dieſer Stiftung befindet ſich im Ratsarchiv 
unter Aktenzeichen K. 82, 
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gehren, ſollen ausgetheilet werden jährlich 60 Mark; 
nach Gelegenheit der Perſonen;“ 

2. „den Armen im Grauen Kloſter oder Hoſpital jährlich 

20 Mark.“ 

3. „den Siechen oder leproſis in St. Jürgen jährlich 20 
Mark;“ 

4. „an 24 arme Leute einem jeden von ihnen alle Woche auf 
einen gewiſſen Tag und Ort auszutheilen einen Schilling, 
macht jährlich 78 Mark;““) 

5. „armen Studenten oder Scholaren zu denen gute Hoff⸗ 
nung iſt, und allhier zu Greifswald geboren und zu Hauſe 
gehörig ſind, ſollen durch meine Teſtamentarien jährlich 
nach Gelegenheit ausgetheilet werden, 60 Mark;“ 

6. „rechten wahren Armen an gemeinem Gewande auszu⸗ 

theilen 120 Mark, zu Schuhen 60 Mark und Armen not- 
dürftigen Leuten auszutheilen 60 Mark.“ 
Über die Verwaltung dieſer Stiftung vor dem 30jährigen 
Kriege ſind in den e keinerlei Nachrichten vor⸗ 
handen?). 


4. die Stephaniſche Stiftung. 


Ferner bedarf auch der „Stephaniſche Convent“ als 
Armenſtiftung aus damaliger Zeit noch beſonderer Erwähnung. 
Sein Daſein verdankt der Convent dem Opferſinn des kurz 
vor dem 30jährigen Kriege an der hieſigen Univerſität wirkenden 
Profeſſors der Rechte Dr. Joachim Stephani und ſeiner Ehe⸗ 
frau Barbara geb. Riebow. 

Im Jahre 1604 faßte Stephani ein in lateinischer Sprache 
geſchriebenes Schriftſtück) ab, in dem er und feine Gemahlin 
ein ihnen zugehöriges Haus nebſt mehreren Buden in der 

1) Vgl. Anmerkung 2, Seite 14, 

2) Das Vermögen dieſer Stiftung beläuft ſich heute auf 17000 
Mark, die Zinſen in Höhe von 700 Mark werden auch jetzt noch im 
Sinne des Stifters verwendet. 


3) Eine Abſchrift des Teſtaments iſt in den Magiſtratsakten A.37 
vorhanden. 
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Papenſtraße zur Aufnahme von Kranken und alterſchwachen 
Armen beſtimmten. 

Die Conventsgebäude ſetzten ſich zuſammen aus einer 
Reihe von Buden, die den großen Hofplatz umſchloſſen und 
21 Schlafzellen für arme Leute umfaßten, und aus dem Eck⸗ 
hauſe, das den von den Hoſpitaliten gemeinſam benutzten und 
auf Koſten der Stifter geheizten Wohnraum enthielt. 

Die Stifter behielten ſich und ihrer Familie das Recht 
vor, über die Aufnahme der Hoſpitaliten und die Wiederent⸗ 
fernung aus gerechtem Grunde die Entſcheidung zu treffen. 
(jus nobis reservamus, ut penes nos omnis potestas sit, 
inhabitatores ejusdem recipiendi se ex justu causa dimit- 
tendi). 

Am Schluſſe ihres Teſtaments bitten Stephani und feine 
Gattin den Pommernherzog Philipp Julius als ihren Landes⸗ 
biſchof die von ihnen angeordnete Stiftung zu genehmigen. 
Die landesherrliche Beſtätigung ſcheint aber nicht erfolgt zu 
ſein, denn im Jahre 1606 ſtellt Stephani einen neuen Antrag 
auf Genehmigung ſeines Stiftes. In demſelben Schreiben 
beklagt ſich der Stifter darüber, daß der Rat der Stadt die 
Hoſpitaliten mit Bürgerſchoß (Steuer) belaſte und denjenigen 
armen Leuten, die nicht freiwillig zahlen wollten, die Betten 

und Keſſel habe wegnehmen und auf das Rathaus tragen 
laſſen. „Darüber die armen Leute geſchreiet und geweinet 
und etzliche auch in Krankheit geraten ſeyn und iſt nicht anders 
und noch ſchlimmer, als wenn der Türke in Ungarn eingefallen 
verfahren, welches ſich auch Jedermann verwundert, daß ſolch 
grauſam Gewalt an ſolchen Leuten iſt verübt worden.“ 

Auf dieſes Schreiben erließ der Herzog Philipp Julius 
im März 1607 eine Verfügung, die beſagte, daß der Rat bei 
1000 Rthlr. den Armen die gepfändeten Sachen zurückzu⸗ 
geben habe. Der Rat ließ ſich aber durch dieſe Androhung 
nicht einſchüchtern, ſondern wandte ſich an das Reichskammer⸗ 
gericht. Infolge des bald darauf ausbrechenden 30jährigen 
Krieges iſt ein Urteil in dieſer Sache nicht erfolgt. Aus den 


Rathausakten läßt ſich nicht erſehen, ob die Stadt weiterhin 
auf eine Beſteuerung des Convents verzichtet hat!). 


5. die Schuhmacher'ſche Stiftung. 
Endlich iſt auch noch die Schumacher'ſche Stiftung aus 
dem Jahre 1606 anzuführen, wodurch die Armen Greifswalds 
in ganz beſonderer Weiſe unterſtützt wurden. Der Name der 

Stiftung rührt von dem Ratsherrn Joachim Schuhmacher 

her, der ein Kapital von „4000 Gulden Pommerſch, jeden 

Gulden zu 24 Schillingen“ für wohltätige Zwecke ausſetzte. 

Bezüglich der Verwendung ſeines Vermögens ordnete der 

Teſtator an, daß der größte Teil der Einkünfte für die Armen 

gebraucht werden ſollte, während der Reſt für die Kirchen und 

Schulen beſtimmt war?). 

Über die Verteilung der Zinſen, die für die armen Leute 
in Frage kommen, läßt ſich der Stifter folgendermaßen aus: 
1. „ſoll wöchentlich 24 Armen nothdürftigen Leuten einem 

jeglichen gegeben werden 1 Schilling; 

2. ſoll jährlich auf Martini rechten wahren Hausarmen an 
Schuhen 60 Mark ausgetheilt werden; 

3. ſoll an Gewande jährlich auf Weihnachten armen Leuten 
ausgetheilet werden 120 Mark; jedoch ſollen die Teſta⸗ 
mentarii gute fleißige Aufacht haben, daß dies Gewand 
ſowohl, als die Schuhe ſolchen Leuten gegeben werden, 
die es wahrhaftig bedürfen und bei denen keine Ver⸗ 
muthung vorhanden, daß ſie es verkaufen, verſaufen, 
oder in andere Wege zu unnütze Verbringen und an⸗ 
wenden mögten; 

4. abgebrannten oder ſonſten nothdürftigen armen Leuten 
hie in der Stadt ſollen von den Teſtamentarien 60 Mark 
ausgetheilet werden; 


1) Die weitere Entwickelung dieſer Stiftung, ſiehe Seite 79. 
2) Das Originalteſtament iſt verloren gegangen; dagegen be⸗ 
findet ſich in den Magiſtrotsakten a. 34 eine Abſchrift. 
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5. ſollen jährlich armen ehrlichen Jungfrauen, wenn ſie in 
den Eheſtand ſich begeben, nicht zu der Ausſteuer oder 
Kleidung, ſondern nach gehaltener Copulation zu ihrer 
beſſeren Unterhaltung 60 Mark verehret werden; 

6. ſoll hiermit verordnet ſein, jährlich 60 Mark 4 armen 
Schülern oder Studenten auszutheilen; 

7. ſoll jährlich den Armen im Convente vor dem Vetten⸗ 
thore gegeben werden 10 Mark; | 

8. ſollen die Armen im Grauen Kloſter jährlich auf Oſtern 

haben 20 Mark; 

9. ſoll man jährlich auf Oſtern geben den Lehrd e in St. 
Jürgen 20 Mark; ſo ihrer über zwey ſein; wenn aber 
nur zwey W e ſoll ihnen nur 10 Mark gegeben 
werden und die übrigen 10 Mark dem Teſtament zum 
Beſten aufgehoben werden.“ 


Als Teſtamentsvollſtrecker ſetzte der Stifter den dama⸗ 
ligen Bürgermeiſter und drei Ratsherrn ein; zugleich beſtimmte 
er, daß beim Tode eines der Teſtamentsverwalter die Über⸗ 
lebenden einen Nachfolger aus derjenigen Familie wählen 
ſollten, aus der der Verſtorbene ſtammte. Ferner wurden die 
Verwalter der Stiftung angewieſen, „alle Jahre auf Pfing⸗ 
ſten klagliche aufrichtige Rechnung vor den Herren Bürger⸗ 
meiſtern und zwey Ratsverwandten, ſo die Herren Bürger⸗ 
meiſters dazu erwählen mögen, thun und nehmen dafür den 
Lohn von Gott dem Allmächtigen, der es ohne Zweifel ver⸗ 
Möge: ſeiner Zuſage nicht wird unvergolten laſſen.“ 

Während in den erſten Jahren die Zinſen des Schuh⸗ 
macher'ſchen Kapitals ſtiftungsmäßige Verwendung fanden, 
trat bald hierin eine Anderung ein. Im Juni 1616 ließ näm⸗ 
lich der damalige Landesfürſt Herzog Philipp Julius dem 
Bürgermeiſter „Unſer Stadt Greipſchwalt“ ein Schreiben zu⸗ 
gehen, indem er befahl, „daß ihm wahrhafte Copey des Teſta⸗ 
ments des Sehligen Jochim Schomaker eingereicht werde“). 


1) Siehe Magiſtratsakte a. 58. 


* 


Nachdem der Herzog eine Abſchrift des Teſtaments erhalten 
hatte, ſtellte er an die Teſtamentarien der Stiftung das An⸗ 
ſinnen, die 4000 Gulden Kapital ihm gegen eine jährliche Zins⸗ 
zahlung zu übergeben. 

Da die Stiftungsverwalter aber fürchteten, daß Philipp 

Julius die Zinſen nicht pünktlich zahlen würde, ſo antworteten 
ſie ihm, indem ſie den Zweck der Stiftung auseinanderſetzten, 
deren Einkünfte „jährlich auf gewiſſe Zeiten den armen und 
miſerabilibus perſonis, dem geiſtlichen Miniſterium und Schul⸗ 
geſellen diſtribuiret werden ſollen, davon ſie leben und ihren 
Unterhalt haben ſollen.“ Weiterhin baten ſie den Herzog, von 
ſeinem Vorhaben Abſtand zu nehmen, denn es würde „Weh⸗ 
klagen und allerhand trauern“ entſtehen, wenn die Zahlung 
der Zinſen nicht pünktlich vorgenommen würde; er ſolle ihnen 
vielmehr geſtatten, das Kapital an „Privat⸗Perſonen, ſo allhier 
im Lande geſeſſen, auszuthun.“ 
Der Herzog ruhte aber nicht eher, bis er im Beſitz des 
Kapitals war; als Sicherheit ſtellte er den Teſtamentarien das 
Amt Torgelow zur Verfügung. Da Philipp Julius mit der 
Entrichtung der Zinſen in Verzug geriet, und trotz mehrfacher 
Bitten nicht zahlen wollte, ſtrengten die Stiftungsverwalter 
ſchließlich „im Intereſſe der miſerablen Verpflegten“ gegen 
die Beamten des Amtes Torgelow Klage beim Königlichen 
Hofgericht an. Nach einem langwierigen Prozeß erreichten die 
Teſtamentarien am Ende des 17. Jahrhunderts — ein genaues 
Jahr iſt nicht bekannt — daß das Stiftungskapital aus den 
Einkünften des Amtes Torgelow zurückerſtattet wurde!). 


Rückblick. 
In dieſem Abſchnitt haben wir geſehen, daß ſowohl 
durch die Kirchenordnung von 1535 als auch durch den Receß 
vom Jahre 1558 der Greifswalder Armenpflege ein neues 


1) Nach dem Etats von 1910 betragen die Zinſen dieſer Stiftung 
1400 Mark, die im Sinne des Stifters verwandt werden. 


Gepräge gegeben wurde. Die Kirche übte die Armenpflege 
durch die Kaſtenherren aus, die die Einſammlung und Austeilung 
der Unterſtützungen an die Armen je nach dem Grade der Be⸗ 
dürftigkeit vornahmen; daneben ſuchten die wohlhabenden 
Bürger Greifswalds die Not der Armen durch private Stif⸗ 
tungen zu lindern. Für die anſtaltliche Armenpflege war es 
von großem Vorteile, daß die Stadt das Graue Kloſter in eine 
Armenanſtalt verwandelte und die zerſtreutliegenden kleinen 
Convente eingehen ließ. Obwohl die Hoſpitäler und Stif⸗ 
tungen von Ratsmitgliedern verwaltet wurden, und durch die 
Errichtung der Armenanſtalt die ſtädtiſche Armenpflege bereits 
weiter ausgebaut worden war, ſo kann doch in dieſer Periode 
von einer ſchärferen Zuſammenfaſſung des Armenweſens noch 
nicht geſprochen werden. 


III. Abſchnitt. 


Die AKusgeſtaltung des Armenweſens von 1621 Bis 
zur Mitte des 19. Jahrhunders. 


a) Die Organiſation des Armenweſens durch den Receß vom 
Jahre 1621. 

Durch den Receß vom Jahre 1621, den der Pommern⸗ 
herzog Philipp Julius erließ, erfuhr die Greifswalder Armen⸗ 
pflege eine weſentliche Verbeſſerung in der geſamten Orga⸗ 
niſation!). 

Da es früher häufig vorgekommen war, daß die aus der 
Mitte des Rats entnommenen Proviſoren der Hoſpitäler und 
Convente die ihnen anvertrauten Wohltätigkeitsanſtalten nicht 
ordnungsgemäß verwalteten?), ſo beſtimmte der Receß in 
ſeinem erſten Teil, daß die unmittelbare Verwaltung der Ar⸗ 
menanſtalten von der Bürgerſchaft ausgeübt werden ſollte. 


1) Das Original des Receſſes iſt nicht mehr vorhanden. Ein 
Abdruck befindet ſich bei Dähnert, Bd. II, S. 285ff. 
2) Vgl. 3. B. oben Seite 22. 


Die Adminiſtration hatte zu beſtehen aus Kaufleuten, Brauern 
und Vertretern der 4 Gewerken, „folgendergeſtalt, daß nem⸗ 
lich 6 Perſonen von den Viſitatoren ſpezifiziert und namkündig 
gemacht werden, welche vermöge des Eides, damit ſie dem 
Landesfürſten und der Stadt verwandt ſind, wiederum 12 
qualifizirte, tüchtige, redliche, wohlbegüterte, unberüchtigte 
Männer, als 8 aus Kaufleuten und Brauern, und 4 aus den 4 
Gewerken, die dem Rathe und jetzigen Adminiſtratoren mit 
Blutfreundſchaft oder naher Schwägerſchaft nicht verwendt 
ſind, wiederum nominieren, und dieſelben per publicam 
preces und fortem Gottes gnädigem Willen kommitieren und 
befehlen ſollen.“ 

Die Oberaufſicht über die Verwaltung der Hoſpitäler 
und Convente wurde dem Rat der Stadt vorbehalten, der auch 
die Kaſſenführung und die Verwaltung der Stiftungen vorzu⸗ 
nehmen hatte.“ Soviel den Modum administrationis bey den 
Hoſpitalien anlangt, bleibt die Verwaltung der Jurisdiction 
billig bey dem Rathe, welcher aus ſeinem Mittel desfalls 
zweene Inſpektures zu den adminisſtrirenden Bürgern ver⸗ 
ordnen wird!).“ Ferner wird in dieſem Receß angeordnet, 
daß die Rechnungen der Kirchen, Klöſter und Hoſpitäler und 
der übrigen Stiftungen alljährlich den Bürgermeiſtern unter 
Hinzuziehung des Generalſuperintendenten zur Nachprüfung 
vorgelegt werden. 

Hinſichtlich der Verleihung der erledigten Präbenden 
heißt es ſodann weiter: „Die Collatur der Präbenden oder 
Pfrunden in den Hoſpitalien wird billig den Bürgermeiſtern 
und Inſpektoren aus dem Mittel des Raths reſerviret, jedoch 
daß die Nomination derſelben Perſonen, ſo ſich angeben, und 
derer benötigt ſeyn werden, bloß und allein bey den Ad⸗ 
miniſtratoren verbleiben, und keine andere Perſonen, als aus 
denen ſo von den Adminiſtratoren ernennet worden, dazu 
eligieret und genommen werden ſollen.“ 


1) Die weitere Entwickelung der Hoſpitäler ſiehe Seite 97 u. 102. 
gr 
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Nachdem dann im Abſchnitt „Teſtamenten“ befohlen 
wird, daß ein Teil aus den Überſchüſſen der verſchiedenen Stif⸗ 
tungen Verwendung finden ſollte für die Errichtung und Er⸗ 
haltung eines Waiſenhauſes, enthält ein weiterer Abſatz dieſes 
Receſſes ein Kapitel betitelt „Bettlerordnung“. 

Da das Bettlerunweſen während des 30jährigen Krieges 
in Greifswald einen großen Umfang erreicht hatte, ſo wird 
bezüglich der zu errichtenden Bettlerordnung folgendes geſagt: 

„Nachdem nun viele Jahre her von Fremden und Ein⸗ 
heimiſchen augenſcheinlich befunden worden, daß das Betteln 
in dieſer guten Stadt vor den Thüren von vielen Leuten, alten 
und jungen darunter mehrenteils Müſſiggänger und ſtarke 
böſe Buben, junge ſtarke faule Weiber und Mägde gefunden 
werden, welche den wahren Armen das Brodt vor dem Maule 
entziehen, zu großer Unordnung gerathen, darüber ſich dann 
die allgemeine Bürgerſchaft zum Höchſten beſchweret; ſo haben 
die verordneten Viſitatores, dem Rath ihres tragenden Amts 
erinnert, und ſelbigem wohlmeynend dahin vermahnet, daß 
ſie mit Zuziehung des Miniſterii und der Bürgerſchaft ſich 
einer gewiſſen Bettler⸗Ordnung vereinbaren mögten.“ 

Im letzten Teile des Receſſes wird nochmals auf die 
Errichtung eines Waiſenhauſes hingewieſen. Es heißt dort 
wörtlich, wie folgt: | 

„Auch zweifelt man garnicht, es werden gute Leute und 


fromme Chriſten ſo von dem lieben Gott geſegnet worden, 


daß neue Wayſenhaus mit anſehnlichen Donationibus und 
milden Gaben zu dotiren.“ 

In Verfolg dieſes Receſſes wurde zunächſt eine beſondere 
Armenverwaltung eingeführt. Sie ſetzte ſich zuſammen aus 
zwei Ratsmitgliedern als „Inſpektores“ und 9 „Proviſores“ 
oder „Examinatores“, von denen 4 aus der Bürgerſchaft, 3 aus 
den Kirchengemeinden St. Nicolai und St. Jacob und 2 aus 
St. Marien gewählt wurden. Dieſer Armenverwaltung ſtanden 
zur eigentlichen Ausübung der Armenaufſicht noch 5 Bettler⸗ 
oder Prachtervögte zur Seite. 
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Bei den „Proviſores“ hatten alle diejenigen, „jo in das⸗ 
ſelbe Kirchſpiel gehören und der Almoſen leben und genießen 
wollen, ſich anzugeben, und ihren Zuſtand, Schwachheit und 
Unvermögen Ihnen anzuzeigen, berichten und glaubwürdig 
beſcheinigen zu laſſen; worauf ihnen dann aus dem Armen⸗ 
kaſten täglich ein oder mehrere Schillinge gewährt wurden. 
Dieſe Beſtimmung kam infolge der durch den 30jährigen Krieg 
hervorgerufenen Not bald wieder außer Gebrauchi). 


b) Die Gründung des Waiſenhauſes. 

Die im Receß von 1621 angeordnete Errichtung eines 
Waiſenhauſes wurde ſchon bald in Angriff genommen. Ur⸗ 
ſprünglich ſollte das Waiſenhaus in dem Weſtphal'ſchen Convent 
untergebracht werden. Allein den am 23. 12. 1622 eingeſetzten 
Waiſenproviſoren gelang es mittels Vertrages vom29. 6. 1623, 
das dem Ratsherrn Lukas Puſch gehörige Haus in der Fleiſcher⸗ 
ſtraße nebſt einer Scheune und einem Garten für 2500 Gulden 
zu erſtehen. Im Jahre 1624 begann das Waiſenhaus in der 
Fleiſcherſtraße ſeine Tätigkeit. 

Ein aus jener Zeit erhaltener „Extract?);“ gibt uns über 
den Zweck und die Verwaltung des Waiſenhauſes folgende 
Auskunft: „Nachdem in der Anno 1620 gehaltenen Viſita⸗ 
tionen ein Neu Wayſenhaus anzuordnen, veranlaſſet, darin 
arme Wayſen und arme Leute, Kinder zur Arbeit gehalten, 
vom müſſiggang und Betteln abgewöhnet, und alſo derſelben 
mit Unterhaltung freyer Koſt und Kleider möchet gereichet 
werden. Deß hat Ein Ehrenvehrter und Wollweyſer Rath 
allhie zum Greifswaldt ſolches höchlich ſich angelegen ſeyn 
laſſen und uns nachbenanndten Perſonen, als nambl. Marten, 
Sukow, Johann von Eſſen, Adrian Barkholz, Johan Gültzkow, 
Hans Warnecke und David Wittlinge, zu proviſores und Vor⸗ 
weſer dieſes Werk in Gottesnahmen anzurichten, und zu ver⸗ 
walten conſtituiret und beſtetigt, Unß auch zwo Perſohnen 


1) Statiſtiſche Angaben aus jener Zeit fehlen vollſtändig. 
2) Siehe Magiſtratsakte a. 60. 


auß dem Mittel des Raths Benanntlich die zur ſelbigen Zeit 
anweſenen Kammerherrn, die Ehrenvehrten Wollgelachten 
und Wollwayſen H. Chriſtoph Büntzow und Guſtian Schwartz 
zu Inſpektoren verordnet, auch an unterſchiedliche gewiſſe 
Intraden, welches Theils gutherzige leute in der Viſitation 
zu dieſem Geiſtl. und Wollgemeinten Werke et pia devotione 
gegeben, Theils auch ſonſten von beiden Hoſpitalien zum Heyl. 
Geiſt und St. Jürgen allhie auch aus den Teſtamenten jährlich 
zugeben eingewilligt, auch zu anfangs 20 Kinder ins haus ein⸗ 
genommen, und alſo in Gottesnahmen den anfang gemachet. 
Der Vielgetreue Gütige Gott wolle gnediglich geben, daß dieſes 
Wollgemeinte Gute Werk zu ſeines allerheyligſten nahmens 
Ehr denſelben ſo daran und darin Arbeiten zur Seeligkeit und 
dieſer Stadt zum Ewigen Nachruhmb gereichen möge.“ 

Bereits im Jahre 1628 mußte das Waiſenhaus für die 
Kaiſerlichen Truppen geräumt werden. Man richtete daher 
jetzt für die Kinder eine Zufluchtſtätte im Weſtphali'ſchen 
Convent ein, deſſen Vermögen mit dem des une 
vereinigt wurde. 

Allein auch hier waltete kein glücklicher Stein über a 
Hauſe. Das Conventsgebäude war bei dem Beſchießen der 
Stadt durch den Großen Kurfürſten am 5. 11. 1678 ſtark be⸗ 
ſchädigt worden und nur notdürftig ausgebeſſert. Die Räume, 
die das Waiſenhaus auf der rechten Seite dieſes Gebäudes 
beſaß, während den anderen Flügel arme Leute inne hatten, 
waren unzureichend und ſchlecht. Das einzige, vorhandene 
heizbare Zimmer diente einmal den Waiſeneltern als Woh⸗ 
nung, dann mußte es aber weiterhin während des Winters 
noch einen Teil der Wirtſchaftsvorräte aufbewahren. Das für 
die Waiſen beſtimmte Schlafzimmer war dunkel, dabei zugig 
und kalt. 

Als der ſchwediſche General Couverneur Fürſt von Heſ⸗ 
ſenſtein im Jahre 1784 bei Gelegenheit einer Beſichtigung 
der hieſigen milden Stiftungen auch das Waiſenhaus beſuchte, 
war er nichts weniger als befriedigt, vielmehr äußerte er dem 
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ihm begleitenden Bürgermeiſter gegenüber in höchſt ungnä⸗ 
diger Weiſe ſein Mißfallen. Dementſprechend lautete denn 
auch das kurz darauf eingegangene „Reskript“, in dem der 
Fürſt ſich auch im übrigen über den Zuſtand der hieſigen Wohl⸗ 
fahrtsanſtalten tadelnd ausſprach. 

Bezüglich des Waiſenhauſes heißt es folgendermaßen): 

„Ein Gleiches kann im Weiſſen Hauſe vorgekehret werden, 
woſelbſt die Einrichtung ſehr ſchlecht iſt, die Kinder in einer 
Stube liegen, wo ein guter Hauswirth kaum ſeine Schafe und 
Schweine laſſen würde, kein Feuerheerd, ſondern nur eine 
zwiſchen zwo Reihen von Fenſtern mit Löchern verſehene 
Diele von Lehmerde vorhanden iſt, auch die Kinder unter Feder⸗ 
betten liegen, ſodaß, wenn ſie des Morgens ſchwitzend auf⸗ 
ſtehen, ſie ſich leicht erkälten, überall aber keine Separation für 
Kranke eingerichtet iſt, ſodaß dieſes eher eine Barbarie denn 
eine milde Stiftung genannt werden kann.“ 

Dieſes Schreiben verfehlte ſeine Wirkung nicht. Die 
Stadt beſchloß, ſofort eine Verbeſſerung des Gebäudes vor⸗ 
zunehmen. Zu den Koſten des Ausbaus, die auf 592 Rthlr., 
46 Schilling veranſchlagt waren, hatten die Adminiſtratoren des 
St. Spiritus⸗Hoſpitals 200 Rthlr. zugeſichert, während der 
Reſt durch eine Sammlung gedeckt werden ſollte. 

Im Frühjahr 1785 wurde mit dem Bau begonnen. Die 
im Oktober desſelben Jahres nach erfolgter Bekanntmachung 
von den Kanzeln eingeſammelte Kollekte ergab aber nur einen 
Ertrag von 170 Rthlr. Obgleich der Rat und die Bürgerſchaft 
auch noch aus der Stadtkaſſe die Summe von 80 Rthlr. be⸗ 
willigten, ſo genügte der Betrag doch nicht, vielmehr mußte 
der Bau, der bereits zur Hälfte fertig war, eingeſtellt werden. 

Am 22. 4. 1787 reichten die Waiſenhaus⸗Proviſoren 
wegen Gewährung der zur Fertigſtellung des Baues noch er- 
forderlichen 3—400 Rthlr. bei dem Magiſtrat ein Geſuch ein, 
wobei ſie von den Zuſtänden im Waiſenhauſe die kläglichſte 


1) Siehe Magiſtratsakte a. 61. 


ran. 


Schilderung machten und zugleich bemerkten, „daß das er- 
forderliche Bauholz zur Zeit mehrſtenteils mit angeſchafft 
ſei und wenn der Bau nicht vollführt werde, auf der Straße 
verfaulen müſſe.“ 

Der Magiſtrat antwortete hierauf, daß die verlangten 
400 Rthlr. nicht gewährt werden könnten, da die Finanzlage 
der Stadt eine zu ſchlechte ſei. Erſt als im Beginn des vorigen 
Jahrhunderts die Finanzen Greifswalds ſich nicht unbeträchtlich 
gehoben hatten, zeigte die Stadtverwaltung wieder Ver⸗ 
ſtändnis für den Neubau des Waiſenhauſes!). Da das Ge⸗ 
bäude in der Kapaunenſtraße wo die Waiſen zuletzt unterge⸗ 
bracht waren, verkauft war, erwarb die Stadt das Zechin'ſche 
Gartengrundſtück in der Langenſtraße. Im Frühjahr 1823 
wurde endlich der Grundſtein zum neuen Waiſenhaus gelegt. 

Im Herbſt des folgenden Jahres konnten die Waiſen⸗ 
kinder ihr neues Heim beziehen. Die Baukoſten betrugen 7700 
Rthl., zu denen der Preis des Baugrundſtückes mit 750 Rthlr. 
kamen, ſodaß das neue Waiſenhaus, abgeſehen von den Koſten 
der Einrichtung, einen Aufwand von 4950 Rthlr. verurſacht 
hatte, der zum größten Teil aus ſtädtiſchen Mitteln beſtritten 
ward. Das neue Waiſenhaus war für die Aufnahme von 30 
elternloſen Kindern eingerichtet. Die Sorge für das leibliche 
und geiſtige Wohl übernahmen ein Waiſenvater und eine 
Waiſenmutter?). 


Die Einnahmen des Waiſenhauſes, die ſich aus den 
Zinſen verſchiedener Stiftungen ſowie aus Kollekten bei Hoch⸗ 
zeiten, Scheibenſchießen und Promotionen zuſammenſetzten, 
ergaben im Jahre 1825 421 Rthlr., denen 800 Rthlr. Aus⸗ 
gaben gegenüberſtanden. 1845 ſtiegen die Einnahmen auf 
1012 Rthlr., während 1560 Rthlr. verausgabt wurden. Der 


Fehlbetrag wurde regelmäßig von der en, über- 
nommen. 


1) Siehe Helfritz, S. 7. N 
2) Die weitere Entwicklung des Waiſenhauſes ſiehe S. 86. 


c) Die Einführung einer Bettlerordnung. 

Die bereits im Receß vom Jahre 1621 anbefohlene Bett⸗ 
lerordnung erließ der Magiſtrat erſt nach Beendigung des 
30jährigen Krieges. Das Jahr der Veröffentlichung iſt nicht 
bekannt. Wir wiſſen nur, daß beſtimmt wurde, außer den⸗ 
jenigen chriſtlichen Armen, die unverſchuldet ins Elend ge⸗ 
raten waren, niemandem die Erlaubnis zum Almoſenbitten 
zu geben. Wer betteln wollte, mußte ſich vorher beim „Kam⸗ 
merherrn“ melden, der je nach Dürftigkeit „Zeichen“ austeilte, 
die die Inhaber berechtigten, wöchentlich einmal vor den Türen 
Almoſen einzuſammeln. Die Armen durften aber nur unter 
Aufſicht von zwei beſonders angeſtellten „Bracher- oder Bettel⸗ 
vögten“ herumziehen. Dieſe waren angewieſen, gegen jeden, 
der ohne das Zeichen des e zu betteln wagte, mit 
der Peitſche einzuſchreiten!). 

Seit dem Jahre 1786 wurde auch wieder wie zu Beginn 


des 30jährigen Krieges von den dazu beſtimmten Herren 


„Eleemoſynariis“ Almoſen aus Kollekten, die regelmäßig 
vierteljährlich an den Kirchentüren eingeſammelt wurden, 
verteilt. Daneben verbleibt es aber bei der Erteilung von Er⸗ 
laubniszeichen an ſolche, die auf eigne Fauſt betteln gehen 
wollten?). 

Eine Verbeſſerung des Armenweſens, die im Jahre 


1700 durch einen neuen Receßs) angeregt wurde, kam nicht 


zur Ausführung, da damals der nordiſche Krieg ausbrach, der 
auch hier in Greifswald viel Schrecken und große Verherungen 
verbreitete. 


d) Die Gründung einer Armenkaſſe. 
Erſt im Jahre 1738 ließ ſich der Rat auf wiederholtes 
Drängen der Bürgerſchaft bewegen, eine neue Almoſen⸗ und 


1) Das iſt der Tiefſtand des ganzen Armenweſens, erklärlich aus 
der durch den 30jährigen Krieg hervorgerufenen Notlage in allen 
deutſchen Städten. 

2) Statiſtiſche Angaben aus jener Zeit fehlen völlig. 

3) Siehe Dähnert, II. Band, S. 327ff. 
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Bettlerordnung!) herauszugeben, durch die „mittelſt Anrich⸗ 
tung einer Armen⸗Kaſſe allen unordentlichen Betteln auf 1 
Gaſſen und vor den Thüren, geſteuret werden ſoll.“ 

Nur derjenige durfte aus der neugegründeten Armen⸗ 
kaſſe unterſtützt werden, der „eine zeitlang hieſelbſt gewohnet, 
dabeneben ohne ſein Verſchulden in ſolchem Zuſtand gerathen, 
daß er ſich nicht ſelbſt ernähren und dem noth dürftigen Unter⸗ 
halt verſchaffen kann, es ſey um das er durch Schwachheit 
und Gebrechen des Leibes, hohes Alter, oder ſonſten dazu un⸗ 
vermögend, oder auch durch harte Unglücksfälle, als Kriegs⸗, 
Brand⸗ und Seeſchaden in ſolchem Zuſtande geſetzet worden. 
Faule und unnütze Tagediebe friſche und junge Kerls oder 
Weibsperſonen und überall Leute, die noch einigermaßen zur 
Arbeit tüchtig, ſie ſahn Aus⸗ oder Einheimiſche, werden dem 
Allmoſen zu genießen unfähig erkläret.“ 

Der Armenkaſſe ſtanden zwei aus der Mitte des Rats 
gewählte „Inſpektores“ vor, denen noch 4 Adminiſtratoren 
beigegeben waren, „zweene aus der Kaufmannſchaft und 
zweene aus denen Gewerken, wovon ein Kaufmann und Ge⸗ 
werker mit dem anderen Kaufmann und Gewerker allemal 
gleich nach Neujahr abwechſeln muß.“ Die „Inſpektors“ ver⸗ 
ſahen zugleich das Amt eines Examinators, indem ſie die Bitt⸗ 
geſuche der Armen prüften. Die Adminiſtratoren hatten ein 
Regiſter der Unterſtützungsbedürftigen anzulegen, außerdem 
gab es noch zwei Bettler oder Prachervögte, deren Aufgabe 
am beſten aus dem Wortlaut des Eides hervorgeht, den ſie 
beim Antritt ihres Dienſtes zu leiſten hatten: 

„Ich gelobe und ſchwere einen Eid zu Gott dem All⸗ 
mächtigen, daß ich der mir vorgeleſenen Bettlerordnung ſoweit 
ſie meinen Dienſt betrifft, mich in Allem gemäß verhalten, des 
Sommers von 6 bis des Abends um 8 Uhr, und des Winters 
von 8 bis des Abends um 4 Uhr in meiner Hälfte der Stadt 
herum gehen, keinem, er ſey Einheimiſcher oder Fremder, in 


1) Derſelbe, II. Band, Suppl. S. 1111ff. 
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oder außer den Jahrmärkten, in der Stadt, auf den Gaſſen, 
vor denen Kirchen- und Haustüren, oder Thor zu Betteln ge- 
ſtatten, mit denen Bettlern keine Durchſtecherey treiben, noch 
mit ihnen durch die Finger ſehen, keine Mißbräuche ver⸗ 
ſchweigen, ſondern die Armen und deſſen wahre Beſchaffenheit 
und Lebensart, ſoviel mir davon kund, wie auch wenn einer 
davon abgehet, ſolches anzeigen und dem Betteln aufs Beſte 
Einhalt thun, den Herren Inſpektoribus gehorchen und alles 
dasjenige thun und laſſen, was ſonſten die Ordnung gethan 
und laſſen haben will, und einem chriſtlichen und getreuen 
Bettlevoigt eignet und gebühret.“ 


Da die bisher vor den Kirchentüren aufgeſtellten Becken 
einen dar zu geringen Beitrag für die Armen ergaben, wurde 
ſeit dem Jahre 1738 zum Beſten der Armenkaſſe eine jährliche 
Steuer in Höhe von 4 Rthlr. von jedem Hausbeſitzer erhoben!). 
Um der Armenkaſſe noch weitere Einkünfte zu verſchaffen, 
ſtellte man in den Wirtshäuſern und auf dem Ratshauſe Büchſen 
auf, „damit es einem jeden inſonderheit denen Reiſenden zur 
Erinnerung diene, Liebe und Barmherzigkeit an den noth⸗ 
leidenden Neben Chriſten zu erweiſen.“ Ferner mußten die 
Bettelvoigte auf Befehl der Inſpektoren bei Teilung von Erb⸗ 
ſchaften oder bei Kauf von Häuſern und Schiffen mit der 
Büchſe für die Armen eine Sammlung veranſtalten. 

Im erſten Jahre ihres Beſtehens vereinnahmte die Ar⸗ 
menkaſſe 1007 Rthlr. 2 Schilling, während 742 Rthlr. 15 
Schilling ausgegeben wurden. 

Während der Wirren des jährigen Krieges ging die 
Armenkaſſe ein; doch wurde ſie im Jahre 1764 wieder eröffnet. 
Dabei ſprach man den Grundſatz aus, daß jegliches Betteln, 
ſowohl der Fremden als auch der Einheimiſchen zu unter⸗ 
bleiben haben. Jeder Arme ſolle ſich damit begnügen, was er 
aus der Armenkaſſe erhalte. 


1) Weſentlich iſt hier der übergang von freiwilligen Gaben 
zum Ausſchreiben von Zwangsabgaben auf leiſtungsfähige Bürger. 
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Im Jahre 1782 betrug die Einnahme der Armenkaſſe 
1038 Rthlr. 28 Schilling. Dieſe Summe ſetzte ſich folgender⸗ 
maßen zuſammen: 

495 Rthlr. 4 Schill. von den bürgerlichen Einwohnern. 

193 Rthlr. 24 Schill. von den erimierten!) Einwohnern. 


200 Rthlr. vom St. Georgs⸗Hoſpital. 
100 Rthlr. vom St. Spiritus⸗Hoſpital. 


50 Rthlr. von der Nicilaikirche. 
Sa. 1038 Rthlr. 28 Schill. 


Unterſtützt wurden im ſelben Jahre 222 en die 
je nach dem Grade ihrer Bedürftigkeit wöchentlich 2—10 
Schillinge erhielten. 


e) Die Neuregelung der Armenkaſſe und Einführung eines 
Armenkollegiums in den Jahren 1795 und 1798. 


Der Stadtreceß vom Jahre 1795 brachte für das Armen⸗ 
weſen Greifswalds abermals eine große Veränderung. Bisher 
hatte es an einer genauen Überſicht über eine gerechte Ver⸗ 
teilung der Einkünfte der im Jahre 1738 gegründeten Armen⸗ 
kaſſe ſowie der Hoſpitäler und der zahlreichen Stiftungen ge⸗ 
fehlt. Um dieſem Mangel abzuhelfen, wurde durch den Re⸗ 
ceß angeordnet, daß eine allgemeine Armenkaſſe ein⸗ 
zurichten ſei, „in welche alles Armengeld aus allen 1 
Kaſſen fließen ſolle.“ 


Im einzelnen wurde ſodann beſtimmt, daß „diejenigen 
Gelder, welche aus den beiden Hoſpitälern St. Spiritus und 
St. Georgii, den Schuhmacher'ſchen Stojentin'ſchen, Krull'ſchen 
und Bukow'ſchen Teſtamenten jährlich an Extrapröven und 


1) Unter „eximierten“ verſtand man damals diejenigen Ein⸗ 
wohner, die von der Gewinnung des Bürgerrechts ausgeſchloſſen waren. 
In Greifswald gehörten hierzu: Die Angehörigen der Univerſität, die 
Königl. Beamten, die Geiſtlichen und die Lehrer des ſtädtiſchen Gym⸗ 
naſiums. 
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Gaben an verſchiedene Arme außerhalb den Hoſpitalwohnun⸗ 
gen, desgleichen an Almoſen zu Kohlen, Schulen und Klei⸗ 
dungen ausgetheilet werden ſollen, ſowie deren Adminiſtra⸗ 
tores ſich rühmlichſt gefallen laſſen und auch hiedurch ausdrück⸗ 
lich beſtätigt wird, der allgemeinen Armenkaſſe künftig derge⸗ 
ſtalt zufließen, daß zwar die jetzigen Percipienten ſolange ſie 
leben und es bedürftig ſind, an derſelben ebenſoviel, als wie 
bisher von den Hoſpitälern und Teſtamenten erhoben haben, 
von ſolchen Geldern genießen, nach ihrem Abgang aber dieſe 
Hebungen der A menlalle zur Vermehrung 1 Einnahme 
anheim fallen ſollen.“ 

Die übrigen Teſtamente, die als „Amter 118 Familien⸗ 
ſtiftungen“ angeſehen wurden, brauchten der allgemeinen 
Armenkaſſe keinerlei Unterſtützung zu leiſten. Sie mußten aber 
alljährlich dem neugegründeten Armenkollegium ein Ber- 
zeichnis aller bei ihnen aufgenommenen Armen einreichen. 
Ferner hatten ſie genau anzugeben, wie hoch der Betrag war, 
der den von ihnen unterſtützten Armen zu Gute kam, damit 
das Armenkollegium ſich danach richten konnte, ob dieſe Armen 
„eines Beitrags aus der allgemeinen Armenkaſſe ganz oder 
zum Theil entbehren könnten.“ 

Auch wurde die im Jahre 1738 eingeführte Armenſteuer, 
die man nur widerwillig und ungern gezahlt hatte, abgeſchafft. 


Dafür verpflichtete ſich die Stadtkaſſe jährlich 500 Rthlr. der 


allgemeinen Armenkaſſe zu übergeben. Ferner bewilligten die 
Adminiſtratoren des Hl. Geiſt⸗ und St. Spiritus⸗Hoſpitals 
alljährlich 100 Rthlr. für die Armenkaſſe. Daneben wurde 
aber noch die Einſammlung durch eine Hauskollekte befohlen. 
Sollten hierdurch nicht wenigſtens 300 Rthlr. jährlich zuſam⸗ 
mengebracht werden, ſo ſtand es dem Magiſtrat frei, die Ar⸗ 
menſteuer wieder einzuführen. 

Die Verwaltung der offenen Armenpflege wurde einem 
„Armenkollegium“ übertragen, das ſich aus 4 aus dem Rate 
gewählten „Quartierherren“ und aus 8 von der Bürgerſchaft 
gewählten Adminiſtratoren zuſammenſetzte. 


Die ganze Stadt teilte man in 4 Quartiere ein, an deren 
Spitze ſich je ein Quartierherr befand. Jedem Quartierherrn 
ſtanden 2 Adminiſtratoren zur Seite, von denen einer der Kauf⸗ 
mannſchaft und einer den 4 Gewerken angehören mußte. Da⸗ 
mit die Quartierherren „ſtets in guter Kenntniß ihres 
Quartiers bleiben“, wurde ihnen noch ein rechnungsführen⸗ 
der Adminiſtrator aus dem bürgerſchaftlichen Kollegium bei⸗ 
gegeben. | 

Die Quartierherren mußten mit den Adminiſtratoren 
in dem ihnen zugewieſenen Bezirk genau die Verhältniſſe 
der aus der allgemeinen Armenkaſſe zu Unterſtützenden prüfen. 
Sie hatten feſtzuſtellen, wodurch die Armen in Not geraten 
waren. Ferner mußten ſie auf „Lebenswandel und Bedürf⸗ 
niſſe dieſer Leute das Nöthige Augenmerk richten, damit nicht 
Unwürdige die Wohltat genießen, und den Würdigen ſo viel 
thunlich hinreichend geholfen werden möge.“ \ 

Endlich waren die Quartierherren auch noch angehalten, 
fleißige und arbeitſame Bürger, die durch beſondere Umſtände 
vorübergehend in Dürftigkeit geraten waren, dem Armen⸗ 
kollegium zu melden, damit dieſen verſchämten Armen, „mit 
kleinen unzinsbaren Anleihen zur Anſchaffung von Arbeits⸗ 
geräth und Materialien aufgeholfen und wieder in Nahrung 
geſetzt werden können.“ Die gewährten Darlehen durften 
aber die Summe von 50 Rthlr. nicht überſchreiten und mußten 
innerhalb eines Jahres zurückgezahlt werden. 

Die Quartierherren und Adminiſtratoren kamen am 
Schluſſe jeden Quartals zuſammen, „um über die Annahme 
oder Abweiſung neuer Competenten, ſo wie alle bey den ſchon 
aufgenommenen Armen etwa vorzunehmende Veränderun⸗ 
gen“ zu beraten. In dringenden Fällen hatten die Quartier⸗ 
herren auch das Recht vorläufige Unterſtützungen zu gewähren, 
deren Genehmigung ſie aber auf der nächſten Quartalsver⸗ 
ſammlung nachholen mußten. 

Im Jahre 1798 wurde eine neue Armenordnung er- 
laſſen, die aber im weſentlichen die Verbeſſerungen, die der 


Receß vom Jahre 1795 auf dem Gebiete der Armenpflege 
gebracht hatte, beſtätigte. 

Es trat nur inſofern eine Veränderung ein, als den 4 
Quartierherren je ein Polizeidiener zur Seite trat, deren 
Hauptaufgabe darin beſtand, jeden Bettler, der bereits eine 
Unterſtützung aus der Armenkaſſe erhalten hatte, aus der 
Stadt zu weiſen. Außerdem iſt vielleicht noch bemerkenswert, 
daß nach dieſer Armenordnung die Hinterlaſſenſchaft der⸗ 
jenigen Perſonen, die eine Unterſtützung empfangen hatten, 
zur Hälfte der Armenkaſſe anheim fallen mußte. 

Über die Einnahme und die Ausgaben der Armenkaſſe 
nach der Neuordnung vom Jahre 1795 ſind wir durch die teil⸗ 
weiſe überlieferten Rechnungsbücher aus jener Zeit etwas ge⸗ 
nauer unterrichtet. 

Im folgenden tft eine kurze Überſicht über die Einnahmen 
und die Ausgaben vom Jahre 1796 bis 1805 gegeben. 


Einnahmen Ausgaben 
1796 1240 Rthlr. 8½ Sch. 1107 Rthlr. 12 Sch. 
— : ⁶́.ü/̊ ß 
P17 v1llel „2.39, 
1799 fehlt fehlt 
e, ; 2092: .,, ＋½.... l 109 
1801 | 2186 6 5,5, 40 
dier, „ JJ ͤ 
220% „ 26 
CC 20s „ 45 
22 


Dieſes Verhältnis blieb bis zum Jahre 1820 ungefähr 
auf derſelben Höhe. Seit dem Jahre 1821 ſtiegen die Aus⸗ 
gaben aber plötzlich auf mehr als 4000 Rthlr., während die 
Einnahmen nicht über 2500 Rthl. hinausgingen. Als Grund 


1) Seit dem Jahre 1804 überwiegen die Ausgaben die Ein⸗ 
nahmen der Armenkaſſe. Der Fehlbetrag wurde ſeit dieſem Jahre 
durch die Stadtkaſſe gedeckt. 
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für dieſen großen Betrag, der damals für die Armen verwendet 
werden mußte, heißt es in der Magiſtratsakte Nr. 655 a 
dermaßen: 

„Es iſt hinlänglich bekannt, daß hie Orts ſich in den 
letzten Jahren wandernde Hanwerkergeſellen in bedeutender 
Anzahl eingefunden haben, und es iſt daher wohl erklärlich, 
daß auch in dieſer Hinſicht die Ausgaben der Armenkaſſe ſich 
vermehrt haben.“ Als eine fernere Urſache wird angegeben, 
daß „bei den in letzter Zeit ſtattgefundenen Krankheits⸗Epi⸗ 
demien auch an ſolche, welche ihr Ausjkommen ſonſt zu ſorgen 
im Stande ſind, eine Beihülfe hat geleiſtet werden müſſen“ !). 


f) Die Reorganiſationsbeſtrebungen der ſtädtiſchen Armen⸗ 
pflege in der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts. 


Um die ſtädtiſche Armenpflege in andere Bahnen zu 
leiten, wurden in der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts von 
verſchiedenen Bürgermeiſtern und Ratsherren Verbeſſerungs⸗ 
vorſchläge gemacht. 

Zunächſt legte im Jahre 1820 der Dane Direktor des 
Armenweſens der Ratsherr Höfer dem Magiſtrat einen voll⸗ 
ſtändigen Reorganiſationsplan vor, der indeſſen nicht zur Aus⸗ 
führung gelangte. 

Kurze Zeit darauf wollte der Bürgermeiſter Billroth 
ebenfalls eine Reform auf dem Gebiete des Armenweſens 
vornehmen. Von beſonderer Bedeutung dürfte es ſein, daß 
Billroth ſchon damals in der Hauptſache das erſtrebte, was dem 
eigentlichen Weſen des ſpäter entſtandenen Elberfelder Syſtems 
entſpricht. Der Bürgermeiſter äußerte ſich nämlich folgender⸗ 
maßen: 

„So darf kein einziger Armer da ſein, der nicht ſeinen 
Pfleger hat. Dieſer muß ſein Ratgeber, ſein Freund ſein. 


1) Über die weitere Entwickelung der Armenkaſſe in der erſten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts ſind keine Belege vorhanden. 
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Übrigens glaube ich kaum, daß ein Armenpfleger mehr als 
8 bis 10 Arme unter ſeine Obhut nehmen kann“. 

Leider hatte der damalige Magiſtrat für dieſe wohlge⸗ 
meinten Ratſchläge kein Verſtändnis. 

Auch der Syndikus Geſterding betonte vergebens, daß 
es dringend nötig ſei, die Hoſpitäler, Convente, und ſonſtige 
milde Stiftungen und Armenanſtalten mit der allgemeinen 
Armenpflege unter eine Leitung zu ſtellen. 

Ahnlich wie all den früheren Beſtrebungen erging es 
dem im Jahre 1833 vorgelegten Organiſationsplan, der darauf 
abzielte, ein Armenkollegium, beſtehend aus 2—3 Ratsmit⸗ 
gliedern als Vorſteher und 2 Beiſitzern aus der Bürgerſchaft, 
die die Kaſſenverwaltung zu beſorgen hätten, ſowie aus den 
Vorſtehern der einzurichtenden Bezirke und den Quartier⸗ 
Armenpflegern, zu bilden. 

Als dann im Jahre 1847 nochmals ein Vorſchlag ge- 
macht wurde, die Stadt in 12 und die Vorſtädte in 6 Armen⸗ 
bezirke einzuteilen, ſcheiterte die Ausführung dieſes Planes 
an den kurz darauf ausbrechenden Wirren des Jahres 1848. 


g) Die Entſtehung von neuen Stiftungen. 

Während die Reorganiſationsbeſtrebungen der Bürger⸗ 
meiſter und Ratsherren auf dem Gebiete der ſtädtiſchen Armen⸗ 
pflege alle ſcheiterten, zeigte ſich der wieder erſtarkte Wohl⸗ 
ſtand der Greifswalder Bürger in der Wiederaufnahme der 
alten Sitte der Stiftungen, die die mit irdiſchen Gütern ge⸗ 
ſegneten Greifswalder zum Beſten ihrer armen Mitbürger 
errichteten, wodurch für die private Armenpflege reichliche 
Mittel zur Verfügung geſtellt wurden. 


1. Die von Hartmanndorff'ſche Armen⸗ 
ſti ftung. 

An erſter Stelle iſt hier die „von Hartmann⸗Dorff'ſche 

Armenſtiftung“ zu nennen. Im Jahre 1815 beſtimmte der 

Hofgerichtsaſſeſſor Dr. Chriſtian Balthaſar von Damm, 
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Dorff in feinem Teſtamente und in den hierzu ergangenen 
Nachträgen von 1818 und 1820, daß die eine Hälfte ſeines Ver⸗ 
mögens in die hofgerichtliche Witwenkaſſe fließen ſollte, während 
er die andere Hälfte der hieſigen Stadtarmenkaſſe überwies. 

Obwohl der Stifter bereits im Jahre 1820 ſtarb, ſo konnte 
doch infolge verſchiedener damals ſchwebender Konkurſe, bei 
denen mehrere der Nachlaßkapitalien beteiligt waren, die 
Trennung der Erbmaſſe erſt im Jahre 1838 vorgenommen 
werden. Sowohl die Hofgerichtswitwenkaſſe als auch die 
ſtädtiſche Armenkaſſe erhielten je 6544 Rthlr. 

Nachdem das Hofgericht im Jahre 1849 aufgehoben war, 
wurde die Verwaltung der Stiftung dem Willen des Teſtators 
entſprechend dem königlichen Apellationsgericht übertragen. 
Als durch die Juſtizreorganiſation auch dieſes Gericht 1879 
aufgelöſt wurde, ging die Beaufſichtigung der Stiftung auf 
das hieſige Königliche Landgericht über. 

Bei der Reviſion der Stiftungsrechnungen ſtellte der 
Magiſtrat verſchiedentlich feſt, daß die aus ſeiner Mitte ge⸗ 
wählten Adminiſtratoren nicht immer die Unterſtützungen 
gemäß dem Wunſche des Stifters an „verſchämte Arme der 
erſten Bürgerklaſſe“ verteilten. Es wurde daher im Jahre 1886 
beſchloſſen, daß künftighin die Zinſen zur Häflte für verſchämte 
Arme der erſten Bürgerklaſſe und je / für Arme der zweiten 
und dritten Bürgerklaſſe Verwendung finden ſollten. Es konn⸗ 
ten alljährlich 750 Mark an die Armen der ra | Klaſſen 
ausgeteilt werden. 
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2. Die Geſterding'ſche Stiftung. 

Durch die Geſterding'ſche Stiftung ſtellte die im Jahre 
1838 verſchiedene Ehefrau des Bürgermeiſters Karl Geſter⸗ 
ding, Karoline geb. von Vahl dem hieſigen Magiſtrat ein 
Kapital von 2500 Talern zur Verfügung, mit der Beſtimmung, 
daß von den Zinſen alljährlich 80 Taler „an arme hieſige Witwen 
und elternloſe Kinder beſonders an ſolche von denen man weiß, 
daß ſie nur ein kümmerliches Auskommen haben, aber um 


i 


Unterſtützung anzuſprechen, aus Ehrgefühl anſtehen, verteilt 
und ausbezahlt als Honorar des Adminiſtrators jährlich 5 Taler, 
als Honorar der Reviſionsbehörde jährlich 2 Taler, ausgeſetzt 
und der dann bleibende Reſt ſoweit nicht davon noch etwas zu 
den gebräuchlichen ſonſtigen Verwaltungskoſten erforderlich 
wird, zur Verbeſſerung des Kapitalfonds zurückgelegt und ſo⸗ 

bald ſich die Gelegenheit findet, zinsbar beſtätigt, der Betrag 
der jährlichen Zinſen dieſer Erſparniſſe aber demnächſt immer an 
arme Witwen und Waiſen mitverteilt werden möge.“ 

Das Stiftungskapital wurde von der Stadt gegen die 
Verpflichtung eine immerwährende Rente von 100 Talern 
an die Stiftung alljährlich zu zahlen, angenommen. Seit dem 
Jahre 1848 wird die Rente im Sinne der Verſtorbenen ver⸗ 

wandt. i 


3. Die Schulz'ſche Stiftung. 

Die Schulz'ſche Stiftung kommt beſonders armen Hand⸗ 
werkerwitwen zu Gute. Die im Jahre 1847 verſtorbene 
Schneiderwitwe Schulz hat den größten Teil ihres Vermögens 
zu einer „Stiftung für unbeſcholtene, hülfsbedürftige Witwen 
vom Gewerkſtande jedoch mit Ausnahme der 4 Gewerke der 
Bader, Schuhmacher, Schneider und Schmiede beitimmt!). 
Am Martinstage ſollten alljährlich die Einkünfte dieſer Stif⸗ 
tung verteilt werden. Das Vermögen beſteht aus 3 Morgen 
Acker und einem Kapital von 485 Mark. Die Pacht und Zins⸗ 
einnahmen belaufen ſich jährlich auf etwa 110 Mark, von denen 
100 Mark für Unterſtützungen von 10 Handwerkerwitwen ver⸗ 
fügbar ſind. 

Die Verwaltung der Stiftungen wird unter Aufſicht 
des Magiſtrats durch einen Adminiſtrator aus dem Handwerker⸗ 
ſtande vorgenommen. 


1) Der Ausſchluß dieſer 4 Gewerke iſt dadurch zu erklären, 
daß für dieſe bereits die Warſchow'ſche Stiftung beſtand. Vergl. 
S. 4. 
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4. Die Bring'ſche Stiftung. 

Auch die im Jahre 1847 vom Senator Bring errichtete 
Stiftung verfolgt den Zweck mit den Zinſen eines Kapitals 
in Höhe von 1500 Mark bedürftige Witwen und elternloſe, un⸗ 
verſorgte Kinder zu unterſtützen. | 

Der Stifter bemerkte noch ausdrücklich in feinem Teſta⸗ 
mente, daß zunächſt nur die Hälfte der Zinſen verteilt werden 
ſollte, während die andere Hälfte zur Aufbeſſerung des Ka⸗ 
pitals beſtimmt war. Erſt wenn die Summe von 30 000 Mark 


erreicht ſei, dürfe der ganze Ertrag des Kapitals für die Armen 


benutzt werden!). Die Verwaltung der Stiftung wurde 2 Ad⸗ 
miniſtratoren aus dem Kaufmannſtande übertragen. 


Die Suſemihl'ſche Stiftung, 

1 0 5 iſt aus jener Zeit auch noch die Suſemihl'ſche 
Armenſtiftung zu erwähnen. Sie wurde im Jahre 1849 durch 
die 5 Kinder des Ratsherrn Chriſtian Suſemihl im Auftrage 
ihres im Jahre 1848 verſtorbenen Vaters ins Leben gerufen. 
Das Stammkapital der Stiftung betrug 4500 Mark, deſſen 
Zinſen dafür gebraucht werden ſollten, verſchämte Arme hie⸗ 
ſiger Stadt zu unterſtützen. 


Im Jahre 1866 wurde die Stiftung durch ein Legat von 


600 Mark, das eine Verwandte des Stifters dem Suſemihl'⸗ 
ſchen Armenfonds zuwies, vergrößert, ſodaß ſeit jener Zeit aus 


dieſer Stiftung jährlich 250 Mark verſchämten Armen zu Gute 


kommt. 


Rückblick. 
Die Hauptmerkmale dieſes Zeitabſchnittes ſind einmal 


in der Organiſation der Verwaltung des Armenweſens unter 


Hinzuziehung von Kaufleuten und Handwerkern zu erblicken, 
ſodann in der Einführung einer allgemeinen Armenkaſſe, die 


1) Das Vermögen iſt mittlerweile auf 6000 Mark angewachſen. 
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anfangs durch eine Steuer, dann aber durch eine jährliche Bei⸗ 
hülfe aus der Stadtkaſſe unter Beibehaltung von Hauskollek⸗ 
ten gefüllt wird. Die Auffaſſung, daß der Armenetat nur als 
ein Zweig des ſtädtiſchen Haushaltsetats anzuſehen iſt, hat 
ſich noch nicht Geltung verſchaffen können. Ein großer Fort⸗ 
ſchritt für die geſchloſſene Armenpflege bedeutet die Errich⸗ 
tung des Waiſenhauſes. Für die Entlaſtung der Armenkaſſe 
iſt die Gründung der verſchiedenen Stiftungen wohlhabender 
Bürger nicht zu unterſchätzen, wobei die Rückſicht auf ver⸗ 
ſchämte Arme ſchließen läßt auf eine Notlage von Geſell⸗ 
ſchaftskreiſen, die durch die volkswirtſchaftlichen Veränderun⸗ 
gen aus ihrer bisherigen Lage verdrängt wurden. 


IV. Abſchnitt. 


Der Ausbau des Armenweſens bis zum Beginn 
des Weltkrieges. 


Die Anſtellung von Armenpflegern 1853. 


In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts wurde der 
offenen ſtädtiſchen Armenpflege in Greifswald ein neues Ge⸗ 
präge gegeben. Es iſt dieſelbe Zeit, in der auch der Privatarmen⸗ 
verein gegründet wurde!). 

Es iſt das Verdienſt des Syndikus Dr. Teßmann, im 
Jahre 1853 die Anſtellung von Armenpflegern erreicht zu 
haben. | 

Am 14. Dezember 1853 berief er eine Verſammlung der 
mittlerweile entſtandenen „Deputation für das Armen⸗ 
weſen“, ſowie derjenigen Bürger, die ſich für die Armenpflege 
intereſſierten, und mit den Verhältniſſen und den Bedürfniſſen 
der Armen vertraut waren. | 

Dieſer Verſammlung legte Dr. Teßmann ſeinen Re⸗ 
organiſationsplan vor, nach dem die ganze Stadt in 12 Be⸗ 


1) Val. S. 90. 
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zirke eingeteilt werden ſollte. An der Spitze eines jeden Bezirks 
wollte er 2 Armenpfleger ſetzen, die gemeinſam die Aufſicht 
über die Armen in dem ihnen zugeteilten Bezirk zu führen 
und auch die Unterſtützungsgeſuche zu prüfen hatten. 4 mal 
jährlich ſollten ſämtliche Armenpfleger zuſammen treten, um 
über die ſchwebenden Angelegenheiten zu beraten. ö 
Dieſer Plan wurde von der Verſammlung einſtimmig 
angenommen und noch im gleichen Jahre zur . ge⸗ 
bracht. | 
Es dürfte vielleicht noch beſonders zu erwähnen fein, 
daß zur Anſtellung dieſer Armenpfleger die Einholung der 
Genehmigung durch den Magiſtrat und das . 1 
Kollegium niemals erfolgt iſt. | 
Da ſich ſchon bald herausſtellte, daß der Umfang der 
einzelnen Armenbezirke zu groß war, wurde die Zahl der Be⸗ 
zirke im Jahre 1856 von 12 auf 14 erhöht. Auch jetzt konnten 
die Armenpfleger ſich der ihnen zugewieſenen Aufgaben nur 
mit großer Aufopferung entledigen. Die Unterſtützungsfälle, 
die jeder Einzelne zu bearbeiten hatte, betrugen durchſchnittlich 
25, ſodaß es dem Armenpfleger faſt unmöglich war, neben 
ſeinen bürgerlichen Berufsgeſchäften die Obliegenheiten ſeines 
Amtes in der erforderlichen Weiſe wahrzunehmen. j 
Es lag natürlich auf der Hand, daß unter ſolchen um⸗ 


ſtänden der Pfleger nicht in jedem einzelnen Falle die not⸗ 1 
wendige vollſtändige Kenntnis der Verhältniſſe durch per⸗ 


ſönliche Unterſuchungen ſich verſchaffen und durch regelmäßige 
Beſuche ſich erhalten konnte. Die Folgen hiervon waren un⸗ 

zuverläſſige Urteile, die ſich nicht auf eigene Wahrnehmung 
ſondern auf die 150 Angaben der Bittſteller und dritten 
Perſonen ſtützen!). 5 


1) Die Ausgaben für die offene Armenpflege beliefen ſich im 
Jahre 1854 auf 8343 Rthlr.: 1864 auf 10563 Rthlr.; 1874 auf 18176 Rthlr. 
Nähere Angaben über die Zahl der Unterſtützten ete. aus jener Zeit 
ſind nicht mehr vorhanden. f 


Die Einführung des Elberfelder Syſtems und der neuen 
Armenordnung. 


Um all dieſen Übelſtänden abzuhelfen, beſchloß „die 
Deputation für das Armenweſen“ im Jahre 1885 eine Ver⸗ 
beſſerung der offenen Armenpflege vorzunehmen. Nachdem 
verſchiedene Vorſchläge gemacht waren, einigten ſich die Mit⸗ 
glieder der „Deputation für das Armenweſen“ dahin, das 
ſogenannte Elberfelder Syſtem, das damals in allen größeren 
Städten Deutſchlands ſeinen Siegeslauf unternommen hatte, 
einzuführen. Um dieſe Neuorganiſation erwarb ſich der Rats⸗ 
herr Brümmer beſondere Verdienſte. Er verfaßte die „Er⸗ 
läuterung und Motive zum Entwurf der Armenordnung“, die 
in den weſentlichen Punkten in der Sitzung der „Deputation 
für das Armenweſen“ vom 4. Mai 1885 einſtimmig gutge⸗ 
heißen wurde!). 

Auch der Magiſtrat war mit dieſer neuen Regelung 
einverſtanden. Das bürgerſchaftliche Kollegium, das ver⸗ 
ſchiedentlich zu dieſer Frage Stellung nahm, gab ebenfalls 
am 18. Juli 1885 ſeine Zuſtimmung zur Einführung des Elber⸗ 
felder Syſtems als auch zur Veröffentlichung der neuen Ar⸗ 
menordnung. Mit dem 1. Oktober 1885 trat die neue Armen⸗ 
ordnung, die noch heute ihre Gültigkeit hat, in Kraft. 

An die Spitze des ſtädtiſchen Armenweſens wurde eine 
Verwaltungsbehörde geſetzt, die fortan die Bezeichnung „Ar⸗ 
mendeputation“ führte. Sie beſteht aus 2 Magiſtratsmit⸗ 
gliedern, denen noch 4 Mitglieder des bürgerſchaftlichen Kolle- 
giums zugeteilt ſind. 

Pflicht der Armendeputation iſt es, die Bezirksvorſteher 
und Armenpfleger zu beaufſichtigen, und dafür zu ſorgen, 
daß in allen Bezirken nach einheitlichen Grundſätzen verfahren 
wird. Ferner haben ſie die ſtädtiſchen Armenanſtalten zu über⸗ 
wachen, ſowie den jährlichen Etat für ihr Reſſort zu entwerfen. 


1) Siehe Magiſtratsakte Nr. 103. 4. 
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Einmal im Monat findet eine Sitzung der Armendeputation 
ſtatt, zu der die Bezirksvorſteher Zutritt haben, und ſich mit 
beratender Stimme an den Verhandlungen beteiligen dürfen. 

Seit dem 1. Oktober 1885 iſt die ganze Stadt in 6 Be⸗ 
zirke eingeteilt, die ihrerſeits wieder je nach der Größe in 8 bis 
12 Quartiere zerfallen. Jeder Bezirk wird von einem Bezirks⸗ 
vorſteher verwaltet, während jedem Quartier ein Armenpfleger 
vorſteht. 

Nach der Geſchäftsordnung vom 21. Juli 1885 haben 
die Armenpfleger „ſich in ſteter Fühlung mit den Armen ihres 
Quartiers zu halten und durch fleißige Beſuche in deren Woh⸗ 
nung ſich eine genaue Kenntnis ihrer perſönlichen und Fa⸗ 
milienverhältniſſe, ſowie ihrer „„ Wirtſchaft und ihrer 
Erwerbsquelle zu verſchaffen.“ | 

Auch wird den Armenpflegern zur Pflicht gemacht, der 
Faulheit, dem Müßiggang, der Unordnung, ſowie der Sitten⸗ 
loſigkeit entgegenzutreten, und den Armen nach Möglichkeit 
eine ihren Kräften entſprechende Arbeit nachzuweiſen. 

Ferner ſind die Armenpfleger angehalten, auf die Er⸗ 
ziehung der Kinder und deren Schulbeſuch hinzuwirken, und 
ſollen „überhaupt nach beſten Kräften danach trachten, die Ur⸗ 
ſachen der Verarmung zu beſeitigen.“ 

In der Regel ſoll kein Armen⸗Pfleger mehr als 8 ver⸗ 
ſchiedene Fälle zur Armenfürſorge erhalten. Um dieſen wich⸗ 
tigen Grundſatz auch immer zur Durchführung zu bringen, 
iſt die Möglichkeit vorhanden, Arme, die einem ſehr über⸗ 
laſteten Quartier angehören, einem weniger ſtark beſchwerten 
Quartier des nämlichen Bezirks zu überweiſen. 

Die Hauptaufgabe der Bezirksvorſteher beſteht darin, 
die Arbeiten der Armenpfleger zu unterſtützen und zu kontrol⸗ 
lieren, ſowie dafür Sorge zu tragen, daß die Armenpflege in 
jedem Bezirk auch in humaner Weiſe ausgeübt wird und die 
hülfsbedürftigen Perſonen mit dem Notwendigſten verſehen 
werden. 2 mal monatlich haben ſie die Armenpfleger ihres 
Bezirks zu einer Verſammlung zuſammenberufen, in der die 


, 


Armenpfleger über die ihnen zu Teil gewordenen Aufträge 
Bericht erſtatten und die erforderlichen neuen Anträge auf 
Unterſtützung ſtellen. Hierbei ſind insbeſondere auch Verän⸗ 
derungen in den Verhältniſſen der mit einer laufenden Unter⸗ 
ſtützung bedachten Armen zur Sprache zu bringen, ſowie 
überhaupt Mängel und Bedenken, die ſich bei der Beauf⸗ 
ſichtigung der Pfleglinge herausgeſtellt haben, mitzuteilen. 

Sowohl das Amt der Bezirksvorſteher, als auch der 
Armenpfleger wird als Ehrenamt ausgeübt. 

Bedarf ein Armer einer Unterſtützung, ſo hat er dem 
Armenpfleger ſeines Quartiers ein Geſuch einzureichen. Dieſer 
prüft zunächſt die häuslichen Verhältniſſe des Bittſtellers. 
Überzeugt ſich der Armenpfleger von der Not des Armen, ſo 
weiſt er ihn mittelſt eines auszufüllenden Formulars an die 
Armenverwaltung, die die Unterſtützung je nach dem Grade 
der Bedürftigkeit vornimmt. In beſonders eiligen Fällen kann 
der Armenpfleger im Einvernehmen mit dem Bezirksvorſteher 
ſelbſt das Nötige unverzüglich veranlaſſen. Die Unterſtützung 
darf ſich aber nur auf das allernotwendigſte beſchränken. 

Laufende Unterſtützungen werden bei einer Bedürftig⸗ 
keit von längerer Dauer bewilligt, während einmalige Unter⸗ 
ſtützungen gewährt werden bei einer Hilfsbedürftigkeit, die 
den Zeitraum von 4 Wochen nicht überſchreitet. 

In der Regel werden die Unterſtützungen in barem 
Gelde ausgezahlt; doch kann auch angeordnet werden, daß 
für den Geldbetrag Naturalien an Brot, Milch uſw. beſchafft 
werden. | | 

Diejenigen Familien oder einzelſtehende Perſonen, die 
das Geld für ihre Miete nicht aufzubringen vermögen, können 
Mietsunterſtützungen empfangen. 

Das eigentümliche dieſer geſamten Neuordnung liegt 
in einer zielbewußten Organiſation des geſamten Armen⸗ 
pflegerweſens, die alle Organe in einem engen Zuſammenhange 
und regen Austauſch bringen ſoll. Die oberſte Behörde wird 
über alle Vorgänge genau unterrichtet, während andererſeits 


den ausübenden Organen eine große Selbſtändigkeit einge- 
räumt wird, um dadurch ihr Intereſſe für die Armen rege zu 
halten. 

Die Einnahmen und die Ausgaben für die Armenkaſſe 
wurden ſeit dem Jahre 1880 von der ſtädtiſchen Hauptkaſſe 
vorgenommen. 

Im Jahre 1885 waren bei einer Einwohnerzahl von 
21186 503 Arme vorhanden, die der offenen Armenpflege 
anheim fielen. Die Ausgaben hierfür betrugen 40228 Mark, 
d. h. pro Kopf der Bevölkerung 1,81 Mark. | 

Im Folgenden iſt eine kurze Überſicht über die Aus⸗ 
gaben für die ſtädtiſche Armenpflege vom Jahre 1901 bis 
1905 gegeben. 


| Dffene geſchloſſene 

e Armenpflege Armenpflege 

1901 9001 Mk. 34951 Mk. 24778 Mk. 
1902 9350 „ 37 26594 „ 
nF, „ 34627 „ 29303 „ 
1904 10021 „ 36656 „ 3050 „ 
1905 10524 „ 36126 „ 34401 „ 


Die Geſamtſumme der Ausgaben für die e Ar⸗ 
menpflege betrug im Jahre 


1901 68730 Mk. 
1902 7314 
1903 73605 
1904 77 
1905 81051 
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Die mittlere Bevölkerung von 1901 bis 1905 belief ſich 
ſich auf 23358 Einwohner, ſodaß im Durchſchnitt dieſer 5 Jahre 
auf den Kopf der Bevölkerung für die Armenpflege 2,79 Mark 
verausgabt wurden. 

Im Jahre 1910 ſtiegen dann die Geſamtausgaben für 
die ſtädtiſche Armenpflege auf 113680 Mark, um im Jahre 
1913 auf 127344 Mark anzuwachſen. 
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Die Verbeſſerung in der Armenkrankenpflege. 


Während das ganze Mittelalter hindurch die Armen⸗ 
krankenpflege in Greifswald faſt nur in geſchloſſener Form, 
und zwar im Hl. Geiſt⸗Hoſpital und ganz beſonders im St. 
Georgs⸗Hoſpital ausgeübt wurde, bediente man ſich ſeit Ende 
des 18. Jahrhunderts in hieſiger Stadt auch der offenen Ar⸗ 
menfranfenpflege!). 

Die älteſte Magiſtratsakte, die ſich mit der Armenkranken⸗ 
pflege befaßt, datiert aus dem Jahre 17962). Sie zeigt uns 
an, daß damals ein ſtädtiſcher Wundarzt angeſtellt wurde, der 
ſich gegen ein Gehalt von 100 Rthlr. nebſt! Drömts) Malz und 
1 Drömt Roggen verpflichten mußte, die kranken Armen der 
Stadt unentgeltlich zu behandeln. 

Der „Stadtchirurge“ hatte die Schwerkranken in ihrer 
Häuslichkeit aufzuſuchen, während die Kranken leichterer 
Natur ſich zu ihm begeben mußten. 

Aus einem Geſuch des Stadtwundarztes aus dem 
Jahre 1825, in dem dieſer um eine Gehaltsaufbeſſerung bittet, 
geht deutlich hervor, daß es damals, infolge einer Pocken⸗ 
epidemie 424 Kranke gab, die den Armenarzt in Anſpruch 
genommen hatten. 

Ein großer Vorteil für die hieſigen kranken Armen war 
es, daß im Anſchluß an die Univerſität die verſchiedenen Kli⸗ 
niken errichtet worden ſind. 

Im Jahre 1829 ſchloß der Magiſtrat mit der Univerſität 
einen Vertrag ab, der im $ 3 folgendes beſagt: „Diejenigen 
beiden Profeſſores der mediziniſchen Fakultät, welche die 
Direktion der mediziniſchen und chirurgiſchen Klinik führen, 
treten zunächſt in die Funktion förmlicher ſtädtiſcherArmenärzte.“ 

Weiter wurde beſtimmt, daß die Armenkrankenpflege 
in der Weiſe mit den Kliniken verbunden werden ſollte, daß 


1) Nachrichten darüber, wie die Krankenpflege der Armen in 
jener Zeit im einzelnen vorgenommen wurde, ſind nicht vorhanden. 

2) Vergl. Magiſtratsakte A. 1788. 

3) 1 Drömt = 12 Scheffel. 
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die beiden Profeſſoren je nach Art der Krankheit die Armen 
der Stadt, die ſich bei ihnen meldeten, oder ihnen von der Ar⸗ 
menverwaltung zugewieſen wurden, zur ärztlichen Behand⸗ 
lung in ihre Kliniken aufzunehmen hatten!). 

Die Univerſität erhielt als Ablöſung für die Aufnahme 
der Kranken jährlich 200 Taler von der Stadt, während den 
beiden Profeſſoren für ihre Mühewaltung jedes Jahr 100 
Taler bewilligt wurden. 

Die Koſten für die Arzeneimittel der armen Kranken 
übernahm die Armenkaſſe. Nach einem Bericht aus dem Jahre 
1855 beliefen ſich die Arzeneikoſten in dem Zeitraum von 1849 
bis 1854 jährlich durchſchnittlich auf 700 Taler. 

Laut Allerhöchſter Cabinettsordre vom 12. Mai 1860 
leiſtet die Univerſität ſeit jenem Jahre für „die mediziniſche 
und die chirurgiſche ambulatoriſche Klinik zu den Koſten der 
Armenkrankenpflege der Stadt Greifswald jährlich einen Bei⸗ 
trag von 158 Talern, 3 Silbergroſchen, 9 Pfg.“ 
| Mit der Eröffnung der Augenklinik im Jahre 1873 wurde 
auch dieſes mediziniſche Inſtitut den augenleidenden Armen 
unentgeltlich zur Verfügung geſtellt. 

Als im Jahre 1885 die neue Armenordnung eingeführt 
wurde, ſetzte die Armenverwaltung nochmals feſt, daß für die 
Zukunft in allen Fällen, in denen Familien oder einzelſtehende 
Perſonen laufende oder für die Dauer etwaiger Krankheit 
einmalige Unterſtützung aus öffentlichen Armenmitteln be⸗ 
ziehen, ſowohl Erwachſenen, als auch Kindern unentgeltlich 
ärztliche Behandlung und freie Arznei gewährt wird). 

Mit dem Jahre 1896 hat die Zahlung einer jährlichen 
Pauſchalſumme ſeitens der Armenverwaltung an die Uni⸗ 
verſität für die Aufnahme kranker Arme aufgehört. Seit 


1) Die Armenärzte hatten auch die ratte Teulieninibet uns 
entgeltlich zu behandeln. 
2) Die Rezepte müſſen vor Anfertigung der Medizin von den 
unbemittelten Kranken der Armenverwaltung zur Abſtempelung vor⸗ 
gelegt werden. 
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dieſem Jahre muß die Armendeputation, abgeſehen von einigen 
von der Univerſität bewilligten Freiſtellen, für jeden Armen, 
der in einer der Kliniken untergebracht wird, pro Tag als Ver⸗ 
pflegungsſatz 1,50 Mark bezahlen). 

Es wurden vor dem Kriege in den verſchiedenen Kli⸗ 
niken alljährlich ungefähr 300 Kranke auf Koſten der Stadt 
gepflegt, für die pro Jahr durchſchnittlich 9000 Mark gezahlt 
werden mußten. 

Außer der ſtädtiſchen Armenverwaltung nehmen ſich 
in neueſter Zeit noch in beſonderer Weiſe die verſchiedenen 
Kirchengemeinden der zu ihrem Bezirk gehörigen kranken 
Armen an. 

Jeder der drei proteſtantiſchen Kirchen ſind vom Mutter⸗ 
haus Bethanien mehrere Diakoniſſinnen zugewieſen, deren 
Aufgabe es iſt, die mittelloſen Kranken zu hegen und zu pflegen. 
Werden die Krankenſchweſtern zu einer Familie gerufen, in 
der die Hausfrau bettlägerig krank liegt, ſo übernehmen ſie 
auch die Geſchäfte der Hausfrau, indem ſie in der Hauswirt⸗ 
ſchaft nach dem Rechten ſehen und ſich vor allem der . 
annehmen. 

Während die Diakoniſſen der St. Marien⸗ und Jacobi⸗ 
kirche in Privathäuſern untergebracht ſind, bewohnen die 
beiden „Schweſtern“ der St. Nicolaigemeinde das Haus Bis⸗ 
marckſtraße Nr. 7, das zu Beginn der 90er Jahre die beiden 
Fräulein Gripentrog und Pipert der Nicolaikirche mit der 
Beſtimmung vermachten, daß es für immer zur Wohnung der 
Diakoniſſen der Nicolaigemeinde dienen ſollte. 

Die katholiſche Kirche läßt die Armenkrankenpflege durch 
die Schweſtern von der Congregation der Hl. Eliſabeth aus⸗ 
üben, die ſeit 1906 in der Bahnhofſtraße ihre Niederlaſſung 
haben und nach der Farbe ihres Ordensgewandes gewöhnlich 
die „Grauen Schweſtern“ genannt werden. Sie dienen eben⸗ 
ſo, wie die Diakoniſſinnen in der offenen Krankenpflege, in⸗ 


1) Nach dem Kriege iſt dieſer Betrag der Geldentwertung 
entſprechend erhöht worden. 
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dem fie die Armen in ihrer Häuslichkeit aufſuchen und dort 
unentgeltlich pflegen!). 


d) Neuere Veſtrebungen der Kinderpflege. 


Außer der Errichtung des Waiſenhauſes im Jahre 1624 
war bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts in Greifswald nichts 
zur Hebung der Kinderpflege geſchehen. 


1. die Kinderſtube. 

Erſt im Jahre 1834 machten ſich Beſtrebungen geltend, 
die darauf abzielten, eine beſondere Fürſorge für Kinder her⸗ 
beizuführen. Damals wurde von der Stadt eine Bewahr⸗ 
anſtalt für arme kleine Kinder zwiſchen 2 bis 7 Jahren ge⸗ 
gründet. | 

Die Anregung hierzu war bereits im März 1828 von 
der Stralſunder Regierung gegeben worden?). Zu jener Zeit 
fehlte es aber an den nötigen Mitteln zur Erbauung einer 
ſolchen Anſtalt. Erſt als anläßlich des 600jährigen Beſtehens 
der Stadt Greifswald am 6. Dezember 1833 der Kommerzien⸗ 
rat Karl Friedrich Pogge und deſſen Söhne Karl und Johann 
der Stadt ein Kapital von 5000 Talern zur Verfügung ſtellten, 
konnte man daran denken, nach dem Muſter der bereits ſeit 
1827 in Stralſund beſtehenden „Kinderſtube der Armenpflege“, 
ein ähnliches Inſtitut hier ins Leben zu rufen. 

Die Stadt errichtete die Bewahranſtalt, die unter dem 
Namen „Kinderſtube“ allgemein bekannt iſt, in dem Guardian⸗ 
hauſe des früheren Franziskanerkloſters, das bis dahin dem 
Prorektor des Gymnaſiums als Wohnung gedient hatte. 

Nach dem Reglement, das am 1. Mai 1834 von den 
ſtädtiſchen Kollegen angenommen wurde, geht der Zweck 
dieſer Anſtalt „teils dahin, armen Eltern dadurch, daß ſie 
während des Tages der unmittelbaren Aufſicht auch ihrer 


1) Statiſtiſches Material über die kirchliche Armenkrankenpflege 
konnte ich nicht erhalten. 
2) Siehe Magiſtratsakte A. 611. 
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4 Heinen Kinder überhoben werden, mehr Zeit und Gelegen⸗ 
heit zum Erwerbe ihrer notwendigſten Lebensbedürfniſſe zu 
verſchaffen, teils aber auch dahin, dieſe Kinder vom Müßig⸗ 
gange und einer herumtreibenden Lebensweiſe zu entwöhnen, 


ſie während der Zeit daß ſie der Aufſicht ihrer Eltern oder An⸗ 
gehörigen entzogen ſind, ſorgſam zu beaufſichtigen, zur Ord⸗ 
nung und Reinlichkeit und zu einem geregelten Leben zu 
gewöhnen, auf angemeſſene Weiſe ſie zu beſchäftigen, vor 
ſchlechtem Umgange und vor böſen Beiſpielen ſie zu bewahren 
und ſie ſo viel wie möglich und nach ihrem Alter und ihren 
Anlagen tunlich zu. ihrer weiteren Ausbildung vorzu⸗ 
bereiten.“ 

Die Aufſicht und die Verwaltung dieſer Anſtalt iſt ſeit 
der Gründung zwei aus dem Magiſtrate verordneten Inſpek⸗ 
toren und zwei aus der Bürgerſchaft gewählten Adminiſtra⸗ 
toren übertragen. 

Für die Reinlichkeit, das Betragen und die Beſchäfti⸗ 
gung der Kinder hat „eine genügende Anzahl achtbarer Frauen 
zu ſorgen.“ 

Die Zahl der aufzunehmenden Kinder wurde auf 100 
feſtgeſetzt. Der Unterricht, den ein Lehrer und eine Lehrerin 
abwechſelnd zu leiten haben, beſchränkt ſich auf die erſten An⸗ 
fangsgründe der Sprache, auf einfache Rechenübungen und 
Erlernung kurzer Gebete und bibliſcher Sprüche. Außerdem 
werden die Kinder ihrem Alter entſprechend je nach der Witte⸗ 
rung im Freien mit Spielen beſchäftigt. Den Mädchen wird 
ferner auch noch die Anleitung zum Stricken gegeben. 

Urſprünglich wurde den Kindern ohne jede Beköſtigung 
im Sommer von morgens 7 bis 12 und von 1 bis 6 Uhr, im 
Winter von 8 bis 1 Uhr und von 1—4 Uhr Aufenthalt in dem 
Inſtitut gewährt. 

Als aber im Laufe der Zeit das Vermögen der Anſtalt 
ſowohl durch den Ertrag von Sammlungen, als auch durch 
weitere Kapitalzuwendungen auf 40 000 Mark anwuchs, 
konnte man dazu übergehen, die Kinder den ganzen Tag ohne 


Unterbrechung in der Anſtalt zu belaſſen und ihnen volle Be⸗ 
köſtigung zu geben. 

Seit einigen Jahren iſt die Zahl der aufg hittenden 
Kleinen von 100 auf 130 erhöht worden!). 


2. Das Rettungshaus . 
Um verwahrloſten Mädchen ein Unterkommen zu ver⸗ 
ſchaffen und ſie vor dem völligen Untergange zu bewahren, 
ſchritt man im Jahre 1854 zum Bau eines Rettungshauſes. 


Zu dieſem Zwecke war bereits im Jahre 1852 ein „Verein 


chriſtlicher Frauen und Jungfrauen“ gegründet worden. Die 
einzelnen Mitglieder dieſes Vereins zahlten beſtimmte Jahres⸗ 
beiträge und veranſtalteten Hauskollekten, um auf dieſe Weiſe 
die zur Errichtung eines Rettungshauſes notwendigen Geld⸗ 
mitteln aufzubringen. 

Zu Beginn des Jahres 1854 war der Verein bereits in 
der Lage ein entſprechendes Haus in der Grimmerſtraße zu 


erwerben, und am 18. Oktober desſelben Jahres konnte das 


neue Heim ſeinem Beſtimmungszweck übergeben werden. 
In der Regel ſollten nur 9—14jährige „ſittlich verwahr⸗ 
loſte, oder der Verwahrloſung ausgeſetzte Mädchen“ aufge⸗ 


nommen werden, um ſie „in Anſehung ihres irdiſchen Berufes 


zu tüchtigen Dienſtboten in Anſehung ihres himmliſchen Be⸗ 
rufes aber zu lebendigen Mitgliedern des Reiches Gottes her⸗ 
anzubilden.“ 

Die Zahl der Zöglinge ſchwankte meiſtens zwiſchen 15 


bis 20. Während der Wintermonate erhielten ſie durch einen 
Lehrer beſonderen Unterricht; im Sommer dagegen wurden 


ſie im Garten, Feld und Haushalt durch Arbeiten beſchäftigt. 


Die Aufſicht über die Kinder nahm „ein Hausvater“ und eine 


1) Als der Kommerzienrat Pogge im Jahre 1840 ſtarb, ver⸗ 
machte er der Stadt 6000 Mark mit der Verpflichtung durch Zahlung 


einer Jahresrente von 300 Mark die Kleinen der Kinderſtube alljährlich 
mit je einem Paar Schnürſtiefel auszuſtatten. 


„Hausmutter“ vor, die auch für das leibliche Wohl zu ſorgen 
hatten. 

Sobald die Mädchen aus dem ſchulpflichtigen Alter her⸗ 
aus waren, wurden ſie bei „ordentlichen, womöglich chriſtlich 
geſinnten Herrſchaften“ untergebracht. 

Der Vorſtand des Vereins chriſtlicher Frauen und Jung⸗ 
frauen, dem ein männlicher Beiſtand von 4 Perſonen zur 
Seite trat, hatte die laufenden Geſchäfte des Rettungshauſes 
zu beſorgen. 

Nach $ 20 der Statuten ſtand dem Magiſtrat der Stadt 
Greifswald das Recht zu, über die Angelegenheiten des Ret⸗ 
tungshauſes zu jeder Zeit Auskunft zu verlangen und den Zu⸗ 
ſammenkünften des Vorſtandes beizuwohnen. 

Zur Deckung der Unterhaltungskoſten der Anſtalt, die 
ſich jährlich durchſchnittlich auf 3000 Mark beliefen, wurden 
Sammlungen veranſtaltet. Auch zahlte die Armenverwaltung 
für diejenigen Zöglinge, die durch ihre Vermittlung dem Ret⸗ 
tungshauſe zugewieſen wurden, ein jährliches Koſtgeld in 
Höhe von 120 Mark. 

Auf Antrag des Vorſtandes wurde dem „Rettungshaus 
für verwahrloſte Mädchen“, durch Allerhöchſten Erlaß vom 
3. Oktober 1899 die Bezeichnung „Erziehungsanſtalt Beth⸗ 
lehem“ beigelegt!). 

Da ſeit Beginn des 20. Jahrhunderts die Zahl der Zög⸗ 
linge immer mehr abnahm, ſchloß man die Anſtalt im Jahre 
1912. Ein Teil des Vermögens wurde der Kinderklinik zur 
Verfügung geſtellt, während der Reſt die Stadtverwaltung 
zu Wohltätigkeitszwecken erhielt. 


3. Einführung der Vormundſchaftsord⸗ 
nung und weitere Veränderungen hin⸗ 
ſichtlich der Kinderpflege. 

Ein großer Fortſchritt für die Kinderfürſorge war es, 
als am 5. Juli 1875 die Vormundſchaftsordnung herausge⸗ 


1) Siehe Magiſtratsalte A. 104, 12a. 
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geben wurde. Hiernach ſollten nicht nur Vormundſchafts⸗ 
gerichte, ſondern auch Waiſenräte für die minderjährigen, 
elternloſen und unehelichen Kinder ins Leben gerufen werden. 

In Greifswald wurde zur Verwaltung der Gemeinde⸗ 
waiſenpflege auf Grund des § 52 der Vormundſchaftsordnung 
durch Magiſtratsbeſchluß vom 1. Auguſt 18751) ein Waiſenrat 
in der Weiſe gebildet, daß man der Armendeputation gleich⸗ 
zeitig die Funktionen des Waiſenrates übertrug. Durch die 
neue Armenordnung vom Jahre 1885 wurde zugleich zur Er⸗ 
zielung einer beſſeren Beaufſichtigung der Mündel die Ein⸗ 
richtung getroffen, die Bezirksvorſteher und Armenpfleger 
in Waiſenangelegenheiten mit heranzuziehen. 

Nach der Geſchäftsanweiſung vom 21. Juli 1885 hat 
ſich ihre waiſenrätliche Aufſicht auf das perſönliche Wohl des 
Mündels ſowie auf deſſen Erziehung zu erſtrecken. Zu dieſem 
Zwecke ſind ſowohl Bezirksvorſteher als auch Armenpfleger 
angehalten, ſich durch wiederholte Beſuche in den Wohnungen 
davon zu überzeugen, ob für das körperliche und geiſtige Wohl 
der ihnen anbefohlenen Pfleglinge genügend geſorgt wird. 
Gegen Ende eines jeden Vierteljahres hat der Bezirksvor⸗ 
ſteher die Liſte der Mündel in der Bezirksverſammlung durch⸗ 
zugehen und dabei feſtzuſtellen, ob irgend welche Veränderun⸗ 
gen in den Verhältniſſen der Mündel eingetreten ſind. Die 
Kontrolle wird durch die Armendeputation vorgenommen. 


Im Jahre 1900 befanden ſich 114 bevormundete Kinder, 
49 Knaben und 65 Mädchen in Privatpflege. 1910 betrug 
die Zahl der Pfleglinge 226, von denen 93 Knaben und 133 
Mädchen waren. Verausgabt wurden für die Vormundſchafts⸗ 
pflege im Durchſchnitt der Jahre 1900 bis 1910 9500 Mark. 

Auf Grund des Art. 78 des Preußiſchen Ausführungs⸗ 
geſetzes vom 20. September 1899 zum Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch ſetzte das Bürgerſchaftliche Kollegium nach Einwilligung 
des Magiſtrats in ſeiner Sitzung vom 30. 11. 1900 feſt, daß 
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für die im Wege der öffentlichen Armenpflege untergebrachten 
ehelichen und unehelichen Kinder eine Generalvormundſchaft 
errichtet werden ſollte, die der jeweilige Leiter des Armen⸗ 
weſens zu übernehmen habe. 

Da die Arbeit des Vorſtehers der Armendeputation, der 
neben dem Amt des Generalvormundes auch noch des Ge— 
meindewaiſenrats bekleidete, ſich als zu umfangreich erwies, 
ſo nahm man im Jahre 1901 eine Trennung dieſer beiden 
Amter vor, indem zum Generalvormund der jeweilige Sek⸗ 
retär der Armenverwaltung beſtimmt wurde. 

In der neueſten Zeit iſt für Greifswald die Frage auf⸗ 
geworfen, ob an Stelle der ehrenamtlichen Generalvormund⸗ 
ſchaft die beſoldete Berufsvormundſchaft treten ſollt). Letztere 
kann in verſchiedenen Formen ausgeübt werden: Entweder, 
in der Form einer „geſetzlichen Vormundſchaft“, wenn ſie 
jpso jure in beſtimmten Fällen eintritt, z. B. kraft gemeinde⸗ 
ſtatutariſcher Beſtimmungen für alle unehelichen Kinder, die 
in einer Stadt wohnen und hier geboren werden; oder in der 
Form der ſogenannten Sammelvormundſchaft, wenn die 
Beſtellung des Vormundes von Fall zu Fall nach Maßgabe 
der Notwendigkeit beſonderer vormundſchaftlicher Fürſorge 
eintritt. 

Endlich gibt es drittens noch die ſogenannte Armen⸗ 
amts⸗Vormundſchaft, die alle Pfleglinge umfaßt, die von der 
Armenverwaltung verſorgt werden. Welcher von den 3 Arten 
der Berufsvormundſchaft in Greifswald den Vorzug gegeben 
wird, ſteht bis heute noch nicht feſt. Da die Zahl der unehe⸗ 
lichen Kinder in hieſiger Stadt eine große iſt — ſie beträgt 
augenblicklich 500 — ſo dürfte es ſich vielleicht empfehlen, die 
Einführungen der „geſetzlichen Berufsvormundſchaft“ in die 
Wege zu leiten. 


. 1) Am 24. und 25. 9. 18 fand in Greifswald ein Kurſus über 
Berufsvormundſchaft ſtatt, auf dem u. a. Herr Profeſſor Dr. Kähler 
über die wirtſchaftliche und ſoziale Bedeutung der Berufsvormundſchaft 
ſprach, Vgl. auch Magiſtratsakte 4. 15. a. 55 


4, Die weitere Entwickelung des Waiſen⸗ 
hauſes. 

Für die weitere Entwickelung der Waiſenpflege in 
Greifswald war es von großer Bedeutung, daß am 4. Mai 
1886 eine neue Ordnung für das Waiſenhaus in Kraft trat. 
Während früher die Anſtalt nur dafür beſtimmt war, eltern⸗ 
loſen Kindern eine Zufluchtsſtätte zu bieten, können jetzt auch 
Halbwaiſen evangeliſchen Glaubens zwiſchen 6 bis 12 Jahren 
aufgenommen werden. Ebenſo darf unehelichen Kindern nach 
dem Tode der Mutter im Waiſenhaus ein Heim gewährt 
werden. 

Den Pfleglingen des Waiſenhauſes wird ein ſorgenloſes 
Leben gewährleiſtet. Sie erhalten gleichmäßige, ſaubere 
Kleidung und gute Verpflegung. Die Knaben beſuchen die 
Mittelſchule, die Mädchen dagegen die Volksſchule. 

Es iſt in jeder Weiſe dafür Sorge getragen, daß die Waiſen 
den Verluſt ihrer Angehörigen ſo wenig wie nur möglich, em⸗ 
pfinden. Der „Waiſenvater“ und die „Waiſenmutter“ die als 
Waiſeeltern beſtimmt ſind, haben die ihnen anvertrauten 
Kinder in Liebe zur Frömmigkeit, zum Fleiß, zur Ordnung 
und Reinlichkeit zu erziehen. 

Nach der Konfirmation verlaſſen die Knaben die Anſtalt, 
um bei tüchtigen Handwerksmeiſtern in die Lehre zu gehen. 
Die Mädchen werden nach der Einſegnung noch ein weiteres 
Jahr in Handarbeiten und in der Hauswirtſchaft ausgebildet 
und dann bei chriſtlichen Herrſchaften untergebracht. 

Die Zahl der Waiſen ſchwankt ſtändig zwiſchen 25 bis 30. 

Die Verwaltung des Waiſenhauſes wird ſeit 1886 von 
einer Deputation ausgeübt, die ſich zuſammenſetzt aus zwei 
aus der Mitte des Magiſtrats vom Bürgermeiſter ernannten 
Mitgliedern, denen noch zwei Vertreter des Bürgerſchaftlichen 
Kollegiums zur Seite ſtehen. Die laufende Verwaltung wird 
auf Grund eines alljährlich von den beiden ſtädtiſchen Kollegen 
feſtgeſetzten Etats geführt. 
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Die Koſten für das Waiſenhaus wurden größten Teils 
durch die verſchiedenen Stiftungen und freiwillige Spenden 
gedeckt, ſodaß die Stadt bis 1905 nur einen ganz geringen Zuſchuß 
zu leiſten hatte. 1890 mußten 860 Mark hinzugezahlt werden. 
1895 720 Mark, 1900 nur 33 Mark. Seit 1905 halten ſich die 
Einnahmen und die Ausgaben das Gleichgewicht. 


5. Die Säuglingspflege. 

Auf dem Gebiete der Säuglingspflege iſt in Greifswald 
jeit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts hervorrragendes 
geleiſtet worden. Bereits ſeit dem Jahre 1852 gibt es in hieſiger 
Stadt einen „Verein zur Verpflegung und Unterſtützung 
armer Wöchnerinnen.“ Der Zweck des Vereins, der ſich aus 
Greifswalder Frauen zuſammenſetzt, beſteht darin, notleiden⸗ 
den Wöchnerinnen während der erſten 14 Tage nach der Nie- 
derkunft unentgeltlich Mittageſſen und Wochenbettutenſilien 
(ſogenannte Wanderkörbe) zu gewähren. Außerdem iſt der 
Verein auch beſtrebt, die Mütter im Intereſſe ihrer Säuglinge zu 
veranlaſſen, ihre Kinder ſelbſt zu ernähren. 

Große Verdienſte um die Säuglingsfürſorge in hieſiger 
Stadt hat ſich der Univerſitätsprofeſſor Geh. Med.⸗Rat Dr. 
Peiper erworben. Er rief im Jahre 1906 mit mehreren Frauen 
den „Verein der Säuglingsfürſorge“ ins Leben, der der Uni⸗ 
verſitäts⸗Kinderklinik angeſchloſſen iſt. 

Die Hauptaufgabe dieſes Vereins geht dahin, Mutter 
und Säugling unentgeltlich ärztlich zu beraten, und die Mutter 
durch Gewährung von Beihülfen zur natürlichen Ernährung 
ihres Kindes anzuhalten. 

Vor dem Kriege erhielt jede ſtillende Mutter während 
der Dauer von 6 Monaten alle 14 Tage 1 Pfd. Zucker, 1 Pfd. 
Gries und ½ Pfd. Kaffee; außerdem noch täglich ½ Liter 
Vollmilch. 

Allwöchentlich haben ſich die Mütter mit ihren Säug⸗ 
lingen in der Beratungsſtelle, die ſich in der Kinderklinik be⸗ 
findet, einzufinden. Hier überzeugen ſich die Mitglieder des 
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Vereins vom Selbſtſtillen der Mütter und wiegen die Kinder. 
Die kranken Säuglinge finden Aufnahme in der Klinik. 

Es nehmen jährlich durchſchnittlich 130 Mütter und 
Kinder den „Verein für Säuglingsfürſorge“ in Anſpruch. Die 
Ausgaben, die ſich jährlich auf etwa 2000 Mark belaufen, 
werden durch freiwillige Sammlungen aufgebracht. 


c) Die neuere Entwicklung der Armenanſtalten: 
1. Das Graue Kloſter. 


In dieſem Abſchnitt ſoll die weitere Entwickelung der 
bereits im I. und II. Teil erwähnten Armenanſtalten dar⸗ 
gelegt werden. 

Wir ſahen bereits, daß das „Graue Kloſter“ nach dem 
Receß von 1558 in eine Armenanſtalt umgewandelt wurde!). 
Es diente ſeit jener Zeit zur Aufnahme von 30 armen Perſonen, 
die je nach dem Grade ihrer Bedürftigkeit 20 bis 30 Mark 
Einkaufsgeld entrichten mußten. Sie erhielten dafür wöchent⸗ 
lich eine Pröve in Höhe von 6 Schillingen. Ferner wurde ihnen 
an Feſttagen 3 Schillinge für Fleiſch und 1 Schilling für Brot 
und Milch gewährt. Gemeinſchaftlich empfingen ſie außer⸗ 
dem noch monatlich 9 Scheffel Roggen und 9 Scheffel Malz. 

Wie die aus dem 18. Jahrhundert erhaltenen Rechnungs⸗ 
bücher ergeben, betrugen die aus Legaten und Pachtzins be⸗ 
ſtehenden Einkünfte jährlich durchſchnittlich 510 Taler, während 
490 Taler verausgabt wurden. 

Die Rechnungsführung hatte ein dem Kaufmannſtande 
entnommener Adminiſtrator vorzunehmen. 

Allmählich geriet das Graue Kloſter ſo in Verfall, daß 
es den Anforderungen eines wohnlichen Hauſes nicht mehr 
entſprach. 

Daher beſchloſſen die ſtädtiſchen Kollegien bei der 6. Sä⸗ 
kularfeier der Stadt im Jahre 1833 unter Zuhülfenahme der 
Vermögen des Grauen Kloſters und des Schwarz' chen und 
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des Engelbrecht'ſchen Convents eine neue ſtädtiſche Armen⸗ 


anſtalt zu erbauen!). 

Dieſer Plan kam damals jedoch noch nicht zur Aus⸗ 
führung, da die Adminiſtratoren ſich weigerten, das Ver⸗ 
mögen des Grauen Kloſters und der Convente zu vereinigen. 

Erſt einige Jahre ſpäter erklärten ſich die Adminiſtra⸗ 
toren bereit, die Vermögen zu verſchmelzen, um hieraus das 
von der Stadt geplante neue Armenhoſpital zu errichten. 

Im Jahre 1843 wurde an der Stelle des alten Kloſter⸗ 
gebäudes der Grundſtein zu der neuen Wohltätigkeitsanſtalt 
gelegt. 2 Jahre ſpäter konnte das Hoſpital ſeiner neuen Be⸗ 
ſtimmung übergeben werden. 

Die Baukoſten betrugen rund 126 000 Mark. Sie 
ſetzten ſich zuſammen aus dem eigenen Vermögen der ver- 
einigten Stiftungen, das faſt 60 000 Mark ausmachte, ſowie 
aus einem Betrag, den die Adminiſtration aus der Verpfän⸗ 
dung des ſehr umfangreichen Landbeſitzes des Grauen Kloſters 
erhielt. f 

Das neue Armenhoſpital enthält 100 Zweizimmer⸗ 
wohnungen, die für Ehepaare und für je 2 alleinſtehende Frauen 
oder Männer beſtimmt ſind. Kinder dürfen nur dann zuge⸗ 
laſſen werden, wenn ſie zur Pflege von Kranken dienen. Für 
den Aufſeher iſt noch eine beſondere Dienſtwohnung einge⸗ 
richtet. 

Das am 18. September 1845 von den ſtädtiſchen Kolle⸗ 
gien beſchloſſene Reglement gibt als Zweck der Anſtalt an: 
„der hieſigen arbeitenden niederen Klaſſe für die Tage des 
eintretenden Alters oder einer ſonſtigen Schwäche neben einer 
Beihülfe zur Feuerung eine angemeſſene geſunde Wohnung 
und ſo eine Erleichtung des Unterhalts zu gewähren.“ Es 
dürfen nur ſolche Leute aufgenommen werden, die hülfs⸗ 
dürftig ſind und ein einwandfreies Leben geführt haben. Den⸗ 
jenigen Perſonen, die dem Kaufmanns⸗ oder Handwerker⸗ 
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ſtande angehören, und für gewöhnlich in den Hoſpitälern St. 
Georg und St. Spiritus eine Unterkunft finden, iſt nur im 
Falle völliger Verarmung Obdach zu bewilligen. 

Während früher das Einkaufsgeld für jede Perſon auf 
30 Mark feſtgeſetzt war, iſt es ſeit 1873 auf 45 Mark erhöht 
worden. | 

Neben freier Wohnung erhalten die Hofpitaliten einen 
kleinen Beitrag für die Feuerung. Ferner kommen ihnen noch 
die Zinſen der weiter unten erwähnten Stiftungen zu Gute. 
In beſonderen dringenden Fällen kann ihnen auch von der 
Armenverwaltung eine weitere Unterſtützung gewährt werden. 

Die Verwaltung des Armenhoſpitals wird nach dem 
Statut vom 27. Februar 1891 ausgeübt von 2 Magiſtratsmit⸗ 
gliedern und 4 vom Bürgerſchaftlichen Kollegium aus ſeiner 
Mitte gewählten Vertretern. Dadurch iſt die Anſtalt mehr als 
bisher der ſtädtiſchen Armenverwaltung untergeordnet. 

Den jährlichen Etat haben die ſtädtiſchen Kollegien feſt⸗ 
zuſtellen, denen auch über die Wee e ens 
zu legen iſt. 

Im Jahre 1890 betrugen die Einnahmen des 1 
hoſpitals 4599 Mark. denen 6450 Mark Ausgaben gegenüber 
ſtanden, ſodaß die Stadtkalſſe einen Zuſchuß von 1851 Mark 
zu leiſten hatte. 1910 wurden 6534 Mark vereinnahmt, wäh⸗ 
rend die Ausgaben ſich auf 8468 Mark beliefen; mithin mußte 
die Stadtkaſſe noch 1934 Mark zuzahlen. 

Da die Pfleglinge des Armenhoſpitals häufig mit den 
Bewohnern der Armenkolonie oder gar mit denen des Armen⸗ 
arbeitshauſes verwechſelt wurden, ſo gebraucht man heute 
allgemein den urſprünglichen Namen des Armenhoſpitals 
„Graues Kloſter.“ 

Im Verlauf der Zeit wurde das „Graue Kloſter“ durch die 
Freigebigkeit einzelner Bürger noch mit beſonderen Stiftun⸗ 
gen ausgeſtattet. 

| So vermachte der im Jahre 1841 verſchiedene Senator 
Friedrich Pogge dem damals im Entſtehen begriffenen Ar⸗ 
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menhoſpital ein Kapital in Höhe von 9000 Mark, deſſen Zinſen 
alljährlich zu Weihnachten an die Hoſpitaliten verteilt 
werden. | 

Die Tochter des Advokaten Grawe, mit Vornamen 
Sophie, ſetzte am 22. 5. 1858 das allgemeine Armenhoſpital 
zum Univerſalerben ein. Sie beſtimmte, daß der nach Abzug 
verſchiedener Legate verbleibende Nachlaßbetrag „nicht in 
das ſonſtige Vermögen des Armenhoſpitals hineingezogen, 
ſondern als ein beſonderer „Grawe'ſcher Unterſtützungsfond“ 
verwaltet werde. Die Einkünfte dieſer Stiftung ſollen nach 
Abzug etwaiger Verwaltungskoſten und einer zur allmäh⸗ 
lichen Verbeſſerung des Kapitalsſtocks jährlich zurückzuſtellenden 


kleinen Summe dazu verwendet werden, „um daraus an Be⸗ 


wohner des Armenhoſpitals, welche Alters und Gebrechlichkeit 
halber nichts mehr verdienen können und deſſen bedürftig 
ſind, entſprechende Unterſtützungen zu gewähren und hier⸗ 
durch möglichſt dahin zu wirken, ſie des Almoſenſuchens zu 
überheben und ihnen jeden Vorwand in dieſer Hinſicht zu 
entziehen.“ | 

Die Verteilung der annähernd 1000 Mark betragenen 
Zinſen findet jährlich am Johannistage ſtatt. 

Durch das „von Haſſelberg'ſche Legat“ wurde im Jahre 
1865 dem Grauen Kloſter 18000 Mark mit der Beſtimmung 
überwieſen, daß „die Revenuen aus dieſer Stiftung von der 
Inſpektion dieſes Hoſpitals jährlich in Raten von 1 bis 3 Talern 
an die der Unterſtützung am meiſten bedürftigen Perſonen in 
dieſem Hoſpital, insbeſondere an Kranke und Altersſchwache 
verteilt werden ſollen. 

Ferner iſt noch die „von Schmiterlöw'ſche Stiftung“ zu 
erwähnen. Der Major von Schmiterlöw und ſeine Ehefrau 
Adelheid ſetzten in einem im Jahre 1869 errichteten wechſel⸗ 
ſeitigen Teſtamente für den Fall des beiderſeitigen Todes ein 
Legat von 18 000 Mark für das Graue Kloſter aus, deſſen 
Zinſen alljährlich zu Neujahr und Johanni an die 10 älteſten 
Perſonen des Hoſpitals gezahlt werden. 
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Endlich muß auch noch das Conrad'ſche Legat genannt 
werden. Der Lederhändler Johann Conrad und ſeine Ehe⸗ 
frau vermachten im Jahre 1869 in ihrem Teſtament 3 Morgen 
Acker dem Armenhoſpital und beſtimmten zugleich, daß die 
Pachteinnahme zu Weihnachten jeden Jahres an die Pfleg⸗ 
linge des Grauen Kloſters zur Verteilung gelangen ſollten. 


2. Das Hl. Geiſt⸗Hoſpital. 

Während die Reformation auf das Graue Kloſter einen 
bleibenden Einfluß ausübte, war die Einführung des neuen 
Glaubens für das Hl. Geiſt⸗Hoſpital Bi weſentliche Be⸗ 
deutung. 

Allerdings blieben im 16. Jahrhundert die Vermächtniſſe 
zu Gunſten des Spiritushoſpitals faſt ganz aus. Dieſe Tat⸗ 
ſache ſcheint ihren Grund aber hauptſächlich darin zu haben, 
daß das Hoſpital bereits gut ausgeſtattet war. 

Die Verwaltung des Hl. Geiſt⸗Hoſpitals wurde auch nach 
der Reformation von dem Rat und zwei aus ſeiner Mitte ge⸗ 
wählten Proviſoren vorgenommen. Als aber im Verlaufe 
des 16. und 17. Jahrhunderts verſchiedentlich Streitigkeiten 
zwiſchen dem Rat und der Bürgerſchaft ausbrachen, wurde 
durch den bereits oben erwähnten Receß vom Jahre 1621 eine 
neue bürgerſchaftliche Vertretung eingeſetzt. Bei dieſer Ge⸗ 
legenheit erfuhr auch die Verwaltung des Spiritushoſpitals 
eine bemerkenswerte Veränderung, indem zwei aus der 
Bürgerſchaft auf Lebenszeit gewählten Adminiſtratoren die 
Leitung des Hoſpitals übertragen wurde. Sie hatten ſowohl 
die Kaſſe zu führen und alljährlich Rechnung zu legen, als auch 
die Verleihung der Präbenden vorzunehmen. Den beiden 
Ratsmitgliedern, die ihr Amt fortan als „Inſpektoren“ fort⸗ 
führten, blieb nur das Recht der Oberaufſicht. 

Im Jahre 1893 wurde durch ein neues Statut beitimmt, 
daß die Adminiſtratoren künftighin nicht mehr wie früher 
lebenslänglich, ſondern nur noch 12 Jahre ihr Amt ausüben 
ſollen. Außerdem müſſen die Adminiſtratoren evangeliſchen 
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Glaubens ſein, 10 Jahre in Greifswald wohnen und im Stadt⸗ 
bezirk ein Wohnhaus beſitzen!). 

Als im Verlaufe der Jahre die Gebäude des Hl. Geiſt⸗ 
Hoſpitals immer baufälliger wurden, beſchloß die Admini⸗ 
ſtration mit Einwilligung des Magiſtrats im Jahre 1818 eine 
neue Anſtalt zu errichten. 

Zunächſt erbaute man ein zweiſtöckiges Haus in der 
Langenſtraße anſtelle des alten Hoſpitals. Es erhielt den 
Namen „Alter Heiligengeiſt“ und wurde im erſten Stockwerk 
mit 5 und im zweiten Stockwerk mit 8 Wohnungen ausge⸗ 
ſtattet, von denen jede außer Küche 1 Schlaf⸗ und 1 Wohn⸗ 

zimmer enthält. 
f Die bereits auf dem Hofe beſtehenden Iſtöckigen Buden 
wurden beibehalten und weiterhin 12 Arbeiterwitwen gegen 
einen geringfügigen Mietszins überlaſſen. 

Da der „Alte Heiligegeiſt“ ſich aber ſchon bald als zu 
klein erwies, um alle in hieſiger Stadt befindlichen bedürf⸗ 
tigen alten Leute aufzunehmen, ließ die Adminiſtration im 
Jahre 1820 an der Ecke der Langen⸗ und Rotgerberſtraße den 
ſogenannten „Neuen Heiligengeiſt“ entſtehen. 

Dieſe Anſtalt beſteht aus 12 Wohnungen mit je 2 Zim⸗ 
mern und Küche. Im Dachgeſchoß befinden ſich noch 6 Kam- 
mern, zu denen eine gemeinſchaftliche Küche und ein kleiner 
Saal gehören. 

Am 30. März 1892 wurde dem Hl. Geiſt⸗Hoſpital eine 
neue Ordnung verliehen, die noch heute ihre Gültigkeit hat. 
Der Magiſtrat beſtimmte, hierin nach vorheriger Rückſprache 
mit der Adminiſtration, daß in der Regel nur Angehörige der 
Stadt in das Hoſpital aufgenommen werden ſollen, ſofern 
ſie hülfsbedürftig ſind, und nicht durch Penſionen oder ſonſtige 


1) Dieſer Wahlmodus dürfte demnächſt wohl eine Veränderung 
erfahren, denn in der Sitzung des bürgerſchaftlichen Kollegiums vom 
6. Februar 1920 wurde bereits in Anregung gebracht, bei der nächſten 
Neuwahl auch Vertreter aus der , zum Amt eines Admini⸗ 
ſtrators zuzulaſſen, 
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Zuſchüſſe bereits ihr Auskommen haben. Um „receptions⸗ 
fähig“ zu ſein, müſſen die Perſonen männlichen Geſchlechts 
ein Alter von mindeſtens 55 Jahren erreicht haben; Frauen 
und Jungfrauen können ſchon mit 50 Jahren zugelaſſen 
werden. vn ) | 
| Im „Neuen Heiligengeiſt“ find 6 Wohnungen für Per⸗ 
ſonen erſten Standes vorbehalten, die an Einkaufsgeld je 
360 Mark zu entrichten haben, während die übrigen Wohnun⸗ 
gen, ſowie der ganze „Alte Heiligegeiſt“ Perſonen zweiten 
Standes gegen ein Einkaufsgeld von je 157,50 Mark zur Ver⸗ 
fügung geſtellt werden. An Pröven empfangen die Hoſpi⸗ 
taliten erſten Standes jährlich 150 Mark, die Inſaſſen zweiten 
Standes 75 Mark. | | 

Um auch Perſonen erſten Standes mehr als bisher Ge⸗ 
legenheit zu geben, ſich bis ans Lebensende ein billiges und 
gutes Unterkommen zu verſchaffen, erbaute die Adminiſtration 
im Jahre 1886 neben dem neuen Hl. Geiſt in der Rubenow⸗ 
ſtraße ein dreiſtöckiges Haus, das 12 Wohnungen für die Hoſpi⸗ 
taliten erſten Standes enthält. Die im Dachgeſchoß befindlichen 
7 Einzelkammern mit zwei gemeinſchaftlichen Küchen, ſtehen 
alleinbleibenden Frauen zweiten Standes zur Verfügung. 
Letztere haben 48 Mark an Einkaufsgeld zu entrichten und er⸗ 
halten jährlich auch eine Pröve von 48 Mark. 

Nach den vorliegenden Rechnungsbüchern betrugen die 
Einnahmen des Hl. Geiſt⸗Hoſpitals, die neben dem Einkaufs⸗ 
geld hauptſächlich aus den Pachtzinſen der verſchiedenen 
Hoſpitalgüter, ſowie aus Zinſen von mehreren Darlehnen 
herrühren, im 18. Jahrhundert durchſchnittlich 3000 Mark, 
denen 2500 Mark an Ausgaben gegenüberſtanden. 

Während des 19. Jahrhunderts vermehrten ſich die 
Einnahmen des Hoſpitals gewaltig. Dies hat ſeinen Grund 
einmal darin, daß die Einkünfte des Hoſpitals immer größer 
waren als die Ausgaben, ſodaß der verbleibende Reſt wieder 
zinsbringend angelegt werden konnte; dann wurden aber auch 
die Pachterträge der Güter immer größer. Im Jahre 1850 
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machten die Einnahmen rund 25 000 Mark aus; 1865 betrugen 
ſie bereits 57 000 Mark. 

| Seit 1910 balanciert der Etat des St. Spiritushoſpitals 
mit 95 000 Mark; von den Ausgaben werden jedoch nur 12 000 
Mark für das Somritat verwandt. Der übrige Teil kommt 
der ſtädtiſchen Schulverwaltung zu Gute). 


3. Das St. Georgs-Hoſpital. 

Auch am St. Georgs⸗Hoſpital ging die Reformation 
faſt ſpurlos vorüber. Die Verwaltung wurde bis zum Receß 
vom Jahre 1621 von zwei aus den Ratsmitgliedern gewählten 
„St. Jürgensherren“ ausgeübt; dann legte man die Kaſſen⸗ 
führung und Rechnungslegung ebenſo wie beim Hl. Geiſt⸗ 
Hoſpital in die Hände von zwei aus der Bürgerſchaft gewählten 
Adminiſtratoren, während zwei Ratsmitglieder die Oberaufſicht 
führten. 

Dieſe Art der Verwaltung beſteht noch heutigen Tages. 

Bis zum 36jährigen Kriege blieben die Gebäude des 
St. Georg⸗Hoſpitals vor dem Mühlentor erhalten. Als aber 
im Jahre 1631 die Kaiſerlichen Truppen in Greifswald ihren 
Einzug hielten, befahl der Feldhauptmann Peruſi?), das 
Georgs⸗Hoſpital niederzureißen, um Platz zu gewinnen für 
die Befeſtigung der Stadt an der Oſtſeite. Damals wurde 
das Hoſpital in die Häuſer an der Ecke der Langenfuhr⸗ und 
Brüggſtraße verlegt, die ſich bereits ſeit 1322 in ſeinem Beſitz 
befanden. 

Da die Verbreitung des Ausſatzes allmählich ganz nach⸗ 
ließ, ſo verlor das Hoſpital auch immer mehr ſeine eigentliche 
Bedeutung, als Pflegehaus für die armen Ausſätzigen zu 
dienen. Es hat ſeit der Überſiedelung in das Innere der Stadt 


1) Dieſe Verwendung der Einkünfte des Hl. Geiſt⸗Hoſpitals 
ſtützt ſich auf die Pommerſche Kirchenordnung vom Jahre 1563, in 
der beſtimmt wurde, daß die Einnahmen der ſtädtiſchen Hoſpitäler 
in Pommern zu Wohlfahrtszwecken Verwendung finden ſollten. 

2) Vergl. Berghaus S. 314. 
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ebenſo wie das Hl. Geiſt⸗Hoſpital immer mehr den Charakter 
einer Pröven⸗ und Rentenanſtalt angenommen. 

Im Jahre 1880 nahm man einen Umbau der geſamten 
Gebäude des St. Georg⸗Hoſpitals vor. Das in der Langen⸗ 
fuhrſtraße gelegene Haus verſah man mit einem neuen Dach⸗ 
ſtuhl. Dagegen wurde das Eckhaus an der Brügg⸗ und Langen⸗ 
fuhrſtraße ganz abgebrochen und ein zweiſtöckiger Neubau er⸗ 
richtet. Die Koſten beliefen ſich auf rund 30 000 Mark. 

Der in der Langenfuhrſtraße befindliche Teil enthält 17 
Wohnungen, während das Eckhaus 20 Wohnungen umfaßt. 
Alle Wohnungen beſtehen aus einer Küche und 2 Zimmern. 
Für die Perſonen zweiten Standes, die 150,50 Mark Ein⸗ 
kaufsgeld zu zahlen haben, ſind 31 Wohnungen beſtimmt. 
Der Reſt dient zur Aufnahme von Leuten erſten Standes, die 
ſich für 360 Mark einkaufen können. Jede Perſon erſten Stan⸗ 
des erhält jährlich eine Pröve von 150 Mark, jedem Ver⸗ 
treter zweiten Standes wird 75 Mark jährlich gewährt. 

Aus den teilweiſe noch erhaltenen Rechnungsbüchern 
geht hervor, daß die Einnahmen im Jahre 1539 867 Mark 
betrugen, während ſich die Ausgaben auf 855 Mark beliefen. 
Dieſes Verhältnis blieb ungefähr bis zum Ausbruch des 30⸗ 
jährigen Krieges. Als aber im Jahre 1627 die Wallenſtein'⸗ 
ſchen Truppen Greifswald heimſuchten, wurden die Ver⸗ 
mögensverhältniſſe des Hoſpitals ſo zerrüttet, daß die Rech⸗ 
nungsbücher aus jener Zeit nur leere Blätter enthalten, 
„weill die Preſſuren zum Höchſten gekommen.“ | 

Nach dem Weſtfäliſchen Frieden ſtiegen dann aber die 
Einnahmen infolge der günſtigen Verpachtung der verſchie⸗ 
denen Hoſpitalgüter im Jahre 1653 auf 6271 Mark. Über die 
weitere Entwickelung der Finanzen des St. Georgs⸗Hoſpitals 
ſind wir bis zur zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts nicht 
mehr genau unterrichtet. 

1785 wurden 4470 Mark betete dagegen machte 
die Ausgabe 4215 Mark aus. Im 19. Jahrhundert wuchſen 
dann die Einnahmen des Hoſpitals ſehr an. So ſtiegen ſie 
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im Jahre 1865 auf 27 000 Mark. 1910 erreichten ſie eine Höhe 
von 36 500 Mark. Hiervon fanden aber nur 7000 Mark für 
das Hoſpital Verwendung, während der bei weitem größte 
Teil für die ſtädtiſche an gehen „ 


4. Die weitere En e des Stepsa- 
niijhenConvent2. 


Die Verwaltung des bereits oben erwähnten Stephani⸗ 
ſchen Convents übten bis zum Ende des 17. . die 
Erben des Stifters aus?). 

Als dann die Familie Stephanie ganz ausſtarb, wurde 
die Verwaltung dem Conſiſtorium übertragen. 

Ende des 18. Jahrhunderts entſtand ein lebhafter Streit 
darüber, ob die Gerichtsbarkeit über die Inſaſſen des Convents 
dem Conſiſtorium oder dem Rat der Stadt zuſtehe. Das 
Oberappelationsgericht fällte in dieſer Sache am 18. Oktober 
1819 folgendes Urteil: „Das königliche Conſiſtorium iſt ſolange 
in dem Beſitz der Jurisdiction über den Convent zu ſchätzen, 
bis von Seiten des Magiſtrats im gewöhnlichen Rechtsgange 
ein anders ausgeführt iſts).“ 

Der Magiſtrat hat jedoch von weiteren Klagen Abſtand 
genommen, weil „mit Rückſicht auf die Einverleibung Neu⸗ 
vorpommerns in die preußiſche Monarchie eine Umgeſtaltung 
der Juſtizverwaltung als bevorſtehend anerkannt wurde.“ 
Da es in der Folge aber zwiſchen dem Conſiſtorium und der 
Stadt wegen der Verwaltung des Stephaniſchen Convents 
ſtändig zu Auseinanderſetzungen kam, ſo wurde im Jahre 
1839 durch das Oberappelationsgericht beſtimmt, daß die 
Conventsgebäude und das geſamte Vermögen der Stiftung 
in Höhe von 12 300 Mark in die Hände der Stadt übergehen 
ſollten. 
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1) Vgl. Fußnote 1 Seite 77. 
2) Vgl. Seite 29. N 
3) Vgl. Magiſtratsakte A. 553. 
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Nur die Ausübung der Gerichtsbarkeit über die Bewohner 
des Stiftes blieb nach wie vor dem Conſiſtorium vorbehalten. 

Da die Wohnlichkeit der in der Papenſtraße gelegenen 
Gebäudet) der Stiftung im Laufe der Zeit immer mehr nach⸗ 
ließ, wurden die Inſaſſen des Convents im Jahre 1857 dem 
Armen⸗Hoſpital zugewieſen. 

Als ſich aber mit den Jahren ein immer größeres Be⸗ 
dürfnis herausſtellte für die Unterkunft älterer mittelloſer 
Leute zu ſorgen, beſchloß die Stadt im Jahre 1876 an der Ecke 
der Brinck⸗ und Bleichſtraße zuſammen mit dem geplanten 
Armenhauſe den Stephaniſchen Convent neu entſtehen zu 
laljen?). 

Mit einem Koſtenaufwand von 45 000 Mark wurde das 
Conventsgebäude im Jahre 1877 fertiggeſtellt. 

Der Convent enthält 18 Wohnungen, die aus Küche, 
einer Kammer und einer Stube beſtehen. i umfaßt 
er noch einen geräumigen Betſaal. 

Nach dem am 19. Oktober 1877 feſtgeſetzten Reglement 
dient die Anſtalt dazu, „hierorts angehörigen hülfsbedürftigen 
Perſonen männlichen und weiblichen Geſchlechts für die Tage 
ihrers Alters freies Unterkommen zu gewähren.“ Für die 
Aufnahme iſt außer Hülfsbedürftigkeit Vollendung des 50. 
Lebensjahres und tadelloſer Lebenswandel Bedingung. 

Eheleute haben ein Einkaufsgeld in Höhe von 90 Mark 
zu entrichten, während einzelne Perſonen 60 Mark zahlen 
müſſen. 

Neben freier Wohnung wird den Hoſpitaliten ſeit dem 
Jahre 1886 an Feuerungsgeld jährlich 28 Mark bewilligt. 

Verwaltet wird die Stiftung jetzt von denſelben 4 Mit⸗ 
gliedern des Bürgerſchaftlichen Kollegiums und den 2 Ver⸗ 
tretern des Magiſtrats, die auch die Verwaltung des Grauen 
Kloſters ausüben. 


1) Die Armenverwaltung benutzte dieſe alten baufälligen Häuſer 
noch bis zum Jahre 1865 zur Unterbringung obdachloſer Perſonen. 
2) Vgl. Armenhaus Seite 86. 


Die Einnahmen der Stiftung, die nicht nur durch Ein- 
kaufsgeld ſondern auch durch Zinſen und Pacht von 2 Grund⸗ 
ſtücken erzielt werden, beliefen ſich im Jahre 1910 auf 1600 Mk. 

Seit Ende des 19. Jahrhunderts kommen den Hoſpi⸗ 
ltaiten noch einige kleine Stiftungen zu Gute. 

So ſchenkte der Kommerzienrat Albert Schluter im 
Jahre 1882 der Stadt 3000 Mark, welchen Betrag er im Jahre 
1886 nochmals um 1000 Mark erhöhte, mit der Bitte, nach 
eigenem Gutdünken darüber zu verfügen. Die ſtädtiſchen 
Kollegien beſchloſſen, die Zinſen des Kapitals dazu zu ver⸗ 
wenden, um den Inſaſſen des Stephaniſchen Convents all⸗ 
jährlich 8 Mark als Behülfe auszuzahlen. 

Ferner ſind noch die Binder'ſche und die Schuhmacher'⸗ 
ſche Stiftungen zu erwähnen, deren Zinſen in Höhe von 
500 Mark in jedem Jahr zu Weihnachten an die Bewohner des 
Stiftes zur Verteilung gelangen. 


f) Die Entſtehung der Stiftungen in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts. 


Daß der in früheren Zeiten ſo häufig erprobte Wohl⸗ 
tätigkeitsſinn der hieſigen wohlhabenden Bürger auch in der 
neueren Zeit noch nicht erlahmt iſt, geht aus den Stiftungen 
hervor, die, — wenn ſie auch zum Teil nur außerordentlich be⸗ 
ſcheidene Summen ausmachen —, in der zweiten Hälfte des 
19. Jahrhunderts zu Gunſten hilfsbedürftiger Greifswalder 
Bewohner gemacht wurden. 


1/1 Dre Fabriciusſche Stiftung. 


Im Jahre 1854 hat die Ehefrau des Stadtſyndikus 
Schwarz, Wilhelmine geb. Fabricius in ihrem Teſtament 
mehrere Stiftungen für die verſchiedenen Bevölkerungs⸗ 
klaſſen errichtet. f 

Im erſten Teil ihrer letztwilligen Verfügung ordnet fie 
die Gründung des „Fabriciusſtift“ an. | 
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Frau Schwarz ließ in dem Stralſunderſtraße 23/24 
befindlichen Gebäude 6 Wohnungen einrichten, von denen 
„5 für unverheiratet gebliebene Frauenzimmer erſten Standes 
und ausnahmsweiſe auch für hülfsbedürftige Witwen dieſes 
Standes, wenn ſie kinderlos ſind, oder nur 1 Tochter bei ſich 
haben, und von ihren Kindern keine Stützung erhalten können“ 
beſtimmt waren. Die 6. Wohnung ſollte von einem kinder⸗ 
loſen Ehepaar bezogen werden, das die Aufſicht im Hauſe zu 
führen und Pförtnerdienſte zu leiſten hatte. 

In dem von Frau Schwarz herausgegebenen Statut 
wurde das Alter für die Aufnahmefähigkeit auf 40 Jahre 
feſtgeſetzt. Auch ſollte ein Einkaufsgeld in Höhe von 300 Mark 
an die Stiftung entrichtet werden. Dafür wurde jeder Stifts⸗ 
bewohnerin jährlich eine Pröve im Betrage von 90 Mark zu⸗ 
geſprochen. 

Die Verwaltung der Stiftungen wurde dem Bürger⸗ 
meiſter der Stadt und zwei Magiſtratsmitgliedern übertragen. 

Ferner rief Frau Schwarz die Fabricius'ſche Armen⸗ 
ſtiftung für Handwerker ins Leben. Hinſichtlich dieſer Stiftung 
heißt es in ihrem Teſtament wie folgt: „Noch vermache ich 
3500 Taler zur Gründung einer Armenſtiftung für zurückge⸗ 
kommene Handwerker hieſiger Stadt, die Revenüen dieſer 
Stiftung ſollen nach Abzug der Verwaltungskoſten und allen⸗ 
fallſiger Zurückſtellung einer kleinen Summe zur allmäh⸗ 
ligen Verbeſſerung des Kapitalfonds an verarmte Handwerker 
hieſiger Stadt nach billigem Ermeſſen der für dieſe Stiftung 
zu beſtellenden Adminiſtration in halbjährlichen Hebungen 
jede nicht unter 10 Taler zu Oſtern und Michaelis verteilt 
werden.“ Das Stiftungskapital wurde im Jahre 1883 durch 
ein Legat der Tochter der Stifterin um 1500 Mark vermehrt, 
ſodaß ſeit 1912 jährlich annähernd 500 Mark im Sinne der 
Stifterin Verwendung finden. 

Im 9. Abſchnitt ihres Teſtaments gründet 810 Schwarz 
„die Fabricius'ſche Armenſtiftung für Tagelöhnerwitwen.“ 
Sie ſollte nur ſolchen armen Frauen zu Gute kommen, welche 
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noch Kinder zu ernähren haben. Die Tochter der Stifterin hat 
ebenfalls für dieſe Armenſtiftung 1500 Mark hinterlaſſen, ſo⸗ 
daß das Vermögen bereits auf mehr als 5000 Mark geſtiegen iſt. 
Die Stiftung wird ebenfalls durch den Magiſtrat ver⸗ 
waltet. 
2. Die Brinkert'ſche Stiftung. 


Eine Stiftung, die nur für arme Witwen verſtorbener 
Schneidermeiſter, die der hieſigen Schneiderinnung angehört 
haben, beſtimmt iſt, errichtete der Schneidermeiſter The⸗ 
odor Brinkert. 

Er ordnete in ſeinem im Jahre 1856 abgefaßten Teſta⸗ 
ment an, daß 600 Mark unter dem Namen, Brinkert'ſches Legat“ 
für ewige Zeiten von dem Obermeiſter der Schneiderinnung 
verwaltet werden ſollte. Der Teſtator ſetzte feſt, daß nur 
% der Zinſen für Unterſtützungen zu verwenden ſeien, 
während der Reſt zur Kapitalverbeſſerung dienen ſollte. Nach 
einem Beſchluß der Schneiderinnung werden die Zinſen 
jährlich an 10 Witwen ausgezahlt. 


3. Die Jungfrauenſtiftung. 

„Die Jungfrauenſtiftung“ wurde im Jahre 1873 vom 
Magiſtrat ins Leben gerufen. Die Veranlaſſung hierzu hatte 
die Spende eines Unbekannten gegeben, der im Jahre 1872 
zur Erinnerung an den ruhmreichen 2. September 1870 dem 
Magiſtrat 75 Mark mit der Bitte überwies, „dieſe Heine Summe 
als einen erſten Fonds für eine Jungfrauenſtiftung anzu⸗ 
nehmen, deren Zweck es ſein ſoll, hinterbliebenen, unbemittel⸗ 
ten Töchtern aus dem Kaufmanns⸗, Bürger⸗ und Beamten⸗ 
ſtande eine ihren Bedürfniſſen angemeſſene Unterſtützung 
zu gewähren.“ 

Da die Stadt ferner noch bei der Sparkaſſe ein Gut⸗ 
haben von 200 Mark beſaß, das mehrere Jahre vorher anläßlich 
des 50jährigen Bürgersjübiläum des Adminiſtrators des St. 
Spiritus⸗Hoſpitals Ehlers zur Errichtung einer Stiftung ge⸗ 
ſammelt war, und ihr außerdem noch ein Legat des Kauf⸗ 
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manns Boy in Höhe von 600 Mark zur Verfügung ftand, fo 
beſchloß der Magiſtrat im Einvernehmen mit dem Bürger⸗ 
ſchaftlichen Kollegium eine Stiftung unter dem Namen 
„Jungfrauenſtift“ entſtehen zu laſſen. 

Die Verwaltung dieſer Stiftung wird von einem Ma⸗ 
giſtratsmitgliede ausgeführt, der auch die zu e 
Jungfrauen in Vorſchlag zu bringen hat. 

Mehr als 75 Mark darf die Beihülfe im einzelnen Falle 
aber nicht betragen. 


4. Die Woeldikeiſche Stiftung. 

Inm Jahre 1881 wurde der Stadt aus dem Woeldike'ſchen 
Teſtament ein Kapital in Höhe von 4000 Mark zugeſprochen, 
nachdem der Magiſtrat vorher jahrelang um den Nachlaß des 
Hofgerichts⸗ Procurator Wilhelm Woeldike mit deſſen Ver⸗ 
wandten prozeſſiert hatte. In dem Statut, das von der Re⸗ 
gierung in Stralſund feſtgeſetzt wurde, heißt es wie folgt: 
„Die Zinſen des Stiftungskapitals, das 4000 Mark beträgt, 
werden nach Abzug der Verwaltungskoſten unter Be⸗ 
obachtung der nachſtehenden Regeln zu Unterſtützungen ver⸗ 
wendet: 

„1. Als Armen gelten diejenigen Witwen und Waiſen, 
denen es durch den Beſitz eigenen Vermögens, den Ertrag 
ihrer Handarbeit und den etwaigen Bezug von Penſion oder 
ſonſtiger Beihülfe nicht ermöglicht wird, deren Lebensunter⸗ 
halt zu beſtreiten.“ 

„2. Es dürfen höchſtens 8 Perſonen gleichzeitig unterſtützt 
werden. Es ſind 8 Hebungen zu einem gleichen Betrage zu 
bemeſſen, alſo das eine unterſtützte Perſon nicht mah oder 
weniger empfängt als die andere.“ 


Die Zinſen in Höhe von 160 Mark erden alljährlich 
kurz vor Weihnachten an 8 Perſonen ausgezahlt. 


Die Verwaltung N Stiftung ift der ee. 
tion übertragen. 
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5. Die Engel'ſche Stiftung. 

Endlich bedarf auch noch die Engel'ſche Stiftung be⸗ 
ſonderer Erwähnung. Der am 25. April 1865 verſtorbene Se⸗ 
nator Engel ſetzte in ſeinem Teſtament 6000 Mark für ver⸗ 
ſchämte Arme hieſiger Stadt aus. 

Am Todestage des Stifters werden die Zinſen dieſes 
Legats für Armenunterſtützungen verwandt. Als Verwalter 
der Stiftung beſtimmte der Teſtator einen Vertreter des 
Magiſtrats. | 


g) Die Gründung von weiteren ſtädtiſchen Armenanſtalten. 
In der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts wurden 
außer den bereits erwähnten Armenanſtalten zwei neue Inſtitute 
errichtet, die für die weitere Entwickelung der geſchloſſenen 
Armenpflege von nachhaltiger Bedeutung blieben. 


1. Das Armenhaus genannt die Armen⸗ 
| kolonie. 

Für die armen, mit zahlreichen Kindern geſegneten 
Familien bedeutete es eine große Wohltat, als im Jahre 
1876 das öffentliche Armenhaus oder die ſogenannte Armen⸗ 
kolonie ins Leben gerufen wurde. Bis dahin hatte die Armen⸗ 
verwaltung die obdachloſen, unterſtützungsbedürftigen Fa⸗ 
milien in den ihr zu Gebote ſtehenden Gebäuden in der Brinf-, 
Bader⸗ und Domſtraße untergebracht!). 

Da dieſe Häuſer infolge ihres Alters keinen Anſpruch 
mehr auf die Bezeichnung als menſchenwürdige Wohnungen 
machen konnten, faßte der Magiſtrat im Jahre 1875 den Ent⸗ 
ſchluß, eine Anſtalt zu errichten, in der den bis jetzt zuſammen⸗ 
gepfercht wohnenden Familien ein Obdach ohne Schaden 
für die Geſundheit und Sittlichkeit gewährt werden könnte. 

Urſprünglich beabſichtigte man das Armenhaus an der 
Ecke der Burg⸗ und Steinſtraße zu erbauen. Nachdem dieſer 


1) Vergl. Magiſtratsakten 106, 21. I. und 106 2 a. 


8 


Plan aber an dem zu hohen Kaufpreis für das neu zu erwerben⸗ 
de Grundſtück geſcheitert war, entſchloß ſich der Magiſtrat die 
Armenkolonie auf dem der Stadt zugehörigen Gelände an 
der Brink⸗ und Bleichſtraße entſtehen zu laſſen. 

Es konnte aber nicht ſogleich daran gedacht werden, den 
Bau zur Ausführung zu bringen, da die in hieſiger Stadt vor⸗ 
handenen Arbeitskräfte damals alle vollauf beſchäftigt waren. 
Fremde Handwerker ſollten aber nicht herangezogen werden, 
weil man fürchtete, dadurch die hieſigen Lohnverhältniſſe 
erheblich in die Höhe zu ſchrauben!). 

Erſt im März 1876 wurde der Grundſtein zu dem neuen 
Armenhaus gelegt. 

An der Ecke der Bleich⸗ und Brinkſtraße begann man zu⸗ 
gleich auf einem freigelaſſenen Grundſtück mit der Errichtung 
des neuen Stephaniſchen Convents, deſſen Entwickelung 
bereits oben näher dargelegt iſte). 

Es wurde für die Armenkolonie das Syſtem einſtöckiger, 
den ganzen Hof gleichzeitig umfriedigender maſſiver Ge⸗ 
bäude gewählt. Die an den beiden Fronten der Brink⸗ und 
Bleichſtraße befindlichen Küchen und Kammern verſah man 
mit kleinen vergitterten Fenſtern, um jede nicht kontrollier⸗ 
bare Verbindung mit der Außenwelt zu verhindern. ö 

Die Eingänge zu ſämtlichen Wohnungen und die Stuben 
mit ihren Fenſtern wurden nach der Hofſeite angelegt. 

Ferner traf man die Einrichtung, daß je zwei Wohnun⸗ 
gen einen gemeinſamen Flur und eine gemeinſame mit zwei 
Kochherden verſehene Küche erhielten. | | 

Im ganzen wurden 44 Wohnungen geſchaffen und zwar: 

a) 26 Wohnungen, beſtehend aus 1 Stube, einer Kammer, 

gemeinſchaftlicher Küche und gemeinſchaftlichem Flur; 

b) 9 Wohnungen, beſtehend aus 1 Stube und gemein⸗ 

ſchaftlicher, gleichzeitig den Flur vertretender Küche. 


1) Siehe Magiſtratsakte 106, 21. IT. 
2) Vgl. S. 80. 
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c) 9 Wohnungen, beſtehend aus 2 Stuben und gemein- 
ſchaftlicher den Flur vertretener Küche. 

Für zwei Beamte erbaute man ein beſonderes Wohn⸗ 
haus. Die geſamten Baukoſten beliefen ſich auf etwa 
75 000 Mk. 

Am 1. Dezember 1876 konnte bereits ein Teil der neuen 
Wohnungen bezogen werden. 

Eine beſondere Hausordnung wurde für die Pfleglinge 
verfaßt, für deren genaue Befolgung ein Hausvater verant⸗ 
wortlich iſt. 

Die Armenhausbewohner erhalten in der Regel nur die 
Wohnung frei. Etwa weitere Unterſtützungen können in Fällen 
dringender Bedürftigkeit außerdem gewährt werden. 

Der unbenutzte Hof der Armenkolonie iſt im Laufe der 
Jahre in Gartenland ungewandelt worden, das in mehrere 
Parzellen zerlegt und alljährlich an die meiſtbietenden Pfleg⸗ 
linge verpachtet wird. 

Seit ihrer Gründung iſt die Armenkolonie ſtändig ganz 
belegt geweſen. Die Zahl der untergebrachten Armen ſchwankt 
zwiſchen 200 bis 250. 

Als die Wohnungsnot in den 90er Jahren in Greifs⸗ 
wald immer mehr zunahm, und bereits mehrere ältere Häuſer 
aus baupolizeilichen Gründen niedergeriſſen werden mußten, 
wodurch eine Reihe von armen Familien ohne Obdach war, 
errichtete die Armendeputation auf dem nicht beackerten Teil 
des Hofes der Armenkolonie eine Holzbaracke, mit 12 Not⸗ 
wohnungen. 


2. Das Armenarbeitshaus. 

Da die Wohnungsnot für arme Familien hierdurch aber 
noch nicht behoben wurde, ſondern noch ſtändig ſtieg, beſchloß 
der Magiſtrat im Oktober 1897 ein neues Armenhaus zu 
gründen. 

Anfänglich hatte man daran gedacht, auf die Gebäude 
der Armenkolonie ein Stockwerk aufzuſetzen; doch mußte dieſer 
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Plan wieder fallen gelaſſen werden, weil ſich die Umfoffungs- | 
mauern als zu ſchwach erimwiejen?). 

Nachdem verſchiedene Kommiſſionsſitzungen ſtattge⸗ 
funden hatten, ſtimmte das bürgerſchaftliche Kollegium am 
20. Januar 1898 dem Vorſchlag des Magiſtrats sh, ein u 
Arbeitshaus zu erbauen. 

Als Bauplatz wählte man das der Stadt gehörige Ba 
ftüd Anklamerſtraße 38/40. Im November 1898 wurde der 
Grundſtein gelegt und am 1. Oktober des folgenden Jahres 
konnte das Armen⸗Arbeitshaus eröffnet werden. 

Die Koſten beliefen ſich auf 140 000 Mark. 

Im Durchſchnitt finden in dieſer neuen Wohlfahrts⸗ 
anſtalt 75 Perſonen beiderlei Geſchlechts ein eee nebſt 
voller Verpflegung. 

Das Armenarbeitshaus zerfällt 1 Abtei die 
erſte iſt für Kranke und Sieche beſtimmt, die nicht mehr ar⸗ 
beitsfähig ſind, während die zweite diejenigen Perſonen um⸗ 
faßt, die noch zur Arbeit herangezogen werden können. 

Die arbeitsfähigen Männer werden mit Arbeiten, die 
ihren Kräften angemeſſen ſind, zum beſten der Anſtalt beſchäftigt. 
Sie führen je nach Beruf hauptſächlich für die verſchiedenen 
ſtädtiſchen Armenanſtalten Schuſter⸗, Schreiner⸗, oder Schnei⸗ 
derarbeiten aus. Auch iſt es ihnen geſtattet, tagsüber inner⸗ 
halb der Stadt einer ihnen zuſagenden Beſchäftigung nachzu⸗ 
gehen. Der ihnen dadurch etwa zukommende Lohn fällt aber 
der Anſtalt zu. Als Entſchädigung für die geleiſtete Arbeit 
empfangen die „Häuslinge“ außer Unterkunft, Verpflegung 
und Kleidung monatlich ein kleines Taſchengeld. Die geſunden 
Frauen, die ſich in der Anſtalt befinden, haben unter Leitung 
der „Hausmutter“ häusliche Arbeiten zu verrichten. 

Eine vom 27. Juni 1899 vom Magiſtrat erlaſſene Haus⸗ 
ordnung regelt das Leben innerhalb des Armenarbeitshauſes. 
Die Aufſicht über die Häuslinge wird von einem . 
wahrgenommen. 


1) Siehe Magiſtratsakte 106. 21. I. und 107. 3a. 
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Im Etatjahr 1900 betrugen die Ausgaben für das Ar⸗ 
menarbeitshaus 6628 Mark, denen 1025 Mark an Einnahmen 
fegenüber ſtanden, die hauptſächlich aus dem Arbeitsverdienſt 
der „Häuslinge“ herrührten. 1910 ſtiegen die Ausgaben auf 
11734 Mark, dagegen wuchſen die Einnahmen auf 4876 Mark. 

Während 1900 die Stadt täglich für jeden Häusling 
0,28 Mark für Verpflegung ausgeben mußte, koſtete 1910 jeder 
Pflegling 0,36 Mark. 


h) Die kirchliche Armenpflege. 

Wie aus den erſten beiden Abſchnitten hervorgeht, hat 
die Kirche ſich in Greifswald immer um die Armenpflege ſehr 
verdient gemacht. Ganz beſonders tritt dies aber u des 
19. Jahrhunderts in Erſcheinung. 

Sowohl an der St. Marien⸗ als auch an der Nicolai⸗ und 
Jacobikirche wurde im Jahre 1892 aus den früher hier be⸗ 
ſtehenden Privatarmenvereinen, die weiter unten noch aus⸗ 
führlicherbehandelt werden), ein kirchlicher Armenpflegerverein 
unter Aufſicht des Gemeinde⸗Kirchenrats ins Leben gerufen. 

Jede Kirchengemeinde iſt in eine Reihe von Bezirken 
eingeteilt, an deren Spitze ein Pfleger ſteht. Für laufende 
Unterſtützungen, ſowie für kleine einmalige Zuwendungen 
wird jedem Armenpfleger ein beſtimmter Höchſtbetrag pro 
Monat zur Verfügung geſtellt. In der alle 4 Wochen ſtatt⸗ 
findenden Verſammlung, die geleitet wird durch den Vor⸗ 
ſitzenden des Gemeindekirchenrats, haben die Pfleger über die 
von ihnen verteilten Geldbeträge Rechenſchaft abzulegen. 

Die Mittel zu weiteren Unterſtützungen ſind ebenfalls 
bei der Verſammlung zu beantragen, die darüber je nach Lage 
des einzelnen Falles beſchließt. Die erforderlichen Geld- 
mittel werden durch jährliche Hausſammlungen und au) 
Kirchenkollekten aufgebrachte). 

1) Siehe S. 90. 

2) Statiſtiſches Material über die kirchliche Armenpflege ſtand 


mir nicht zur Verfügung. Näheres über die kirchliche Armenkranken⸗ 
pflege ſiehe S. 61. 
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Die katholiſche Kirche nimmt ſich der Armen ihrer Ge⸗ 
meinde hauptſächlich durch den im Jahre 1863 gegründeten 
Vincenzverein an. Der Verein wird geleitet durch die aus 
etwa 10 Mitgliedern beſtehende „Konferenz“, an deren Spitze 
ſich der jeweilige Pfarrer befindet. 

Nach den Statuten darf „kein chriſtliches Liebeswerk als 
dem Verein fremd betrachtet werden, obgleich derſelbe den 
Beſuch armer Familien zu ſeinem beſonderen Zweck hat.“ 

Jeden Monat tritt die Konferenz zuſammen, um über 
die ſchwebenden Angelegenheiten zu beraten. In den Ver⸗ 
ſammlungen bringen die einzelnen Mitglieder die zu unter⸗ 
ſtützenden Familien in Vorſchlag. Die Zuwendung an die 
Armen erfolgt meiſt in Naturalien. Die Koſten werden ge⸗ 
deckt durch Mitgliedsbeiträge und freiwillige Spenden. 


i) Die private Armenpflege. 

Seit dem 19. Jahrhundert wurde die private Wohl⸗ 
tätigkeit in Greifswald nicht nur durch die Errichtung zahl⸗ 
reicher Stiftungen, ſondern auch durch verſchiedene Vereine 
ausgeübt. 

An erſter Stelle iſt der „Privatarmenverein“ zu 7 EN 
der bereits im Jahre 1843 gegründet wurde. 

Der Gedanke, von dem dieſer Verein getragen wurde, 
war der, daß die Aufgabe der Armenpflege nicht gelöſt werden 
könne, wenn ſie nur als eine polizeiliche und nicht auch als ein 
Werk chriſtlicher Liebe aufgefaßt werde. 

Nach einem aus dem Jahre 1850 vorliegenden Jahres⸗ 
bericht belief ſich die Zahl der Mitglieder 1849 auf 277, die zu⸗ 
ſammen 1754,43 Mark an Beiträgen lieferten. 

Verwendet wurde das Geld hauptſächlich zum Kauf 
von Heizungesmatrial, Kleidungsſtücken lund Nahrungs⸗ 
mitteln, mit denen beſonders verſchämte Arme unterſtützt 
wurden. Als im Laufe der Jahre die ſtädtiſche Armenpflege 
immer beſſer organiſiert wurde, nahm die Mitgliederzahl des 
Privatarmenvereins ſtändig ab, ſodaß man im Jahre 1891 
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beſchloß, die Tätigkeit des Vereins auf die kirchlichen Gemein⸗ 
den zu übertragen!). 


Der allgemeine Armenverein gegen Hausbettelei. 

Zu dem Privatarmenverein geſellte ſich im Jahre 1869 
„der allgemeine Armenverein gegen Hausbettelei“ mit dem 
Zwecke, „in ſich die Wohltätigkeit ſeiner Mitglieder gegenüber 
den Armen und Bedürftigen Greifswalds und ſeiner Vorſtädte 
zu conzentrieren, und ſo der Hausbettelei entgegenzuwirken.“ 

Von den Mitgliedern des Vereins, der faſt nur aus Haus⸗ 
beſitzern beſtand, wurde als Grundſatz aufgeſtellt, in ihren 
Häuſern den ſogenannten Hausbettlern keine Almoſen zu ge⸗ 
währen. Dagegen wurde die Unterſtützung der wirklich Be⸗ 
dürftigen erſtrebt. Zu dieſem Zwecke teilte man die Stadt in 
mehrere Bezirke ein, an deren Spitze ein „Direktor“ trat, der 
allmonatlich eine Verſammlung der jedem Armenbezirk zu⸗ 
gewieſenen Vereinsmitglieder zuſammenzurufen hatte. | 

Hier wurde die Lage der zu unterſtützenden Armen, das 
Maß des Bedürfniſſes und die Art und Weiſe wie den einzelnen 
Notleidenden zu helfen ſei, beſprochen. 

Aber auch dieſer Verein hatte ſich keiner allzulangen 
Dauer zu erfreuen. Er löſte ſich im Jahre 1892 infolge zu ge⸗ 
ringer Beteiligung auf. 


3. Das „Comittee für die Volksküche.“ 


Ferner iſt hier noch der Betrebungen des ſogenannten 
„Comittee für die Volksküche“ zu gedenken, das dem Be⸗ 
dürfnis den minderbemittelten Klaſſen ein billiges Mittag⸗ 
eſſen zu verſchaffen, Rechnung tragen wollte). 

Im Dezember 1867 erließen 14 Greifswalder Bürger, 
die ſich unter dem Namen „Comittee für die Volksküche“ zu⸗ 
ſammengeſchloſſen hatten, an die wohlhabende Bevölkerung 


1) Vgl. S. 89. 
2) Vergl. Magiſtratsakte 105, 8b. 
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Greifswalds einen Aufruf, um durch freiwillige Spenden die 
zur Errichtung einer Volksküche nötigen Mittel zu erhalten. 
Es wurde auch jetzt einmal wieder der Beweis von dem 
ſtets regen Gemeinſinn der Greifswalder Bürgerſchaft ge⸗ 
liefert, indem die Sammlungen annähernd 3000 Mark ergaben. 
Nach Vollendung der baulichen Einrichtungen konnte 
der Betrieb der Volksküche am 5. Januar 1868 in der ehe⸗ 
maligen Waſchküche des „Gaſthofss zum Prinzen von Preu⸗ 
ßen“ eröffnet werden. 

Die Sepiſen wurden gegen Aushändigung einer Eß⸗ 
marke verabfolgt. Eine ganze Portion koſtete 13 Pfennig, 
während für eine halbe 9 Pfg. zu entrichten waren. 

Die Aufſicht in der Küche wurde abwechſelnd von einem 
Kommitteemitglied vorgenommen!). 
Leider war die Volksküche nicht von langem Beſtand. 


Bereits am 31. März des Gründungsjahres mußte ſie 
wieder geſchloſſen werden, weil das bisher benutzte Lokal dem 
„Committee“ entzogen wurde und „die eingetretene milde 
Witterung die Einrichtung eines neuen übrigens auch ſchwer 
zu findenden geeigneten Küchenlokals unzweckmäßig er⸗ 
ſcheinen ließ.“ | 

Wie großen Anklang die Volksküche bereits bei der min⸗ 
derbemittelten Bevölkerung gefunden hatte, geht daraus her⸗ 
vor, daß in der kurzen Zeit ihrer Dauer vom 5. Januar bis 
31. März 1868 25973 ganze und 684 halbe Portionen veraus⸗ 
gabt wurden. 

Im Durchſchnitt gelangten alſo pro Tag 302 ½ Portion 
zur Verteilung. 

Die Zubereitung der Speiſen hatte in ieh Zeit 4314 
Mark gekoſtet. Dagegen brachte der Erlös aus dem Verkauf 
der Eßmarken 3297 Mark ein, ſodaß im ganzen 1017 Mark 
oder 4 Pfennig auf die Portion zugeſetzt e 


1) Es iſt noch beſonders zu erwähnen, daß Damen „dem 1 
mittee“ nicht angehören durften. 
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Von dem übriggebliebenen Vermögen des „Comittee 
für die Volksküche“ in Höhe von 1544 Mark erhielt im Jahre 
1871 ein Teil der „Verein zur Unterſtützung der eingezogenen 
Reſerviſten und Landwehrmänner,“ während der Reſt dem 
Magiſtrat als ein Hülfsfond für außerordentliche Notſtände 
zugewieſen wurde. 


4. Der vaterländiſche Frauenverein. 

Eine beſondere ſegensreiche Tätigkeit auf dem Gebiete 
der privaten Armenpflege hat der vaterländiſche Frauenverein 
entfaltet, der vor der Revolution unter dem Protektorat der 
Deutſchen Kaiſerin ſtand. 

Im Jahre 1868 wurde er als Zweigverein des in Berlin 
beſtehenden Hauptvereins gegründet. 

Seine Hauptaufgabe erblickt er darin, bei außerordent⸗ 
lichen Notſtänden in Kriegs⸗ und Friedenszeiten ſogleich helfend 
einzutreten; daneben geht ſein Beſtreben auch dahin, die tägliche 
Not nach Kräften zu lindern. 

Der Verein tat ſich beſonders hervor, während des 
deutſch⸗franzöſiſchen Krieges 1870/71, bei den großen Sturm⸗ 
fluten, die Greifswald im November 1872 und im Dezember 
1883 heimſuchten, und endlich während des letzten Welt⸗ 
krieges. | 

Größere Verdienſte erwarb ſich der „vaterländiſche 
Frauenverein“, auch noch um die Errichtung eines Siechen⸗ 
hauſes. 

Zu dieſem Zwecke kaufte der Verein im Mai 1883 von 
der Stadt zum Preiſe von 3000 Mark die in der Steinſtraße 
gelegenen Grundſtücke Nr. 15/17. 

Da die Grundſteinlegung der neuzuerbauenden Anſtalt 
am 30. Juli 1883, am 400. Geburtstage von Martin Luther 
ſtattfand, wurde dem Siechenhaus der Name „Martin⸗Stift“ 
beigelegt. 

Am 21. Auguſt 1884 übergab man das Gebäude ſeiner 
Beſtimmung. 
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Die Leitung und Verwaltung des Stiftes wird durch 
ein Kuratorium ausgeübt, das ſich aus 3 Damen und 3 Herren 
des vaterländiſchen Frauenvereins, einem Mitgliede des 
Pommerſchen Johanniter⸗Convents und einem Vertreter des 
Magiſtrats zuſammenſetzt. 

Die Anſtalt dient zu zwei verſ chledenen Zwecken und zwar 

1. zur Fürſorge, Wartung und Pflege von ſiechen Per⸗ 
ſonen beiderlei Geſchlechts und jeglichen Alters, ohne 

Unterſchied der Religion, 

2. zur Wartung und Pflege von Kindern beiderlei Ge⸗ 

ſchlechts chriſtlicher Eltern, im Alter von 4 bis 14 Jahren. 

Die Anſtalt iſt für 23 Sieche und 12 Kinder eingerichtet. 
Die Stiftsbewohner haben, ſoweit ihre Kräfte reichen, inner⸗ 
halb der Anſtalt hülfsreiche Dienſte zu leiſten. Die Pflegeſätze 
betrugen urſprünglich jährlich für eine erwachſene Perſon je 
nach dem Grade der Hülfsbedürftigkeit 120—200 Mark, für 
ein Kind 120—150 Mark. Seit einigen Jahren find die Sätze 
aber auf 500 bezw. 250 Mark erhöht worden. 

Die Anſtalt gewährt Beköſtigung und Wartung, Reini⸗ 
gungsbäder, Wohnung, Bett, ſowie Heizung und Licht. 

Für die Verwaltung des Martinſtifts bildete man eine 
Spezialkaſſe, die geſpeiſt wurde, einmal durch die eigenen 
Einnahmen an Pflegegeld und ſonſtigen freiwilligen Zuwen⸗ 
dungen, ſodann durch Zuſchüſſe aus der Kaſſe des vater⸗ 
ländiſchen Frauenvereins hierſelbſt. 

Da die Koſten für die Unterhaltung des Inſtituts ſich 
aber ſchon bald als ſehr hoch erwieſen, wurde im Jahre 1889 
das Grundſtück mit Siechenhaus und vollſtändiger Einrichtung 
an die Pommerſche Genoſſenſchaft des Johanniterordens 
verkauft, die das Stift dann wieder an den vaterländiſchen 
Frauenverein weiter vermietete. 


5. Die evangeliſchen Frauenvereine. 


Ferner wird die private Armenpflege auch noch ausge⸗ 
übt durch die 3 evangeliſchen Frauenvereine, die ſeit Ende der 
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80 iger Jahre an der St. Marien», Nicolai- und Jacobikirche 
beſtehen. Dieſe Vereine haben zum Ziel Hülfsbedürftigen 
aller Art mit Rat und Tat beizuſtehen. 

Zu dieſem Zwecke iſt jede Kirchengemeinde in ver⸗ 
ſchiedene Bezirke eingeteilt, an deren Spitze eine Pflegerin 
ſteht. Dieſe ſucht ſich durch perſönliche Beſuche eine möglichſt 
eingehende Kenntnis der hilfsbedürftigen Einwohner ihres 
Bezirks und deren Verhältniſſe zu verſchaffen. 

Sind Arme und Kranke vorhanden, ſo wendet ſich die 
Pflegerin an die Vorſitzende des Vereins, die über die zu ge⸗ 
währende Unterſtützung entſcheidet. 

Den Armen wird meiſtens durch Naturalien geholfen. 
In beſonderen Fällen kann auch eine Geldunterſtützung ge⸗ 
währt werden. | 

Alle 4 Wochen findet eine Verſammlung der Vereins⸗ 
mitglieder ſtatt, in der für die Armen Kleidungsſtücke ange⸗ 
fertigt werden. 

Die Einnahmen des Vereins ſetzen ſich aus den Mit⸗ 
gliedsbeiträgen und freiwilligen Spenden zuſammen. 


6. Der Privatnäh verein. 

Auch beſteht in hieſiger Stadt noch ein Privatnähverein, 
der vor etwa 75 Jahren von einigen wohlhabenden Damen 
ins Leben gerufen wurde. Er hat ſich zur Pflicht gemacht, in 
den allmonatlich ſtattfindenden Zuſammenkünften für arme 
Kinder Kleider zu nähen, die in jedem Jahr vor dem Weih⸗ 
nachtsfeſt zur Verteilung gelangen. 


7. Vereine zur Vorbeugung der Armut. 


Endlich ſeien auch noch diejenigen Vereine erwähnt, die 
es ſich zur Aufgabe gemacht haben, der Armut vorzubeugen. 


a) „Verein gegen den Mißbrauch geiſtiger Getränke “. 
An erſter Stelle iſt der Verein gegen Mißbrauch geiſtiger 
Getränke anzuführen, der im Jahre 1910 gegründet wurde. 
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Er will durch den Kampf gegen den Alkoholismus eine Haupt⸗ 
quelle der Verarmung beſeitigen helfen und die Bevölkerung 
auf eine höhere Stufe leiblicher Geſundheit, geiſtiger Kraft 
und ſittlicher Tüchtigkeit erheben. Er ſucht dies Ziel zu er⸗ 
reichen durch Erweckung des öffentlichen Gewiſſens mit Hülfe 
von Druckſchriften und periodiſchen Mitteilungen, durch Ein⸗ 
wirkung auf die Preſſe und e von e 
tungsabenden. 


pb) Verein zum „Blauen Kreuz.“ 

Eine ähnliche Tendenz verfolgt der „Blau⸗Kreuz⸗ 
Verein“, der über ganz Deutſchland verbreitet iſt und ſeit einer 
Reihe von Jahren in Greifswald als Zweigverein beſteht. 
Ebenſo gibt es hier eine Loge des Guttemplerordens mit 
gleichem Ziel. 


Rückblick. 


Fur den letzten Zeitabſchnitt iſt für die offene Armen⸗ 
pflege von beſonderer Wichtigkeit die Einführung des Elber⸗ 
felder Syſtems. Dadurch wird eine noch größere Individua⸗ 
liſierung der Armenpflege, als bereits durch die Anſtellung 
der Armenpfleger im Jahre 1854 geſchehen war, vorge- 
nommen. Ferner erfährt die offene Armenpflege eine tat⸗ 
kräftige Unterſtützung ſowohl durch die Errichtung von neuen 
Stiftungen als aber ganz beſonders durch die verſchiedenen 
kirchlichen und privaten Armenvereine. in deren Organiſation 
ſich die Gedanken des Elberfelder Syſtems i immer wieder beob⸗ 
achten laſſen. 

Die geſchloſſene Armenpflege wird über die bereits ſeit 
dem Mittelalter beſtehenden Wohlfahrtsanſtalten hinaus durch 
die Errichtung des Armenarbeitshauſes erweitert. Auch wird 
in der neuerrichteten Armenkolonie armen kinderreichen Fa⸗ 
milien ein freies Unterkommen gewährt. 

Die Kinderfürſorge wird jetzt auch ein Beſtandteil der 
Armenpflege. Vorbildlich für die Kinderpflege iſt die Grün⸗ 
dung des Vereins für Säuglingsfürſorge die Errichtung der 
Kinderſtube und ſchließlich die Einführung der Vormund⸗ 
ſchaftsordnung. 

Der geſchloſſenen Armen⸗ Krankenpflege erwächſt ein 
großer Vorteil dadurch, daß es den unbemittelten Kranken 
geſtattet iſt, die verſchiedenen Univerſitätskliniken unent⸗ 
geltlich zu benutzen. Die Stadt braucht nicht wie andere Städte 
ein eigenes ſtädtiſches Krankenhaus zu errichten. 

Für die offene Armenkrankenpflege wird es von großer 
Bedeutung, daß ſowohl die proteſtantiſche, als auch die katho⸗ 
liſche Kirche ſich der kranken Armen durch die Diakoniſſinnen 


und grauen Schweſtern annehmen. 
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Seit dem Jahre 1898 ift die ſtädtiſche Armendeputation 
fortgeſetzt bemüht, eine Vereinigung und Zentraliſierung aller 
kirchlichen und privaten Wohltätigkeitsvereine zu erreichen. 

Als Ziel wird dabei betrachtet, vornehmlich eine nach⸗ 
haltige und vertiefte Fürſorge für die wirklich Bedürftigen 
herbeizuführen, ſowie das Bettelweſen und den Mißbrauch 
der Wohltätigkeit planmäßig zu bekämpfen. 

Die Vereine haben ſich aber bis jetzt all dieſen Be⸗ 
ſtrebungen gegenüber ablehnend verhalten, da ſie einmal 
nicht wünſchen, ihre bisherige Selbſtändigkeit zu verlieren, 
dann aber auch befürchten, daß die bisher von ihnen unter⸗ 
ſtützten Armen, die ſich teilweiſe aus Schamgefühl wei⸗ 
gern, die ſtädtiſche Armenverwaltung in Anſpruch zu nehmen, 
in noch größere Armut geraten. b 

Hoffentlich läßt ſich doch noch zu Nutz und Frommen aller 
durch das von der Stadt geplante neue Wohlfahrtsamt ein 
loſer Zuſammenſchluß der kirchlichen und privaten Armen⸗ 
vereine mit der ſtädtiſchen Armenverwaltung ermöglichen, 
ohne daß die privaten Wohlfahrtsorganiſationen in 5 
Abhängigkeit von der Stadt geraten müſſen. 
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Schlußwort. 


Das Armenweſen Greifswalds iſt im Laufe der Jahr⸗ 
hunderte manchem Wechſel unterworfen geweſen. 

Obwohl in den einzelnen Zeitabſchnitten je nach den 
Umſtänden auf dem Gebiete der Armenpflege große Ver⸗ 
änderungen vorgenommen wurden, ſo konnten wir aber doch 
feſtſtellen, daß der Sinn für private Wohltätigkeit immer 
wieder erwacht iſt. | 

Gleichſam als ein roter Faden zieht ſich durch die ganze 
Entwickelung des Greifswalder Armenweſens die Mildtätig⸗ 
keit der Bürger, die ſich in alter Zeit ſtets durch reichliche Un⸗ 
terſtützungen der Armenanſtalten und durch Stiftungen zu 
Gunſten ihrer armen Mitmenſchen, in neuerer Zeit aber auch 
vor allem durch Gründung von Wohlfahrtsvereinen, hervor⸗ 
getan haben. 

Möge dieſer Wohltätigkeitsſinn auch für die Zukunft 
immer ein Hauptzug in dem Charakter der Greifswalder 
bleiben! 


Lebenslauf. 


Geboren wurde ich am 15. März 1890 zu Oberhauſen 


(Rhld.) als älteſter Sohn des Kaufmanns Hermann 


Arntz. Nach Ablegung der Reifeprüfung am ſtädt. Real⸗ 
gymnaſium zu Duisburg⸗Ruhrort widmete ich mich Oſtern 
1912 dem Studium der Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaften. 
3 Semeſter ſtudierte ich in München, je 1 Semeſter in Berlin 
und Tübingen. 

Meinen durch den Weltkrieg unterbrochenen Studien⸗ 
gang nahm ich im Februar 1919 an der Unverſität Greifs⸗ 


wald wieder auf. Am 22. III. 20 legte ich die mündliche 


Doktorprüfung ab. 


